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Kein Schlussstrich 

Die Urteile im NSU-Prozess sind gesprochen. Tau¬ 
sende demonstrieren für eine lückenlose Aufklä¬ 
rung - auch über die Rolle der Geheimdienste. 

Seite 4 und 8 


Venezolanische Verhältnisse 

Kein Ende der Gewalt in Nicaragua-Verantwortli¬ 
che des „Nationalen Dialogs“ sympathisieren mit 
kriminellen Banden. 
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Thema der Woche 


Noch sieben Wochen 

Das UZ-Pressefest rückt nahe. In nur sieben 
Woche heißt es: Feste feiern für den Frieden. 
Dieser UZ liegt ein Pressefest-Extra bei, das 
bereits einiges aus dem Programm verrät. 
Außerdem schreibt Wera Richter über die in¬ 
haltlichen Schwerpunkte, über mögliche Hö¬ 
hepunkte und persönliche Favoriten (Seite 9). 
Auf Seite 11 wird ein Vorgeschmack auf den 
Auftritt von Esther Bejarano und Microphone 
Mafia gegeben und das Programm der DKP 
Dortmund zeigt, dass Gruppen und Bezirke 
wieder eine Menge zum Gelingen des Pres¬ 
sefestes beitragen werden (Seite 15). 

Seiten 9,11,15 und Beilage 


Im Kampfmodus 

Die USA sind zum Handelskrieg fest entschlossen 



Chinesische Waren, wie hier im Hafen ibn Los Angeles, werden mit hohen Zöllen belegt. Das US-Handelsdefizit hat dies 
bisher nicht verringert. 


D ie USA und die VR China be¬ 
finden sich im Vorkriegsmo¬ 
dus. Offensichtliche Hamster¬ 
käufe haben das Handelsvolumen 
zwischen den beiden Staaten im 
ersten Halbjahr 2018 um 13,1 Pro¬ 
zent auf satte 301 Mrd. Dollar hoch¬ 
schnellen lassen. Dabei stieg das 
Handelsbilanzdefizit der USA im 
Juni auf 28,97 Mrd. Dollar. Aufs Jahr 
umgerechnet sind das rund 350 Mrd. 
Dollar. Donald Trump ist erklärter¬ 
maßen angetreten, diesen Wert zu re¬ 
duzieren. Die chinesische Führung - 
und noch stärker die deutsch/europä¬ 
ische - wollen ihre Überschüsse nach 
Kräften verteidigen. 

Also hat der US-Präsident begon¬ 
nen, die Spielregeln zu ändern. An¬ 
fang Juli sind die ersten Zölle über 
25 Prozent auf chinesische Güter in 
Kraft getreten - zollpflichtiges Volu¬ 
men: über 34 Mrd. Dollar. Die zwei¬ 
te Tranche mit einem Volumen von 
16 Mrd. Dollar wird in Kürze folgen. 
Betroffen sind über 800 verschiedene 
Produktarten, bezeichnenderweise 
vor allem High-Tech-Produkte, Elek¬ 
tronik-, Robotik- und Luftfahrtpro¬ 
dukte, medizinische Ausrüstungen, 
Industriemaschinen, Autos. 

Die Volksrepublik hat gewisser¬ 
maßen symmetrisch reagiert. Auch 
sie hat Zölle auf US-Waren in einem 
Volumen von 34 Mrd. Dollar ab so¬ 
fort in Kraft gesetzt. Weitere Zölle im 
Volumen von 16 Mrd. Dollar liegen 
in der Schublade. Betroffen sind 500 
verschiedene Güter: Rohöl, Fleisch, 
Feldfrüchte, Korn, Soja, Mais, Gelän¬ 
dewagen, Whisky. 

Darauf hat wiederum die US- 
Regierung reagiert. Trump kündig¬ 
te zwei weitere Eskalationsstufen 
an: „Und dann sind wir, wie bekannt 
ist, auf weitere 200 Milliarden einge¬ 
stellt, und nach den 200 Milliarden 
sind wir auf 300 Milliarden einge¬ 
stellt. Okay? Dann haben wir 50, plus 
200, plus ungefähr 300“ (Mrd. Dol¬ 
lar). Damit wäre dann nahezu das 
gesamte chinesische Exportvolumen 
mit erheblichen Zöllen belegt. Noch 


Die Belegschaften der Unikliniken 
Düsseldorf und Essen haben mit 
ihren Streiks die Vorstände ihrer 
Häuser dazu gezwungen, über eine 
tariflich geregelte Entlastung der 
Beschäftigten zu verhandeln. Am 
Montag dieser Woche beschlossen 
sie, die laufenden Streiks mit Ende 
der Nachtschicht am Mittwochmor¬ 
gen auszusetzen. Am Mittwoch und 
am Freitag sollten die ersten Ver¬ 
handlungen zwischen ver.di und der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) stattfinden, die die Verhand¬ 
lungen im Auftrag der Klinikvorstän¬ 
de führt. 

In der vergangenen Woche hatte 
die TdL von ver.di gefordert, dass die 
Belegschaften ihre Streiks aussetzen 
müssten, bevor sie zu Verhandlungen 
bereit wäre. Am Montag trafen sich 


geht es bei den weiteren Eskalations¬ 
stufen um Zölle von 10 Prozent. Das 
muss nicht so bleiben, aber schon da¬ 
mit wäre ein Preisaufschlag von rund 
60 Mrd. Dollar auf chinesische Waren 
festgeschrieben. Das, zusammen mit 
den chinesischen Gegenzöllen, dürf¬ 
te bei nicht wenigen für ein unange¬ 
nehmes Erwachen sorgen. 

Die chinesische Führung musste 
feststellen, dass die Zugeständnisse, 
zu denen sie bereit war und die sie 
teilweise schon in Kraft gesetzt hat¬ 
te, keinen großen Eindruck auf die 
US-Führung zu machen scheint. Ein 
Deal, wie von der chinesischen Seite 
gewünscht, ließ sich nicht vereinba¬ 
ren. „Dieser Handelskonflikt ist völ¬ 
lig einseitig von der amerikanischen 
Seite vom Zaun gebrochen worden. 
Die chinesische Seite möchte ihn ei- 


650 Streikende aus Düsseldorf und 
Essen in Duisburg und diskutierten 
kontrovers darüber, ob sie den Kli¬ 
nikvorständen dieses Zugeständnis 
machen sollten, ver.di erwartet, dass 
die Arbeitgeber der Gewerkschaft 
vor allem an vier Punkten schnell 
entgegenkommen: Die verschiede¬ 
nen Berufsgruppen müssten spürbar 
entlastet werden; es müsse ein Ver¬ 
fahren für die realistische Ermittlung 
des Personalbedarfs gefunden wer¬ 
den; nötig seien klare Konsequenzen 
für den Fall, dass der Tarifvertrag un¬ 
terlaufen wird; und die Gewerkschaft 
fordert Sofortmaßnahmen, mit denen 
schon vor der Umsetzung des Tarif¬ 
vertrags eine gewisse Entlastung er¬ 
reicht werden könnte. Für die ge¬ 
plante Halbzeit der Verhandlungen 
am Freitag dieser Woche plant ver.di, 


gentlich nicht ausfechten“, sagte Shi 
Mingde, Chinas Botschafter in Ber¬ 
lin, im „Handelsblatt“. 

Die US-Führung dagegen ist fest 
zum Wirtschaftskrieg entschlossen: 
„Wenn du mit ungefähr 800 Milliar¬ 
den Dollar beim Handel im Minus 
bist, kannst du keinen Handelskrieg 
verlieren“, zeigt Trump sich siegessi¬ 
cher. Die Frage ist, ob sich wirklich 
alle, vor allem auch Trumps Unter¬ 
stützer, darüber im klaren sind, was 
ein Handels-, besser ein Wirtschafts¬ 
krieg wirklich bedeutet. 

Tatsächlich sind die „Siegeschan¬ 
cen“ in einem Wirtschaftskrieg für 
die USA - im Vergleich - deutlich 
besser als die seiner Gegner. Nur 
bedeutet Krieg nicht, dass es schnell 
geht und dass es keine Verluste gibt. 
China und die USA sind voneinan- 


die Kollegen über den Zwischenstand 
zu informieren. 

Die Streikenden zeigten sich bei 
der Versammlung in Duisburg skep¬ 
tisch, ob die Arbeitgeber in den Ver¬ 
handlungen einer spürbaren Entlas¬ 
tung zustimmen würden. Allerdings 
sind in den vergangenen Monaten 
in beiden Häusern mehrere hundert 
Kollegen in die Gewerkschaft einge¬ 
treten, die Belegschaften zeigten sich 
selbstbewusst, dass sie auch weitere 
und längere Streiks durchstehen kön¬ 
nen. „Wenn die uns reinlegen wol¬ 
len, sind wir am Montag wieder im 
Streik“, sagt Alexandra Willer von der 
ver.di-Verhandlungskommission und 
Personalratsvorsitzende der Essener 
Uniklinik. 

Der Gewerkschaftssekretär Jan 
von Hagen, der für ver.di an den 


der abhängig, auch wenn dies auf 
die USA im Vergleich in geringerem 
Maße zutrifft als für die VR China. 
Noch. 

Zölle und Handelsvolumina sind 
nur ein Teil des Konfliktes. Trumps 
Wirtschaftskrieg gehört zu einem 
offen geführten geostrategischen 
Kampf um die Vorherrschaft im 
21. Jahrhundert. Dabei geht es um 
Raumbeherrschung im weitesten 
Sinne: Militär, Bündnisfähigkeit, 
Technologieführerschaft, Bewusst¬ 
seinshegemonie, Substitutionsfähig¬ 
keit, Ressourcenzugang, Transport- 
und Verkehrsstrukturen und vieles 
mehr. Hier rüstet die Volksrepublik 
(Neue Seidenstraße) gerade mächtig 
auf. Trumps „Strategie“ trägt Züge ei¬ 
nes gewissen Endkampfes: Vorwärts, 
solange es noch geht. Klaus Wagener 


Tarifverhandlungen teilnimmt, 
schätzt ein: „Die Bundesregierung 
tut so, als wolle sie die Probleme in 
der Pflege lösen. Tatsächlich haben 
erst die Streiks die Klinikvorstän¬ 
de gezwungen, über Entlastung zu 
verhandeln - Gesundheitsminister 
Jens Spahn hat dazu nichts beigetra¬ 
gen.“ Viel wichtiger als das Gerede 
der Minister sei etwas anderes, sagt 
von Hagen: „Die Belegschaften ha¬ 
ben sich selbst organisiert, sie haben 
neues Selbstbewusstsein entwickelt 
und gezeigt: Sie sind es, die ein Kran¬ 
kenhaus führen können, und sie sind 
es, die es auch blockieren können, 
wenn ihre Forderungen nicht erfüllt 
werden.“ 

Olaf Matthes 

Siehe auch Seite 3 


1818 Marx 2018 



ln Deutschland haben also 
alle aktiven Elemente der 
Bourgeoisie seit der Kon¬ 
terrevolution von 184g ihre 
Tatkraft auf kommerzielle 
und industrielle Unterneh¬ 
mungen gerichtet, so wie 
der denkende Teil der Nation 
das Philosophieren zuguns¬ 
ten der Naturwissenschaf¬ 
ten aufgegeben hat. Die im 
Krieg neutral gebliebenen 
Deutschen haben um soviel 
mehr Kapital akkumuliert, 
als ihre französischen Nach¬ 
barn in den Krieg hineinge¬ 
steckt haben. 

Marx/Engels, Die Geldkrise in Europa 
(1856), MEW Band 12, Seite 56 


Büchel dichtmachen! 

Die Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend (SDAJ) und die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP) beteili¬ 
gen sich seit 2016 an der jährlich statt¬ 
findenden 20-monatigen Aktionsprä¬ 
senz der Kampagne „Büchel - atom¬ 
waffenfrei“. SDAJ und DKP fordern: 
STOPP DER NUKLEAREN AUF¬ 
RÜSTUNG IN DEUTSCHLAND! 
ABZUG DER US-ATOMBOMBEN 
AUS BÜCHEL! 

VERBOT ALLER ATOMWAFFEN! 
Die Aktionspräsenz der SDAJ und 
der DKP ist am kommenden Wochen¬ 
ende, vom 19.-22. Juli 2018. 

Unsere Aktionen in Büchel: 

Freitag, 20. Juli 2018 
10 UHR AKTIONEN 
vor dem Fliegerhorst Büchel/Rhein¬ 
land-Pfalz 

18 UHR „RÜSTUNGSKONVERSI¬ 
ON“ Veranstaltung mit Anne Rieger 
(Bundesausschuss Friedensratschlag) 
Samstag, 21. Juli 2018 
14 UHR KUNDGEBUNG 
vor dem Haupttor des Fliegerhors¬ 
tes mit Vertreterinnen und Vertre¬ 
tern Kommunistischer Parteien aus 
Deutschland, Luxemburg, Belgien 
und den Niederlanden 
18 UHR „GESCHICHTE UND 
ERFAHRUNGEN DER FRAU¬ 
ENFRIEDENSBEWEGUNG“ Ge¬ 
spräch mit Kommunistinnen, autono¬ 
men und pazifistischen Frauen 
21 UHR WORKING CLASS SONG 
NIGHT 

Hinweise 

Diese UZ-Ausgabe ist eine Doppel¬ 
nummer, die nächste Ausgabe er¬ 
scheint am 3.8. 

Dieser Ausgabe liegt die zweite Pres¬ 
sefest-Zeitung bei 


Streik zwingt Klinikvorstände zu verhandeln 

Essen und Düsseldorf: Erster Erfolg im Kampf um Entlastung 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kurzzeitpflege kommt viel zu kurz 

Wenn Pflegeplätze zur Ware werden, bleiben die Bedürftigen auf der Strecke 



D er Landkreis Recklinghausen 
hat schon vor zwei Jahren im 
Rahmen der kurz zuvor wieder 
eingeführten Pflegebedarfsplanung ein 
Überangebot an Plätzen in stationären 
Pflegeeinrichtungen festgestellt. Denn 
vor allem private Träger strömen seit 
Einführung der Pflegeversicherung 
auf den attraktiven Pflegeimmobili¬ 
enmarkt und bauten zahlreiche neue 
Pflegeeinrichtungen. Um dieses Über¬ 
angebot zu reduzieren, hat der Kreis 
Recklinghausen die Förderung von 
Neubauten mit dem sogenannten Pfle¬ 
gewohngeld eingestellt. Dies kommt 
faktisch einem Baustopp gleich. Als 
dieser Beschluss im Kreistag gefasst 
wurde, hat man jedoch zwei Punkte 
nicht ausreichend bedacht. So greift 
am 1. August eine gesetzlich geregelte 
Einzelzimmerquote für Altenpflege¬ 
heime von 80 Prozent. Einige Heimträ¬ 
ger haben noch bis zur letzten Minute 
gehofft, dass der Kelch an ihnen vorü¬ 
bergeht und sie noch die Kohle für die 
höhere Bettenzahl einstreichen kön¬ 
nen. Die Heimaufsichten werden ab 
dem 1. August 2018 für diese Heime ei¬ 
nen Belegungsstopp anordnen, der so 
lange aufrecht gehalten wird, bis sich 
die Zahl der Betten so weit reduziert 
hat, dass eine 80-prozentige Einzelzim¬ 
merquote erreicht ist. Durch den Bau- 
und den Belegungsstopp wird sich die 
Zahl der Plätze in den Alten- und Pfle¬ 
geheimen zu Lasten der Kurzzeitpfle¬ 
geplätze verknappen. Woran liegt das 
denn? 

„Zufälliges“ 

Kurzzeitpflege-Angebot 

Der Bauboom bei Altenpflegeeinrich¬ 
tungen hat in den letzten Jahren in der 
Regel zu einem Überangebot an Heim¬ 
plätzen geführt, so dass in den meisten 
Pflegeheimen Betten unbelegt blieben. 
Um die damit verbundenen Einnahme¬ 
verluste zu verringern, hat man die für 
die Langzeitpflege vorgesehen Betten 
einfach mit Kurzzeitpflege belegt. Bei 
diesen Kurzzeitpflege-Plätzen handel¬ 
te es sich also um sogenannte „zufälli¬ 
ge“ oder „eingestreute“ Kurzzeitpflege. 
Mit der zunehmenden Verknappung 
von Plätzen in stationären Pflegeein¬ 
richtungen werden die Heimträger ihr 
„zufälliges“ Kurzzeitpflege-Angebot 
zugunsten des lukrativeren Langzeit¬ 
pflege-Angebotes wieder aufgeben. 
Schon heute ist es so, dass Pflegebe¬ 
dürftige keinen Kurzzeitpflege-Platz 
in ihrer Stadt - geschweige denn in 
ihrem Wohnumfeld - finden können. 
Sie müssen dann freie Plätze weitab 
von ihrem Zuhause belegen. Das ver¬ 
schlechtert ihre sozialen Kontakte und 
erhöht den Druck, nach der Kurzzeit¬ 


pflege im Heim in die Langzeitpflege 
zu wechseln. Das aber läuft nicht sel¬ 
ten sowohl den Interessen der betrof¬ 
fenen Pflegebedürftigen als auch dem 
gesetzlichen Anspruch „Ambulant vor 
Stationär“ zuwider. 

Bedeutung der Kurzzeitpflege 

Die Bedeutung der Kurzzeitpflege hat 
für das Verbleiben von Pflegebedürf¬ 
tigen in ihrem Zuhause eine hohe Be¬ 
deutung. Die Kurzzeitpflege kommt 
z.B. in folgenden Fällen in Betracht: 

★ Im Anschluss an einen Kranken¬ 
hausaufenthalt als Umstellungsphase, 
bis eine sachgerechte Pflege organi¬ 
siert ist oder der Pflegebedürftige wie¬ 
der allein leben kann. 

★ Zur Überbrückung bei einem kurz¬ 
fristig eingetretenen Pflegefall, um die 
Wohnung altersgerecht umbauen und 
die Pflege organisieren zu können. 

★ Im Fall einer kurzfristigen Ver¬ 
schlimmerung der Pflegebedürftigkeit, 
wenn deshalb die Angehörigen keine 
optimale Versorgung mehr gewährleis¬ 
ten können. 

★ Während des Ausfalls von Haupt¬ 
pflegepersonen. 

★ Zur vorübergehenden physischen 
und psychischen Entlastung der Pfle¬ 
gepersonen vom oft harten Pflegeall- 
tag. 


Die Pflegekassen bezahlen für vier 
Wochen im Jahr eine stationäre Kurz¬ 
zeitpflege. 

Festes, solitäres 
Kurzzeitpflege-Angebot 

Kaum ein Träger ist jedoch bereit, fes¬ 
te (sog. solitäre) Kurzzeitpflege-Plätze 
anzubieten. Denn daran lässt sich der¬ 
zeit kaum etwas verdienen, weil die 
Betten nicht ständig belegt sind. Die 
Betten dürfen nicht für die Langzeit¬ 
pflege genutzt werden. Das Personal 
muss ständig vorgehalten werden. Au¬ 
ßerdem erhöht sich der Verwaltungs¬ 
und Dokumentationsaufwand bei 
Kurzzeitpflege, weil die Pflegebedürf¬ 
tigen ständig wechseln. Die Ausstat¬ 
tung von Kurzzeitpflege-Plätzen muss 
denen einer möblierten Wohnung ent¬ 
sprechen, weil die Pflegebedürftigen 
ihr Zuhause ja behalten und daher 
keine Möbelstücke und Geräte mit in 
die Pflegeeinrichtung nehmen können 
oder wollen. Dem höheren Anspruch 
an Hilfe und Versorgung, den viele 
Pflegebedürftige oftmals von zu Hause 
gewohnt sind, wird zumindest in einem 
Heim aufgrund der personellen Situa¬ 
tion nicht Rechnung getragen. Dem¬ 
entsprechend häufen sich die Konflikte 
mit Pflegebedürftigen in der Kurzzeit¬ 
pflege eines Heimes. Die Kostenträger 


(Pflegekassen und Sozialhilfeträger) 
sind aber bisher nicht bereit gewesen, 
im Rahmen der Pflegebedarfsplanung 
die Errichtung von festen Kurzzeitpfle- 
ge-Einrichtungen bzw. -Angeboten zu 
fördern und eine kostendeckende Fi¬ 
nanzierung sicherzustellen. 

Kommunale Verantwortung 
für ein ausreichendes 
Kurzzeitpflege-Angebot 

Detlev Beyer-Peters, sachkundiger 
Bürger der Bürgerliste „WiR für Marl“, 
schätzt ein: „Solange nicht der Bedarf 
von Pflegebedürftigen, sondern die Kos¬ 
ten im Vordergrund stehen und so lan¬ 
ge nach Profit strebende private Träger 
gesetzlichen Vorrang vor allen anderen 
Trägern genießen, so lange muss für eine 
ausreichendes Versorgungsangebot ge¬ 
kämpft werden.“ Die Auseinanderset¬ 
zung für ein ausreichendes Kurzzeitpfle¬ 
ge-Angebot muss in der jeweiligen Stadt 
geführt werden, weil die Kommunen für 
die Sicherstellung eines ausreichenden 
Angebotes zuständig sind. 

In Marl hat die Bürgerliste die Si¬ 
tuation analysiert. Auf etwa 1 000 fes¬ 
te Pflegeplätze in der Stadt, die zu fast 
100 Prozent belegt sind, entfallen 73 
„eingestreute“ und gerade einmal vier 
feste Plätze auf die Kurzzeitpflege. Det¬ 
lev Beyer-Peters stellt fest: „Der Bedarf 


an Kurzzeitpflege wird sich durch die 
Veränderungen infolge der Pflegestär¬ 
kungsgesetze in den nächsten Jahren 
erheblich erhöhen. Da in nächster Zeit 
kein Heim mehr in Marl gebaut werden 
darf, werden sich über kurz oder lang 
die Wartelisten für die stationäre Pfle¬ 
ge wieder füllen. In diesem Fall werden 
die Heime immer weniger Platz für ein¬ 
gestreute Kurzzeitpflege haben.“ 

Daher hat die Bürgerliste im Rat 
der Stadt Marl beantragt, auf den Kreis 
Recklinghausen dahingehend einzu¬ 
wirken, dass die Pflegebedarfsplanung 
hinsichtlich des Angebots an Kurz- und 
Langzeitpflege-Plätzen überprüft wird. 
Detlev Beyer-Peters: „Die Bürgerliste 
WiR favorisiert zur Erhaltung des der¬ 
zeitigen Kurzzeitpflege-Angebotes in 
Marl im Interesse der Pflegebedürftigen 
den Neubau von eigenständigen Kurz¬ 
zeitpflege-Einrichtungen (ggfs, auch 
eigenständig in Anbindung an andere 
Pflegeeinrichtungen wie z.B. ambulan¬ 
te Dienste, Tages- und Nachtpflege oder 
im Rahmen von Pflege-Versorgungszen- 
tren) statt von Alten- und Pflegeheimen. 
Wir sprechen uns außerdem dafür aus, 
dass der Kreis Recklinghausen Konzep¬ 
te für die Organisation, Finanzierung, 
Zielgruppen und Öffentlichkeitsarbeit 
für Kurzzeitpflege-Einrichtungen erar¬ 
beitet.“ Werner Sarbok 


DGB kritisiert Arbeitsbedingungen in den „Tower Barracks“ 

US-Army hat mit deutschem Arbeitsrecht nichts am Hut 


Der DGB-Kreisverband Coesfeld er¬ 
hebt schwere Anschuldigungen hin¬ 
sichtlich der Arbeitsbedingungen im 
US-Standort „Tower Barracks“ in 
Dülmen. In den Tower Barracks wur¬ 
den ungereinigte Fahrzeuge aus Afgha¬ 
nistan, Kuweit und anderen Einsatzge¬ 
bieten angeliefert. In den angelieferten 
Fahrzeugen habe es eine weiße Staub¬ 
schicht gegeben. Aus welchen Stoffen 
sich diese Schicht zusammensetzte, 
erfuhren die Beschäftigten nicht. Die 
Fahrzeuge wurden in Dülmen gereinigt, 
abgeschliffen und für die neuen Einsät¬ 
ze neu lackiert. 

Auf einer Pressekonferenz am 
vergangenen Freitag führte der Dül- 
mener DGB-Vorsitzende Ortwin 
Bickhove-Swiderski aus, dass der 
Gewerkschaft mehrere verbindliche 
Aussagen von Beschäftigten und ehe¬ 
maligen Beschäftigten in den „Tower 
Barracks“ vorliegen. Im Tenor seien 
die Aussagen deckungsgleich, es geht 
um schwere Verstöße gegen den Ar¬ 
beitsschutz. 

Die konkreten Vorwürfe lauten: 


★ Vorgeschrieben sei, dass nach zwei 
Stunden Schleifen eine Pause zu erfol¬ 
gen hat. In den Tower Barracks hätten 
die Beschäftigten bis zu elf Stunden 
durcharbeiten müssen. In dieser Zeit 
seien keine Ventilatoren in den Ein¬ 
richtungen angeschlossen. 

★ Der Arbeitgeber habe unzureichen¬ 
de Schutzanzüge und Schutzmasken 
verteilt. Der vor einem Arbeitsgericht 
klagende Vorarbeiter David Wright Pa- 
terson musste mehrmals ohne Schutz¬ 
kleidung in den Lackierzelten Tätigkei¬ 
ten verrichten, auf seinen mehrmaligen 
Protest hin wurden ihm Einmalmund¬ 
schutz wie bei einer Grippewelle aus¬ 
gehändigt. 

★ Insgesamt seien 18 Kollegen beim 
Ausladen von Holzkisten mit elektri¬ 
schen Verteilerkästen über vier Wo¬ 
chen sechs bis sieben Stunden täglich 
mit Cadmiumdioxid kontaminiert wor¬ 
den. Der Chef habe erklärt, die Be¬ 
schäftigten sollten sich nicht so anstel¬ 
len, schließlich hätten sie nicht in dem 
Zeug gebadet. Die Kisten seien drau¬ 
ßen auf dem Gelände gelagert worden, 


ohne Dekontaminierung. Das Cadmi¬ 
um ist somit in die Luft und in das Dül- 
mener Grundwasser eingedrungen. Es 
fehle an Abscheidevorrichtungen. 

★ Es habe sich zwei Tage vorher ein 
Inspekteur angekündigt. Die Beschäf¬ 
tigten mussten die verseuchten Kisten 
auseinanderschlagen und in das Ge¬ 
bäude Nr. 31 bringen. Dem Inspekteur 
wurde ein poliertes Gerät vorgeführt, 
er sei dann abgezogen. Dieses Gebäu¬ 
de 31 ist von außen nicht zugänglich. 
Es war aber nach oben nicht gesichert, 
somit konnten Sonne, Wind und Regen 
an das Cadmium. 

Die Beschäftigten vermissen eine 
regelmäßige Kontrolluntersuchung. 
Generell herrsche ein Klima der 
Angst, der Unzufriedenheit, auch be¬ 
dingt durch Tätigkeiten für Subunter¬ 
nehmen. Alle hätten Angst um ihren 
Arbeitsplatz. 

Vor vier Wochen sei die gesam¬ 
te Fahrzeugreinigung, das Abschlei¬ 
fen und die Lackierung in das Depot 
Mannheim verlegt worden. In den Nie¬ 
derlanden hat sich eine Initiative von 


ehemaligen Beschäftigten gegründet, 
die gegen die US-Army gerichtlich 
vorgeht. Diese sind durch Tätigkeiten 
mit Chrom 6 schwer erkrankt und ca. 
100 ehemalige Beschäftigte sind an den 
Spätfolgen bereits verstorben. 

Cadmium verursacht bei Einat¬ 
mung Reizungen und Schäden der obe¬ 
ren Luftwege, Lungenentzündungen, 
aber auch Nieren- und Leberschäden 
bis hin zu Karzinomen. 

Der DGB Kreis Coesfeld fordert 
die US-Army auf, zu diesen schweren 
Vorwürfen Stellung zu beziehen. Noch 
am 16. Januar 2017 verkündete voll¬ 
mundig Colonel Rodney H. Honey- 
cott gegenüber der Lokalpresse: „Wir 
haben nichts zu verbergen.“ 

Ein weiteres Problem für Gewerk¬ 
schaften ist die unübersichtliche Lage 
von Subunternehmen (URS, AE.Com, 
M+E, Pecom GmbH, Nolte, Ponds 
usw.). Die Beschwerdeführer bemän¬ 
geln, dass sie mit der Army wenig zu 
tun hätten. Der Stress wird ihnen von 
dem zivilen Generalmanager gemacht. 
Der US-Army scheint dieses System 


ganz recht zu sein, weil man dann für 
Außenstehende durch die Vielzahl der 
Firmen solche Arbeitsbedingungen 
vertuschen kann. Dadurch wird auch 
jede Organisation der Arbeitnehmer 
erschwert bzw. unmöglich gemacht. 

Der DGB Kreisverband Coesfeld 
fordert unter anderem: 

Das Amt für Arbeitsschutz muss 
tätig werden. In Deutschland und auf 
deutschem Boden gilt deutsches Ar¬ 
beitsrecht und deutscher Gesundheits¬ 
schutz. 

Landesarbeitsminister Laumann soll 
diesen Vorgängen nachgehen. Die Be¬ 
zirksregierung muss jetzt tätig werden. 

Eine sofortige medizinische Unter¬ 
suchung muss bei allen Beschäftigten, 
sowohl Zivile als auch Militär, durch¬ 
geführt werden. 

Eine strenge Kontrolle der Tower 
Barracks auf Einhaltung von Gesund¬ 
heitsschutz, Arbeitsschutz und Um¬ 
weltschutz muss zum Wohle der dorti¬ 
gen Beschäftigten, aber auch der Dül- 
mener Bevölkerung, erfolgen. 

Gerhard Ziegler 
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14 Berufsgruppen, eine Frage: Was heißt Entlastung? Alexandra Willer (2. v.l.) notiert die Forderungen der Kolleginnen. 


Arbeitgebergedanken 

Was bedeutet Entlastung? Im Streikzelt vor der Uniklinik Essen 


W enn sie einen Patienten in die 
Ambulanz durchstellt, geht 
niemand ans Telefon. Die 
Pflegekräfte lassen klingeln, sie sind 
mit anderen Aufgaben schon überlastet. 
„Dann haben wir sie wieder am Appa¬ 
rat, manchmal acht- oder neunmal, und 
müssen uns beschimpfen lassen, weil der 
Patient keinen Termin für seine Unter¬ 
suchung kriegt.“ Für die Kollegin in der 
Telefonzentrale wäre es eine Entlastung, 
wenn die Pflegekräfte entlastet werden. 

Die Streikenden aus den einzelnen 
Berufsgruppen setzen sich nacheinander 
um die Tische im Streikzelt vor der Es¬ 
sener Uniklinik, um zu besprechen, wel¬ 
che Forderungen ihre Vertreter in den 
kommenden Verhandlungen über einen 
Tarif für Entlastung in den Mittelpunkt 
stellen sollen. 14 Gruppen, acht Stunden, 


drei Kolleginnen aus der Verhandlungs¬ 
kommission, eine Frage: Was heißt Ent¬ 
lastung in den einzelnen Arbeitsfeldern? 

Die Reinigungskräfte brauchen Ar¬ 
beitszeiten, bei denen sie nicht zwölf 
Tage am Stück arbeiten müssen. Die Mit¬ 
arbeiter der Sterilisation fordern, dass 
die Metallsiebe mit OP-Instrumenten, 
die sie sterilisieren müssen, nicht so voll 
geladen werden, dass sie mehr als fünf 
Kilo wiegen. Der Physiker will, dass ein 
Feinmechaniker angestellt wird, damit 
er nicht selbst mit heißem Blei für Ge¬ 
räte in der Strahlentherapie hantieren 
muss. In fast allen Bereichen brauchen 
sie mehr Personal: Kräfte, die Intensivpa¬ 
tienten am Beatmungsgerät so betreuen, 
wie es vorgeschrieben ist. Kräfte, die die 
Geräte auf der Station reinigen, damit 
die Pflegerin nicht auch das noch erledi¬ 
gen muss. Kräfte, die die krankgeschrie¬ 
benen Kollegen ersetzen - „Arbeiten 
an der Uniklinik macht zurzeit krank“, 
sagt ein Lagerarbeiter, niemand wundert 
sich, dass manche Kollegen nicht mehr 
zur Arbeit kommen können. Ihr Ausfall 
verschärft die Belastung der anderen. 

„Macht euch keine Arbeitgeberge¬ 
danken“, wirft eine Kollegin vom Per¬ 
sonalrat ein, als diskutiert wird, ob man 
nicht doch einfach durch eine bessere 
Organisation für eine Entlastung sorgen 
könne. Hier geht es darum, was die Be¬ 


schäftigten brauchen, um ihre Patienten 
gut versorgen zu können, ohne dabei ihre 
eigene Gesundheit zu gefährden. Die 
Kollegin, die die Diskussion leitet und 
die Forderungen notiert, legt den Stift 
weg und nimmt das Mikro: „Ihr müsst 
uns etwas an die Hand geben, damit wir 
verhandeln können“, sagt Alexandra Wil¬ 
ler, Vorsitzende des Personalrats und 
Mitglied der Verhandlungskommission. 

„Es ist offensichtlich, dass die Streiks 
den Klinikvorständen zu schaffen ma¬ 
chen“, sagt Willer im Gespräch mit UZ. 
Natürlich haben immer nur einige hun¬ 
dert von tausenden Beschäftigten ge¬ 
streikt. Dennoch: Vergleichbare Kliniken 
haben in ähnlichen Auseinandersetzun¬ 
gen davon gesprochen, dass jeder Streik¬ 
tag einen Verlust von einer Million Euro 
bedeutet. Der Streik habe die Vorstän¬ 


de zum Verhandeln gezwungen, „aber 
es gibt auch ein gesellschaftliches Klima, 
das uns trägt“ - ein Ausdruck davon sei, 
dass auch Kanzlerin Merkel einen Teil 
der Probleme in der Pflege anerkennen 
muss. Beim Unterschriftensammeln für 
die Entlastung der Pflegekräfte stehen 
die Leute in der Fußgängerzone Schlan¬ 
ge, berichtet Willer. 

Im Streikzelt fragt sie: „Wie viele 
Kräfte müssen auf wie viele Patienten 
kommen?“ Für 25 Patienten kann eine 
Serviceassistentin das Essen, das Ma¬ 
terial und die Wäsche vorbereiten. Um 
sechs Patienten kann sich ein Kranken¬ 
pfleger auf der Normalstation kümmern, 
drei Kinder kann eine Kinderkranken¬ 
pflegerin versorgen, eine Intensivpfle¬ 
gerin muss sich auf zwei Patienten kon¬ 
zentrieren können. Das sind die entschei¬ 
denden Forderungen, die die Belegschaft 
an den Vorstand der Klinik stellt. Und 
sie fordern, dass der neue Tarif auch die 
Konsequenz festlegt, wenn dieses nötige 
Personal fehlt: Dann müssen Betten ge¬ 
schlossen, Patienten verlegt werden. Eine 
Kollegin berichtet von ihrer Arbeit an ei¬ 
nem Hamburger Klinikum vor zwanzig 
Jahren: Zum Schichtende hat der Team¬ 
leiter geklärt, wie viele Kräfte in der 
nächsten Schicht da sind - und wenn 
nötig dafür gesorgt, dass die Patienten 
auf einer anderen Station Unterkommen 



Der Eingang der Essener Uniklinik am Dienstagmorgen. 


können. „Was wir fordern, ist ja nicht aus 
der Luft gegriffen, es gibt ja Beispiele da¬ 
für, dass es geht“, sagt ein anderer. 

Sie diskutieren gründlich, was Ent¬ 
lastung bedeutet. Das heißt: Sie sprechen 
darüber, wie ein Dialysepatient betreut 
werden muss und welche Verantwortung 
eine Pflegekraft gegenüber den Angehö¬ 
rigen hat, die als Besucher auf die Inten¬ 
sivstation kommen. Sie sprechen darü¬ 
ber, wie viele OP-Instrumente nötig sind, 
damit die Ärzte operieren können, ob¬ 
wohl ein Satz Instrumente gerade ste¬ 
rilisiert wird. Sie wissen, wie die Arbeit 
zwischen Reinigungs- und Pflegekräften 
besser aufgeteilt werden kann, wie die 
Herzkatheteruntersuchungen organi¬ 
siert werden können, ohne dass ein Kol¬ 
lege den ganzen Tag die wegen der Rönt¬ 
genstrahlung nötige schwere Bleischürze 
tragen muss, wie der Pool von Pflegern, 
die auf den Stationen einspringen kön¬ 
nen, funktionieren würde. „Wir sind vor 
Ort, wir sehen, was nötig ist“, sagt eine 
Intensivpflegerin, die seit 30 Jahren im 
Beruf ist und Zusehen musste, wie das 
Gesundheitswesen kaputtgespart wird. 

Das heißt: Sie machen sich „Arbeit¬ 
gebergedanken“ - die Gedanken, die nö¬ 
tig sind, um das Krankenhaus am Laufen 
zu halten und die Patienten zu versorgen. 
Die „Arbeitgeber“ im Klinikvorstand 
machen sich Gedanken darüber, wie sie 
die Klinik rentabel organisieren kön¬ 
nen, über den Streik haben sie behaup¬ 
tet, er gefährde Patienten. Für ein gutes 
Gesundheitswesen sind diese Arbeitge¬ 
ber nicht nötig - aber Klinikbelegschaf¬ 
ten, die für mehr Personal kämpfen und 
selbstbewusst genug sind, um die Dinge 
in die eigenen Hände zu nehmen. 

Olaf Matthes 


DKP für Entlastung 

Am Dienstag zeigten die Mitglie¬ 
der der DKP-Ratsgruppe in Bottrop 
ihre Solidarität mit den Streikenden 
der Essener Uniklinik: Irmgard Bob- 
rzik und Michael Gerber besuchten 
das Streikzelt, lasen ihr Solidaritäts¬ 
schreiben vor und übergaben 100 
Euro Spende an die Streikleitung. 
Die DKP-Gruppe Essen Steele hat 
vor dem Stadtteilkrankenhaus und 
an öffentlichen Plätzen Unterschrif¬ 
ten für den ver.di-Aufruf gesammelt, 
mit dem der Klinikvorstand zu Tarif¬ 
verhandlungen aufgefordert wird. 


Auf dem UZ-Pres- 
sefest wird eine 
Diskussionsrun¬ 
de zum Thema 
„Tarifvertrag Ent¬ 
lastung“ im Zelt 
der DKP Rheinland- 
Pfalz/Saarland stattfin¬ 
den. Bei der DKP Ruhr-Westfalen ist 
ein DKP-Branchentreffen Gesund¬ 
heit geplant. 



Ich komme zum UZ-Pressefest... 


Für einen bekennenden Schal- 
ker, Mitglied von Schalke und 
glücklichen Besitzer zwei¬ 
er Dauerkarten ist es ja die 
„Höchststrafe“, in die „verbo¬ 
tene Stadt“ zu reisen. Gut, beim 
UZ-Pressefest mache ich gerne 
eine Ausnahme. 

Seit vielen Jahren nehme ich 
teil. Traditionell treffe ich mei¬ 
ne Kollegen aus dem Norden, 
Josef R, Dieter K., Margitta K., 
und unseren linken Anwalt Rai¬ 
ner B., selbstverständlich an der 
Kogge der Nordlichter. 

Dort haben wir hart am Wind 
gesegelt, mit Quittenschnaps 
und anderen Getränken, und 
über Politik ist auch gespro¬ 
chen worden. Freue mich, euch 
wieder zu sehen! Die erste Run¬ 
de geht auf mich. Gute Anreise 
und ein herzliches „ Glück Auf“. 



Ortwin Bickhove-Swiderski, ver.di- 
Sekretär ; DGB- Vorsitzender Dülmen 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7. bis 9. September 


Streiks in drei Ländern 

Amazon spart auf Kosten der Belegschaft 


Am Dienstag streikten erneut die Be¬ 
schäftigten von Amazon. Am traditio¬ 
nellen Schnäppchentag des Konzern¬ 
riesen, an dem bis um Mitternacht 
Preise millionenfach gesenkt werden 
und die Gewinne sprudeln, haben die 
Beschäftigten die Arbeit niedergelegt 
und für einen Gesundheitstarifver¬ 
trag demonstriert. „Die Botschaft ist 
klar: Während der Onlineriese sich be¬ 
reichert, wird an der Gesundheit der 
Beschäftigten gespart“, sagte Stefanie 
Nutzenberger, für den Handel zustän¬ 
diges Bundesvorstandsmitglied der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di). Nicht anders sei zu verstehen, 
warum Amazon sich einem Tarifvertrag 
verweigere. 

Die Amazon-Beschäftigten kämp¬ 
fen seit Jahren mit gesundheitlichen 
Belastungen. Lange Schichten, kilo¬ 
meterlange Wege, monotones Arbei¬ 
ten und schwere körperliche und psy¬ 
chische Belastung sorgen für etliche 
gesundheitliche Probleme. Deswegen 
fordern die Beschäftigten vertraglich 
geregelte Maßnahmen zur Entlastung. 


Bislang verweigert Amazon jede 
Verhandlung mit der Gewerkschaft 
ver.di. Und doch ist in den vergangenen 
Jahren durch die vielen Streikaktionen 
einiges geschehen: So musste Amazon 
die Luftzufuhr und die Lichtverhältnis¬ 
se in den Lagerstandorten verbessern. 
Auch steigen seitdem Löhne und Ge¬ 
hälter regelmäßig. Eine Vereinbarung 
und Planungssicherheit für die Be¬ 
schäftigten mittels Tarifvertrag lehnt 
Amazon jedoch kategorisch ab. 

In Deutschland streikten Kolle¬ 
ginnen und Kollegen in Bad Hersfeld, 
Leipzig, Graben (Bayern), Rheinberg, 
Werne und Koblenz. Auch in Spanien 
und Polen fanden Aktionen der Be¬ 
schäftigten statt, um auf ihre Arbeits¬ 
bedingungen hinzuweisen. In Polen 
fanden am Dienstag Safe-Package-Ak- 
tionen (Dienst-nach-Vorschrift-Aktio¬ 
nen) statt, in denen besonders auf ord- 
nungs- und sachgemäße Behandlung 
der Pakete geachtet wird. In Spanien 
riefen die Gewerkschaften zum Streik 
bis Mittwoch auf. 

ver.di/UZ 


Die Real-ität 







JL 

|P* 


T 


fiuCTzoVltr W, 
fit UuMeu! 


JWI 

Foto Eter Köster 


Union-Busting 

Vohndrückerei 
Mobbing 


v Allein hast Di' 

* keine Cha^ 

rAbergefg 


awwill sind w' 5 


Zum Aktionstag gegen Unternehmer¬ 
willkür und Tarifflucht bei der Met¬ 
ro-Tochter Real haben ver.di und die 
Gruppe Arbeitsunrecht am vergange¬ 
nen Freitag aufgerufen. Zusammen¬ 
schlüsse gegen Betriebsräte- und Ge¬ 
werkschaftsmobbing wie die Ober- 
hausener Gruppe Akuwill, Mitglieder 
der Partei „Die Linke“ und der DKP, 
Kolleginnen und Kollegen von ver.di 
und Sympathisanten trafen sich zum 
Geschäftsbeginn vor den Hauptein¬ 
gängen unter anderem in Essen (siehe 


Foto), ver.di kämpft mit den organisier¬ 
ten Kolleginnen und Kollegen um den 
Beibehalt des Tarifvertrages bei der 
abgespaltenen Real-Tochter, in der die 
Beschäftigten der Real-Kaufhauskette 
ausgegliedert wurden, 
ver.di hatte an vielen Standorten zum 
Warnstreik aufgerufen. Zentraler Hö¬ 
hepunkt: Die gemeinsame Kundge¬ 
bung der streikenden Real-Kollegin¬ 
nen und -Kollegen vor der Unterneh¬ 
menszentrale in Düsseldorf. 

Peter Köster 
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Kein Schlussstrich 

6ooo Menschen forderten in München Antworten 
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Angehörige der Opfer des NSU-Terrors laufen am Kopf der Demonstration, 
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U nter der Losung „Kein Schluss¬ 
strich! - NSU-Komplex auf klä¬ 
ren und auflösen!“ fand am „Tag 
X“ dem Tag der Urteilsverkündung im 
Prozess gegen den „Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrund“ (NSU), in München 
und bundesweit in weiteren Städten ein 
Aktionstag statt. 


In München rief das „Bündnis ge¬ 
gen Naziterror und Rassismus“ zu einer 
Mahnwache vor dem Gerichtsgebäude 
und einer Demonstration von dort zum 
Bayrischen Innenministerium auf. An 
der Demonstration beteiligten sich nach 
Angaben der Veranstalter rund 6000 
Menschen. DKP und SDAJ waren mit 


einem gemeinsamen Block auf der De¬ 
monstration vertreten. 

Das „Bündnis gegen Naziterror und 
Rassismus“ stellte in seinem Aufruf 
klar,:„Unabhängig davon, welchen Aus¬ 
gang der Prozess nimmt: Für uns bleiben 
mehr Fragen als Antworten. Wir werden 
daher zum Prozessende zusammen auf 


die Straße gehen. Denn wir werden den 
NSU nicht zu den Akten legen. Denn 
für uns bedeutet das Ende des Prozes¬ 
ses nicht das Ende der Auseinanderset¬ 
zung mit dem NSU und der Gesellschaft, 
die ihn möglich machte: Wir wollen wis¬ 
sen, wer für die Mordserie, die Anschläge 
und den Terror verantwortlich ist.“ Das 


Nur Attitüde 

ln Leipzig loben „Antideutsche“ die AfD 


Seehofers Masterplan 

Der Bundesinnenminister bleibt auf Konfrontationskurs 


Glaubt man den Berichten der Leip¬ 
ziger Volkszeitung und anderer bür¬ 
gerlicher Medien, ist das Leipziger 
„Conne Island“ eine Hochburg der 
„linksextremen“ Szene. Betrachtet 
man jedoch die jüngsten Ereignisse, 
fällt einem erst mit genauerem Blick 
auf, dass hier einiges nicht stimmt. 
Am 28. Mai 2018 fand eine Veran¬ 
staltung unter dem Titel „Zur Kritik 
des islamischen Antisemitismus und 
seiner Bagatellisierung“ statt. Diese 
gehörte zur Veranstaltungsreihe „70 
Jahre Israel“ und sollte eigentlich 
an der Universität Leipzig gehalten 
werden. Nachdem aber die Gedenk¬ 
stätte für Zwangsarbeit Leipzig, die 
„Sozialistische Jugend - die Falken“ 
und die „Naturfreundejugend Ber¬ 
lin“ ihre Mitwirkung eingestellt hat¬ 
ten, machte auch die Universitätslei¬ 
tung einen Rückzieher. Der Grund 
der Aufregung war der Referent der 
geplanten Veranstaltung: Thomas 
Maul. 

Dieser Thomas Maul ist kein Un¬ 
bekannter. So lobte Thomas Maul am 
9. Mai auf Facebook eine Bundes¬ 
tagsrede von AfD-Chef Alexander 
Gauland zum Thema Israel mit den 
Worten: „Immer wieder erscheint die 
AfD objektiv als einzige Stimme der 
Restvernunft im Bundestag.“ Kontro¬ 
vers ist auch die Beschreibung seiner 
eigenen Veranstaltung auf der Websi¬ 
te der antideutschen Zeitschrift „Ba¬ 
hamas“: „Wer sich weigert, die bür¬ 
gerliche Gesellschaft zum Beispiel 
mit dem überfälligen Kopftuchver¬ 
bot für Schülerinnen gegen die fort¬ 
schreitende Islamisierung zu vertei¬ 
digen, macht aus der Bedrohung al¬ 
ler freiheitsliebenden Menschen ein 
Problem der Juden und verrät damit 
die Juden“ 


Obwohl viele islamophobe und 
auch frauenfeindliche Beiträge von 
ihm bekannt sind, bot das soziokul- 
turelle Zentrum „Conne Island“ dem 
Referenten ein Podium. Dagegen bil¬ 
dete sich Widerstand durch ein Bünd¬ 
nis gegen Antideutsche, bestehend 
aus der Sozialistischen Deutschen Ar¬ 
beiterjugend, dem Studierendenver¬ 
band der Partei „Die Linke“, SDS und 
der „Kommunistischen Organisation“. 
Es wurden Flugblätter verteilt, um 
den Redner mit seinen reaktionären 
Vorstellungen zu demaskieren. Auch 
die „Israel-jüdische Aktivistengrup¬ 
pe“ veröffentlichte ihre Gegenposi¬ 
tion zum Vortrag von Thomas Maul. 

Während seiner Rede waren auch 
einige Mitglieder des Widerstands¬ 
bündnisses anwesend und stellten kriti¬ 
sche Fragen. Dazu antwortete Thomas 
Maul: „Eine tolle Israel-freundliche 
Rede hat AfD-Vorsitzender Alexan¬ 
der Gauland jüngst gehalten. Und zu 
Recht hat seine Parteikollegin, Beatrix 
von Storch, Viktor Orbäns repressive 
Flüchtlingspolitik gelobt.“ Die AfD ma¬ 
che damit eine „antifaschistische Volks¬ 
front“ überflüssig. Denn der wahre An¬ 
tifaschismus heiße Antiislamismus. 

Im „Conne Island“ werden Beiträge 
dieser Art ohne Diskussion zugelassen. 
Wer das kritisiert, darf nicht mehr spre¬ 
chen oder muss gehen. Das alles findet 
unter dem Deckmantel der „Ideologie- 
und Religionskritik“ statt und wird von 
vielen als linke Politik wahrgenommen. 
Dabei dient der Vorwurf des „Antise¬ 
mitismus“ als Totschlagargument ge¬ 
gen Kritik am Imperialismus. Mit dem 
Vortrag von Thomas Maul beweist das 
„Conne Island“, wohin das letzten En¬ 
des führt: Zu einem neuen Faschismus 
mit „linker“ Attitüde. 

Oliver Fewgas 


Der Unmut über Bundesinnenminister 
Seehofer wächst. Als dieser in der vori¬ 
gen Woche in Berlin auf einer Pressekon¬ 
ferenz endlich seinen „Masterplan Mig¬ 
ration“ vorstellte, düpierte er die SPD, 
aber auch Kanzlerin Merkel. Die von 
der SPD geforderten und in der GroKo 
abgestimmten Vereinbarungen wurden 
nicht in den Plan aufgenommen. Nach 
wie vor ist dort von „Transitzentren“ die 
Rede. Seehofer erklärte auf Nachfragen 
von Medienvertretern nur: Das sei nicht 
der Masterplan der Koalition, sondern 
des Bundesinnenministeriums. Der Plan 
sei in seiner Verantwortung entstanden. 

Bereits in der Einleitung des „Mas¬ 
terplans“ wird eine „nationale Bedro¬ 
hungslage“ konstruiert, obgleich die 
Ankunftszahlen in Deutschland weiter 
sinken. Damit wird schon deutlich, in 
welche Richtung die dann aufgezähl¬ 
ten Vorhaben, zu denen auch ein „neues 
Grenzregime“ und die Ausweitung der 
Befugnisse der Bundespolizei gehören, 
gehen: Flüchtlingsabwehr statt Hilfe, 
mehr Abschiebungen statt Integration. 

Kern des Masterplans bleiben die 
bereits beschlossenen AnkER-Zentren. 
Darin soll wohl jetzt die Mehrheit derer, 
die hier Schutz suchen, wenn die Betrof¬ 
fenen überhaupt hierher gelangen, „ka¬ 
serniert“ werden und nur noch Sachleis¬ 
tungen erhalten. Betroffen sind offenbar 
nicht nur jene, die eine „geringe Bleibe¬ 
perspektive“ haben, sondern ein weitaus 
größerer Kreis. Bis zu 18 Monaten müss¬ 
ten sie im AnkER-Zentrum verbleiben. 
Hilfsorganisationen befürchten auch, 
dass es damit für die Betroffenen zu¬ 
dem schwieriger werden wird, ihr Recht 
einzuklagen. Eine „Qualitätssicherung“, 
wie nach den Vorkommnissen im BAMF 
vorgesehen, soll es wohl nicht geben. Zu¬ 
dem soll, wie Pro Asyl kritisiert, die staat¬ 
liche Zwangsberatung zur „freiwilligen“ 


Rückkehr festgeschrieben und bundes¬ 
weit vereinheitlicht werden. 

Möglichst sollen die Flüchtlinge aber 
erst gar nicht hierher kommen, sondern 
in anderen Ländern - vor allem außer¬ 
halb der EU - bleiben. Dazu soll unter 
anderem die deutsche Polizeipräsenz 
durch den Aufbau eines „Verbindungs¬ 
netzwerkes“ bis in die Herkunftslän¬ 
der ausgeweitet werden. Und beab¬ 
sichtigt ist, da war man sich ja auch auf 
dem jüngsten EU-Gipfel einig, Lager in 
Ländern außerhalb der EU - so auch 
in Nordafrika -, als angeblich „siche¬ 
re Orte“ (Seehofer) zu schaffen, damit 
Menschen überhaupt erst gar nicht in die 
EU Weiterreisen. 

Der Masterplan soll die Migration 
ordnen, steuern und begrenzen“, hatte 
Seehofer gleich zu Beginn der Vorstellung 
seines Plans erklärt. Er wolle Ordnung 
schaffen, aber auch Humanität gewähr¬ 
leisten. An diesem Tag feierte er seinen 
69. Geburtstag. An diesem Tag wurden 69 
Flüchtlinge nach Afghanistan abgescho¬ 
ben. Auch wenn Seehofer überrascht tat, 
es nahm ihm niemand ab. Die „Berliner 
Zeitung“ schrieb: „Es war als Erfolgsmel¬ 
dung gemeint und klang vor allem zy¬ 
nisch.“ Einen Tag später wurde bekannt, 
dass sich einer der Abgeschobenen in 
Kabul das Leben genommen hatte. Die 
Empörung bei den Koalitionspartnern in 
der Regierung, bei FDP, Grünen und der 
Linkspartei war groß. Forderungen nach 
seinem Rücktritt wurden laut. Seehofer 
wies diese zurück: Er verstehe das gar 
nicht, der Bund sei bei der Auswahl der 
Flüchtlinge für den Abschiebeflug nicht 
zuständig. Also alles nur „Zufall“? Hef¬ 
tige Kritik kam von Hilfsorganisationen, 
aber auch von Heinrich Bedford-Strohm, 
dem Ratsvorsitzenden der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, sowie von katho¬ 
lischen Würdenträgern. 


Bündnis kritisiert daher die Beschrän¬ 
kung der Bundesanwaltschaft auf das 
Trio Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe 
und ihr nächstes Umfeld. Dabei ignoriert 
die Bundesanwaltschaft den Netzwerk¬ 
charakter. „Der NSU war keine isolier¬ 
te Zelle aus drei Personen, der NSU war 
auch mehr als die fünf Angeklagten vor 
dem Oberlandesgericht.“, schreibt das 
Bündnis weiter. Nicht zuletzt habe die 
Arbeit der Nebenklage diese Grundan¬ 
nahme längst widerlegt. Ohne militan¬ 
te Nazi-Strukturen wie „Blood and Ho- 
nour“, lokale Kameradschaften oder den 
„Thüringer Heimatschutz“ um V-Mann 
Tino Brandt und Ralf Wohlleben wäre 
der NSU schwer möglich gewesen. Die 
Aufklärung darüber wurde im Rahmen 
des Prozesses konsequent unterbunden. 
„Die eng geführte Anklageschrift der 
Bundesanwaltschaft und die Weigerung, 
der Nebenklage komplette Aktenein¬ 
sicht zu gewähren“, hätten dazu maßgeb¬ 
lich beigetragen, so das Bündnis. Es gehe 
jetzt darum, die Betroffenen zu entschä¬ 
digen und die Überlebenden und Hin¬ 
terbliebenen zu würdigen, denn es war 
gerade das Umfeld der Mordopfer, das 
früh darauf bestand, eine rassistische 
Motivation für die Taten in die Ermitt¬ 
lungen einzubeziehen. 

Nach fünf Jahren lasse sich „ein 
frustrierendes Fazit ziehen“, kommt das 
Bündnis zum Schluss: „Noch immer 
wird rechte Gewalt verharmlost, noch 
immer darf sich der Verfassungsschutz 
als Beschützer inszenieren, noch immer 
hat diese Gesellschaft Rassismus nicht 
überwunden, noch immer ist es nötig, 
auf den institutionellen Rassismus in 
Deutschland hinzuweisen, wie das erst 
jüngst die UN und Nichtregierungsorga¬ 
nisationen getan haben.“ Das müsse sich 
ändern, meint das Bündnis und verweist 
darauf, dass Initiativen wie „Keupstraße 
ist überall“ oder das „NSU-Tribunal“ es 
vorgemacht haben. Gustl Ball in 
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Mittlerweile formiert sich selbst in 
der CSU Widerstand gegen den Bundes¬ 
innenminister und CSU-Chef Seehofer. 
Man rätselt dort, was Seehofer eigentlich 
beabsichtige, ob er Söder und der CSU 
vor den Landtagswahlen Schaden zufü¬ 
gen wolle. Manche, wie der Herberts- 
hausener Bürgermeister Richard Reis- 
chl, der einen „Brandbrief“ an „seine 
CSU“ schrieb, lehnen auch Seehofers 
ständige Verschärfung der Flüchtlings¬ 
politik ab. „Flüchtlinge sind keine Sün¬ 
denböcke für Entwicklungen, die in un¬ 
serer Gesellschaft schieflaufen“, erklärte 
zum Beispiel auch Stephan Bloch dem 
„Spiegel“. Bloch ist Gründer der Union 
der Mitte, einer von Vertretern der von 
liberalkonservativen Mitgliedern sowie 
Amts- und Mandatsträgern gemeinsam 
mit Gleichgesinnten aus der CDU ge¬ 
gründeten Initiative. 

Nina Hager 



Seehofer hat mit seinem Masterplan 
nochmal den Rechtsruck befeuert. 
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Büchel dichtmachen 

Das Aktionswochenende der DKP und SDAJ gegen das Atomwaffenlager Büchel 


D ie Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) und die 
Deutsche Kommunistische Par¬ 
tei (DKP) beteiligen sich seit 2016 an 
der jährlich stattündenden Aktionsprä¬ 
senz der Kampagne „Büchel - atom¬ 
waffenfrei“ Von März bis Oktober fin¬ 
den unterschiedlicheAktionen gegen 
das Atomwaffenlager statt. 

Ab dem 19. Juli übernehmen die 
DKP und die SDAJ die Staffel für vier 
Tage. Die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten wollen ein ein starkes Signal 
gegen die Lagerung der US-Atomwaf¬ 
fen im rheinland-pfälzischen Büchel 
setzen und haben vielfältige Aktionen 
vorbereitet. Vorgesehen sind sowohl 
Aktionen und Kundgebungen vor dem 
Fliegerhorst als auch in den Städten der 
Umgebung. Mit aktionsorientierten In¬ 
foständen wird die DKP die Forderung 
nach Abschaffung der Atomwaffen 
vertreten und Unterschriften für den 
Aufruf „Abrüsten statt Aufrüsten!“ 
sammeln. Im gut ausgestatteten Camp 
auf der Friedenswiese vor den Toren 
des Atomwaffenlagers wird es eben¬ 
falls ein Programm geben. Am 20. Juli 
wird Anne Rieger (Bundesausschuss 
Friedensratschlag) über Rüstungskon¬ 
version sprechen und ein Argumenta¬ 
tionstraining zu dieser Frage anbieten. 
Abends wird Achim Bigus mit „Lie¬ 
dern gegen Faschismus und Krieg“ un¬ 
seren Friedenskampf künstlerisch för¬ 
dern. Am nächsten Tag ündet um 14 
Uhr eine internationale Kundgebung 
mit Beteiligung der Kommunistischen 
Parteien aus Belgien, Niederlande, Lu¬ 
xemburg vor dem Haupttor des Atom¬ 
waffenlagers statt. Am gleichen Tag ist 
um 18 Uhr ein Gespräch mit kommu¬ 
nistischen, autonomen und pazifisti¬ 
schen Frauen über die Geschichte der 
Frauenfriedensbewegung vorbereitet. 


Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) veröffentlichte Ende letzter Wo¬ 
che eine Bewertung des „Masterplans 
Migration“. Der DGB-Bundesvorstand 
will damit „eine erste Bewertung (vor¬ 
nehmen), die weder einen Anspruch auf 
Vollständigkeit erhebt, noch indiziert, 
dass bislang unkommentierte Passagen 
für den DGB akzeptabel seien“. 

Der DGB stellt fest, dass die Grund¬ 
annahme des „Masterplans Migration“ 
lautet: „Die Aufnahmebereitschaft der 
Gesellschaft setzt Ordnung und Steue¬ 
rung von Migration voraus. (...) Erfolg¬ 
reiche Integration kann nur gelingen mit 
einer Begrenzung von Zuwanderung.“ 
Um dies zu verwirklichen, bräuchte es 
laut „Masterplan Migration“ eine Ent¬ 
wicklungszusammenarbeit, „die den 
deutschen Interessen und Werten ver¬ 
pflichtet ist“. Der DGB sieht hier „die 
Notwendigkeit, neben der Weiterverfol¬ 
gung von Entwicklungszusammenarbeit 
auf Augenhöhe auch andere Faktoren 
wie die jeweilige ökonomische Entwick¬ 
lung, Krisen, Ausbeutung von Rohstof¬ 
fen und fehlende Rechtsstaatlichkeit zu 
analysieren, die zu Migration nach Euro¬ 
pa und im Speziellen nach Deutschland 
führen“. Angeführte Modellprojekte ver¬ 
mögen aus Sicht des DGB nicht, „Migra¬ 
tion aus Krisengebieten zu unterbinden, 
wie dies im ,Masterplan Migration 4 sug¬ 
geriert wird 44 . 

Der „Masterplan Migration“ sieht die 
politische Stabilisierung der Transitlän¬ 
der, vor allem in Nordafrika und der Sa- 
helzone, als wichtigen Punkt an, um Mi¬ 
gration nach Deutschland zu reduzieren. 
Dazu sollen in den Transitländern soge¬ 
nannte „Sichere Orte“ geschaffen wer¬ 
den. Aus Sicht des DGB „führen solche 
Einrichtungen zu einer Quasi-Inhaftie¬ 
rung von Migranten und Flüchtlingen. 
Zu befürchten ist, dass menschenrecht¬ 
liche Standards nicht eingehalten wer¬ 
den“. Weiter kritisiert der DGB: „Der 
,Masterplan Migration 4 befasst sich im 
Kernpunkt mit der Unterbindung der 


Mainzer Kommunisten besuchten 
am vergangenen Samstag die Internati¬ 
onale Woche der 20-wöchigen Aktions¬ 
kampagne „Büchel ist überall - atom¬ 
waffenfrei jetzt!“ vor dem Fliegerhorst 
Büchel in der Eifel. Aktivistinnen und 
Aktivisten unter anderem aus Neusee¬ 
land, Kasachstan, USA, Großbritanni¬ 
en und den Niederlanden unterstützten 
die Kampagne mit eigenen Beiträgen 
und Aktionen. Am 15. Juli meldeten 
die Nachrichten, dass es 18 Atomwaf¬ 
fengegnerinnen und -gegnern gelungen 
ist, in den Sicherheitsbereich des Flie¬ 
gerhorst einzudringen - eine öffentlich¬ 


unerlaubten Einreise. Diese kann je¬ 
doch nicht losgelöst betrachtet werden, 
ohne Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Menschenhändlern und Schleusern vor¬ 
zunehmen, die sich für eine Überfahrt 
von Geflüchteten teuer bezahlen lassen“ 

Um die Überfahrt nach Europa zu 
verhindern, sieht der „Masterplan Mig¬ 
ration“ vor, dass die Europäische Agen¬ 
tur für die Grenz- und Küstenwache, 
kurz Frontex, „personell und geogra¬ 
fisch“ ausgebaut wird. Dagegen sieht der 
DGB, „die Europäische Union muss Me¬ 
chanismen und Regeln aufrechterhalten 
oder schaffen, um diese Aufgabe zu meis¬ 
tern. Diese dürfen nicht ausschließlich 
auf Abschottung ausgerichtet sein, son¬ 
dern müssen sich an der Genfer Flücht¬ 
lingskonvention orientieren 44 . 

Nach dem „Masterplan Migration“ 
sollen die, die Überfahrt überlebt ha¬ 
ben, in „Erstaufnahmezentren in Italien 
und Griechenland“ interniert werden. 
Dazu soll es eine deutsche Initiative ge¬ 
genüber der EU-Kommission geben, um 
Standardmodelle für europäische Erst¬ 
aufnahmeeinrichtungen zu entwickeln. 
Der DGB lehnt solche Einrichtungen 
ab, „vor allem aus menschenrechtlichen 
Gründen, aber auch weil die Bedingun¬ 
gen für die Unterbringung nicht geklärt 
sind 44 . Der DGB hält „eine wirksame Be¬ 
kämpfung der Fluchtursachen“ für erfor¬ 
derlich, statt Transitzentren einzurichten. 

„Mit der Vorlage des ,Masterplan 
Migration 4 lässt der Innenminister Ab¬ 
sprachen der Koalitionsregierung unbe¬ 
rücksichtigt. Das lässt hoffen, dass dieser 
,Masterplan Migration 4 nicht zur Grund¬ 
lage konkreter Gesetzgebung der Gro¬ 
ßen Koalition wird, da in diesem Doku¬ 
ment die Position eines Koalitionspart¬ 
ners ignoriert wird“, schließt der DGB 
seine erste Bewertung ab und fordert 
„ein Innehalten und Reflektieren dessen, 
was uns dem Ziel einer offenen, demo¬ 
kratischen und rechtsstaatlichen Gesell¬ 
schaft näher bringt, statt uns davon zu 
entfernen 44 . Christoph Hentschel 


keitswirksame Aktion, für die Militärs 
ein besonderes Ärgernis und für uns 
eine starke internationalistische Soli¬ 
darität. 

Rheinland-Pfalz spielt in den militä¬ 
rischen Planungen der NATO und der 
Bundeswehr schon seit Jahrzehnten 
eine herausragende Rolle. Die Dichte 
an militärischen Anlagen ist beispiel¬ 
los. Außer dem Fliegerhorst Büchel mit 
den dort lagernden Atomwaffen haben 
wir mit der Airbase Ramstein eine wei¬ 
tere zentrale militärische Einrichtung, 
von der aus zum Beispiel die Drohnen¬ 
einsätze der USA weltweit gesteuert 


Mit Verärgerung reagieren Berlin und 
Brüssel auf die Äußerung von US-Prä- 
sident Donald Trump, die EU sei ein 
„Gegner“ der Vereinigten Staaten. „Wir 
sehen die Sache überhaupt nicht so“, er¬ 
klärt der Staatsminister im Auswärtigen 
Amt Michael Roth: „Der US-Präsident 
provoziert 44 EU- Ratspräsident Donald 
Tusk beteuert: „Amerika und die EU 
sind beste Freunde.“ Tatsächlich zielt 
Berlin schon seit Jahren darauf ab, mit 
Hilfe der EU zum Rivalen der Verei¬ 
nigten Staaten aufzusteigen. Bereits vor 
15 Jahren urteilte etwa ein damals ein¬ 
flussreicher deutscher Außenpolitikex¬ 
perte, die Union sei eine „Weltmacht im 
Werden“; der ehemalige Außenminister 
Sigmar Gabriel hat mehrfach gefordert, 
Brüssel müsse endlich „auf Augenhö¬ 
he“ mit Washington gelangen. Trump 
hat schon vor seinem Amtsantritt ge¬ 
urteilt, die EU sei vor allem „ein Mittel 
zum Zweck für Deutschland“; seitdem 
attackiert er Berlin regelmäßig. Das 
Auswärtige Amt warnt, Trump suche 
die EU zu spalten. Mit seinen Attacken 
auf den europäischen Rivalen befeuert 
Trump die äußerste Rechte in der EU. 

Wörtlich hatte Trump am Sonntag 
in einem Interview erklärt: „Ich denke, 
die Europäische Union ist ein Gegner.“ 
Damit hatte er Brüssel auf eine Ebene 
mit Moskau und Beijing gestellt. Auch 
„Russland ist in gewisser Hinsicht ein 
Gegner“, hatte der US-Präsident ge¬ 
urteilt; China wiederum sei ein „wirt¬ 
schaftlicher Gegner“ der Vereinigten 
Staaten. 

Trump hat schon vor seiner Amts¬ 
übernahme keinen Zweifel daran ge¬ 
lassen, er werde der Forderung der 
EU nach einer führenden Rolle in der 
Weltpolitik entschlossen entgegentre¬ 
ten. So hatte er in einem Interview mit 
einer deutschen Boulevardzeitung An¬ 
fang 2017 über die beherrschende Rol¬ 
le Berlins in der EU gesagt: „Sehen Sie 
sich die Europäische Union an. Die ist 
Deutschland. Im Grunde genommen 


werden. Hinzu kommen weitere Flug¬ 
häfen, Munitionslager, Kasernen und 
sonstige militärische Einrichtungen, 
die für die Kriege Deutschlands und 
der NATO von Bedeutung sind. 

Die DKP und die SDAJ in Rhein¬ 
land-Pfalz kämpfen als Teil der Frie¬ 
densbewegung dagegen, dass Rhein¬ 
land-Pfalz als Flugzeugträger der 
NATO und des deutschen Militarismus 
missbraucht wird. Die DKP fordert 
den Stopp der nuklearen Aufrüstung, 
den Abzug der US-Atombomben aus 
Büchel und das Verbot aller Atomwaf¬ 
fen. Mathias Meyers 


ist die Europäische Union ein Mittel 
zum Zweck für Deutschland.“ Nach 
der Amtsübernahme hat er gezielt die 
Führungsmacht der EU attackiert. Das 
gilt bereits für die Strafzölle auf Stahl- 
und Aluminiumlieferungen, die inner¬ 
halb der Union am stärksten Deutsch¬ 
land treffen. Die angedrohten Strafzöl¬ 
le auf Kfz-Importe wögen mit Abstand 
am schwersten für die deutsche Auto¬ 
industrie. Seine Forderung, sämtliche 
NATO-Staaten sollten mindestens zwei 
Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts in 
ihren Militärhaushalt zu investieren, hat 
Trump seit je vor allem auf die Bundes¬ 
republik zugespitzt - zuletzt beim NA- 
TO-Gipfel in der vergangenen Woche 
in Brüssel. 

„Deutschland ist total von Russ¬ 
land kontrolliert“, behauptete der US- 
Präsident mit Blick auf den zentralen 
Stellenwert, den russisches Erdgas in 
der deutschen Energieversorgung in¬ 
nehat: Die Bundesrepublik sei ein 
„Gefangener“ Russlands. Wenig später 
hat er nachgelegt, es dürfe nicht sein, 
dass Deutschland „Milliarden“ für rus¬ 
sisches Erdgas zahle, seinen Wehretat 
jedoch nicht im von Washington gefor¬ 
derten Maß erhöhe. Mit der Argumen¬ 
tation zielt Trump darauf ab, die Span¬ 
nungen, die die Union im Streit um 
Nord Stream 2 zwischen Deutschland 
auf der einen und vor allem Polen und 
den baltischen Staaten auf der anderen 
Seite durchziehen, zu vertiefen. In ähn¬ 
licher Weise hat sich Trump Ende ver¬ 
gangener Woche im Interview mit einer 
britischen Boulevardzeitung für einen 
härteren Brexit ausgesprochen; dies 
ist geeignet, austrittswilligen Kritikern 
der EU den Rücken zu stärken. Bereits 
zuvor hatte der US-Präsident den An¬ 
schein erweckt, Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron gegenüber Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel zu bevorzu¬ 
gen und damit die traditionelle deutsch¬ 
französische Rivalität zu schüren. 
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Menschen wie Dreck 

In einem Brandbrief schrieb der 
Bürgermeister der Gemeinde He¬ 
bertshausen im oberbayerischen 
Landkreis Dachau, Richard Reis- 
chl (CSU), seine Partei behandle 
„manche Menschen wie Dreck“, 
um Stimmen am rechten Rand zu 
fischen. Darüber vernachlässige die 
CSU die echten Probleme des Lan¬ 
des, es gehe nur noch „um Wahlen, 
Machterhalt und Funktion“. 

Schäuble lässt prüfen 

Bundestagspräsident Wolfgang 
Schäuble lässt prüfen, ob Horst 
Seehofer für seinen „Masterplan“ 
zur Asylpolitik unzulässig Ressour¬ 
cen seines Ministeriums genutzt hat. 
Die Frage trat auf, nachdem der 
Bundesinnenminister und CSU- 
Chef den Entwurf des Masterplans 
in einer Sitzung der CSU-Gremien 
verteilen ließ. 

Schäuble habe „von Amts we¬ 
gen veranlasst, der Fragestellung 
nachzugehen, ob hier geldwerte 
Leistungen des Bundesministeri¬ 
ums des Innern, für Bau und Hei¬ 
mat in unzulässiger Weise zur Fi¬ 
nanzierung parteipolitischer Tä¬ 
tigkeit herangezogen worden sind“, 
heißt es in einem Brief der Bun¬ 
destagsverwaltung an die Grünen- 
Fraktion. 

1,5 Prozent Aufrüstung 

„Trotz allem Trump-Theaterdon¬ 
ner, in der Substanz bedeutet der 
NATO-Gipfel Aufrüstung, auch 
für Deutschland“, so Tobias Pflüger, 
Verteidigungspolitischer Sprecher 
der Fraktion der Linkspartei im 
Bundestag, in einer Presseerklärung. 
„Im Windschatten Trumps nähert 
sich (...) auch die deutsche Bundes¬ 
regierung dem 2-Prozent-Zielkorri- 
dor der NATO an und dreht fleißig 
an der Aufrüstungsspirale. 

Die Ausgaben für den Militär¬ 
haushalt sollen aufgestockt werden 
und steigen 2018 und 2019 geplant 
um fast sechs Milliarden Euro an, 
weitere Steigerungen drohen bei 
der Debatte um den Haushalt 2019. 
Bis 2024 ist nun festgelegt, dass die 
Bundesregierung 1,5 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes für Mili¬ 
tärisches ausgeben wird, was bis 
dahin Ausgaben von 60 Milliarden 
Euro bedeuten würden. Man mag 
sich kaum vorstellen, wie viele Ki¬ 
ta-Plätze über Jahre hinweg finan¬ 
ziert wären oder wie viele zusätzli¬ 
che Pflegestellen man in deutschen 
Krankenhäusern mit so einer Sum¬ 
me sichern könnte.“ 

Aufrüstung unwichtig 

Nach einer aktuellen Emnid-Um- 
frage sind für eine Mehrheit im 
Land der Kampf gegen Altersarmut 
(79 Prozent der Befragten) und das 
Herstellen gleicher Bildungschan¬ 
cen (76 Prozent) derzeit die wich¬ 
tigsten politischen Themen für eine 
Wahlentscheidung. 

Eine Begrenzung der Zuwan¬ 
derung wird dagegen als wesentlich 
weniger wichtig eingestuft (38 Pro¬ 
zent). AfD-Anhänger sehen das al¬ 
lerdings anders. Für sie ist die das 
zweitwichtigste Thema (87 Prozent). 
Auf dem letzten Platz landete bei al¬ 
len Befragen aus einer Liste von 20 
Themen ein Aufstocken der Vertei¬ 
digungsausgaben (16 Prozent). 

Zu rechts 

Der ehemalige CDU-Spitzenpo- 
litiker und neoliberale Hardliner 
Friedrich Merz hat den Ludwig- 
Erhard-Preis der gleichnamigen 
Stiftung abgelehnt. Grund dafür 
sei der Laudiator bei der Preisver¬ 
leihung. Der Stiftzungsvorsitzende 
Roland Tichy sollte Merz den Preis 
überreichen. Tichy betreibt das 
Meinungsportal „Tichys Einblick“, 
dass wegen rechtspopulistischer 
Äußerungen in der Kritik steht. 
Merz wolle in diesem Falle „nicht 
mit dem Vorsitzenden der Stiftung 
auf einer Bühne auftreten.“ Führe - 
re Preisträger waren der Ex-Wirt¬ 
schaftsminister Otto Graf Lambs¬ 
dorff (FDP) und Ex-Kanzler Ger¬ 
hard Schröder (SPD). 



2016 demonstrierte die DKP mit ihren drei Schwesterparteien NCPN, PTB und KPL in Büchel 
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Fluchtursachen bekämpfen statt Abschottung Trump erklärt Deutsch-EU zum „Gegner' 
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Bischöfe als Paten krimineller Banden 


ln Nicaragua setzt die Opposition weiter auf Gewalt 


A m 19. Juli wird in Nicaragua der 
39. Jahrestag des Siegs der San- 
dinistischen Volksrevolution ge¬ 
feiert. Washington bekämpfte die sozi¬ 
alistisch und antimperialistisch ausge¬ 
richtete FSLN-Regierung in den 1980er 
Jahren durch den Contra-Krieg ehema¬ 
liger Somoza-Gardisten, Privatunter¬ 
nehmer und rechter Politiker. Terror¬ 
akte im Stil der Contra gegen die san- 
dinistische Bevölkerung verüben heute 
Banden der Alianza Civica (AC), um 
den Sturz des Präsidenten Daniel Orte- 
ga zu erreichen. Allein in drei Julitagen 
wurden fünf Polizisten und ein Lehrer 
ermordet, neun Polizisten entführt und 
mit Schusswunden und Knochenbrü¬ 
chen später freigelassen, fünf Kommu¬ 
nalangestellte verletzt und zehn FSLN- 
Mitglieder in Managua auf dem Weg 
zu einer Demonstration durch Schüsse 
teils schwer verletzt. 

Im Juni besuchten studentische 
Mitglieder der AC in Washington die 
rechtsextremen republikanischen Kon¬ 
gressmitglieder Marco Rubio,Ted Cruz 
und Ileana Ross-Lehtinen, die das Ge¬ 
setz „Nica-Act“ zum Boykott der Aus¬ 
landskredite für Nicaragua eingebracht 
hatten. Organisiert wurde die Reise von 
„Freedom House“, einer durch das US- 
Außenministerium finanzierten, anti¬ 
kommunistischen Organisation. Die 
Kongressmitglieder bestärkten die AC, 
keinen wirklichen Dialog zu suchen, 
sondern mit Terror und Wirtschaftssa¬ 
botage den schnellstmöglichen Sturz 
des Präsidenten Ortega herbeizuführen. 

Die Zentralbank Nicaraguas bezif¬ 
ferte den bisherigen Wirtschaftsschaden 
auf über 400 Millionen Dollar. Im Juli 
erklärte die AC einen zweiten „Streik¬ 


tag“. Privatunternehmer, die ihren Be¬ 
trieb schließen, schreiben den Arbei¬ 
tern dafür illegal einen unbezahlten 
Urlaubstag an. Die Gewerkschaften 
haben zu Klagen gegen diese Unter¬ 
nehmen aufgerufen. 

Morde und Folter, Entführungen, 
Brandstiftungen und Diebstähle durch 
Unterstützerbanden der AC werden 
von der katholischen Bischofskonferenz 
nicht explizit verurteilt. Auch ihrer Ver¬ 
mittlerrolle beim „Nationalen Dialog“ 
ist sie bisher nicht gerecht geworden. 
Offenkundig ist die Unterstützung ei¬ 
niger Prälaten für die Aktionen der AC 
und ihres gewalttätigen Anhangs. Die 
Regierung hat wesentliche Forderun¬ 
gen der AC beim „Nationalen Dialog“ 
erfüllt. Die Aufstandspolizei wurde ab¬ 
gezogen, die Organisation der Amerika¬ 
nischen Staaten, ihre Menschenrechts¬ 
kommission und die Europäische Uni¬ 
on eingeladen und eine internationale 
Expertenkommission eingesetzt. Aber 
die AC verweigert trotz Zusage die Be¬ 
seitigung der Straßenblockaden und die 
Beendigung der Besetzung der Univer¬ 
sität UNAN, die als Zentren krimineller 
Konspiration dienen. Deshalb begann 
die FSLN Anfang Juni mit der Beseiti¬ 
gung der Straßensperren. Teilweise kam 
es zu länger anhaltenden Schießereien, 
andernorts wurden Polizisten, Anwoh¬ 
ner und Arbeiter durch Schüsse aus dem 
Hinterhalt verletzt oder getötet. In Dir- 
iamba versuchten Bischöfe Bandenmit¬ 
glieder, die sich in den Keller der Kirche 
geflüchtet hatten, als Ministranten ver¬ 
kleidet mit ihren verborgenen Waffen 
aus der Kirche zu bringen. Anwohner 
versperrten ihnen den Weg, ein Bischof 
ohrfeigte eine Frau, sie ohrfeigte zurück. 


Der Vatikan erklärte klugerweise, kei¬ 
nen diplomatischen Protest einlegen 
zu wollen. Aber die bürgerliche Pres¬ 
se schickte die Skandalmeldung in die 
Welt: FSLN greift Bischöfe an! 


sehen haben wegen der Brutalität ihrer 
Aktionen, der Wirtschaftskrise und dem 
fehlenden Plan für die Zeit nach einem 
Putsch etwas an Unterstützung verlo¬ 
ren. Aber besiegt sind sie noch nicht, 


war, ohne dass die Polizisten ihre Waffen 
benutzten. Ortega erklärte, er habe das 
angeordnet, weil die meisten Angreifer 
aus der ärmsten Bevölkerung stammten 
und durch rechte Propaganda und Geld 



Bevölkerung feiert die Beseitigung der Straßenblockaden. 


Mitte Juli räumte die Polizei die be¬ 
setzte Universität UNAN in Managua. 
Ca. 150 Besetzer wurden von der Ka¬ 
tholischen Kirche in Obhut genommen. 
Sie hinterließen ein Waffenarsenal, rie¬ 
sige Zerstörungen und geplünderte Bü¬ 
ros. Zwei als polizeibekannte Kriminel¬ 
le identifizierte Besetzer kamen bei der 
Räumung ums Leben. Die Aufständi- 


denn es gibt kapitalkräftige Geldgeber 
im Hintergrund. 

Die FSLN hat ihre Mitglieder im 
ganzen Land mit Erfolg zu Friedenska¬ 
rawanen aufgerufen. Ein Fahrzeugkorso 
führte nach Masaya, wo Präsident Orte¬ 
ga die Polizeistation besuchte, die fast 
zwei Monate lang belagert, beschossen 
und mit Brandsätzen beworfen worden 


in die Irre geführt worden wären. „Das 
Wichtigste ist es, den Frieden zurückzu¬ 
gewinnen, denn nur im Frieden können 
wir alle ruhig leben“, sagte Ortega. 

Enrique Herrera, Managua 

Die DKP schrieb einen Solidaritäts¬ 
brief an den Internationalen Sekretär 
der FSLN. Siehe Kasten . 


Folter und Luftangriffe 

Vereinigte Arabische Emirate verfolgen eigene Ziele im Jemen 


Solidaritätsschreiben der DKP an die FSLN 


Essen, 19. Juli 2018 


Der Krieg um den Jemen geht weiter. Ei¬ 
ner der Brennpunkte ist die Hafenstadt 
Hodeidah. Meldungen, die Truppen der 
Allianz Saudi-Arabiens hätten den Flug¬ 
hafen der Stadt erobert, erwiesen sich 
bald als voreilig und für eine Weile ruh¬ 
ten die Kämpfe hier. 

Die Versorgung der Bevölkerung in 
den Gebieten, die unter Kontrolle der 
Ansar Allah stehen, ist ohne den Hafen 
von Hodeidah nicht möglich. Zurzeit ist 
der Hafen offen und Hilfslieferungen 
können ihre Ziele weiter erreichen. Sie 
werden dabei lediglich von wiederholten 
Kontrollen an Checkpoints in den Stra¬ 
ßen von Hodeidah behindert. 

Noch immer fliehen Einwohner aus 
der Stadt - nach Angaben der UN-Orga- 
nisation zur Koordinierung humanitärer 
Aktionen (OCHA) sind seit dem 1. Juni 
120 000 Menschen geflohen, 80 000 von 
ihnen wurden mit Hilfslieferungen ver¬ 
sorgt. 

Jetzt ist die relative Ruhe offenbar 
wieder zu Ende. Luftangriffe auf Ziele in 
der Nähe des Flughafens der Stadt und auf 
die Straße zur Hauptstadt Sanaa bereiten 
womöglich eine erneute Offensive der Al¬ 
lianz Saudi-Arabiens gegen die Stadt vor. 

Besonders aktiv sind militärische 
Einheiten, die von den Vereinigten Ara¬ 


bischen Emiraten (VAE) unterstützt 
werden. Sie versuchen, das Umland der 
Stadt Hodeidah zu besetzten, um die 
Ansar Allah von jedem Nachschub ab¬ 
zuschneiden. 

Die VAE sind Teil des saudischen 
Bündnisses, verfolgen jedoch ihre eige¬ 
nen Interessen und haben ihre eigenen 
Verbündeten. Sie unterstützen nicht den 
„international anerkannten“ Präsiden¬ 
ten Hadi, sondern arbeiten mit Gruppen 
zusammen, die für eine Abspaltung des 
Südens eintreten. Für die VAE ist die 
Kontrolle über den Hafen von Aden 
die Motivation, das Blutvergießen fort¬ 
zusetzen. Aden ist für sie eine natürli¬ 
che Erweiterung zum Hafen von Dubai, 
eine Erweiterung, die ihnen einfachen 
Zugang zum Indischen Ozean ermög¬ 
licht und das Nadelöhr der Straße von 
Hormus umgeht. 

Die VAE unterhalten in Aden und 
auf einem Militärflugplatz weiter im 
Osten eigene geheime Foltergefängnis¬ 
se. Immer wieder wurden unter dem 
Vorwand des Terrorismus Kritiker der 
saudischen Militärintervention und der 
Sicherheitskräfte verhaftet, darunter 
Journalisten und Unterstützer der Islah- 
Partei, die den Moslembrüdern ange¬ 
hört. Die Verhafteten werden unmittel¬ 


bar vom Arbeitsplatz oder auch mitten 
in der Nacht von vermummten Bewaff¬ 
neten verschleppt. Angehörige und Ver¬ 
haftete gaben erschreckende Berichte 
über Schläge, Elektroschocks und sexu¬ 
elle Gewalt. 

Die Sicherheitskräfte, die von den 
VAE aufgebaut wurden, sind so mäch¬ 
tig, dass die Geheimgefängnisse von der 
offiziellen Regierung nicht kontrolliert 
werden können. 

Amnesty International brachte die 
Situation in den Geheimgefängnissen 
im Jemen in einem nüchternen Bericht 
ans Licht. Die zuständige Amnesty-Di- 
rektorin Tirana Hassan betonte, dass die 
Partner der VAE im Kampf gegen den 
Terrorismus, darunter auch die USA, 
ebenfalls Rechenschaft ablegen müss¬ 
ten. So müsste auch die Rolle von US- 
Beratern bei der Folter von Gefangenen 
untersucht werden. 

Die VAE gehören zu den wichtigs¬ 
ten Käufern von US-Waffen. Folter und 
Luftangriffe sind für den Westen kein 
Grund, die Unterstützung für Saudi- 
Arabien oder seine Verbündeten einzu¬ 
stellen. Schließlich sind das Mittel, die sie 
selbst einsetzen. 

Der Krieg um den Jemen geht weiter. 

Manfred Ziegler 



Den Hafen von Aden möchten sich die Vereinigten Arabischen Emirate gern unter den Nagel reißen. 


Lieber Genosse Jacinto Suärez, 

anlässlich des 39. Jahrestags des Sieges der Sandinistischen Volksrevolution 
sendet Euch der Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei seine 
solidarischen Grüße. Es war der zweite und seitdem einzige militärisch er¬ 
folgreiche Aufstand gegen die Herrschaft von Kapital und Imperialismus in 
Lateinamerika nach dem Sieg der Kubanischen Revolution. 

In diesen Tagen habt ihr viele Gäste, besonders der befreundeten Parteien aus 
Lateinamerika, die zuvor am Treffen des Forum von Sao Paulo in Havanna 
teilgenommen haben. Auch wir wären gern bei Euch gewesen, haben es aber 
aus organisatorischen Gründen nicht geschafft. Wir wünschen Euch eine groß¬ 
artige Feier des Siegestages der „Revoluciön Populär Sandinista“! Die DKP 
hat in den 80er Jahren eine stolze Tradition der materiellen und politischen So¬ 
lidarität mit der Nicaraguanischen Revolution entwickelt; hunderte Mitglieder 
unserer Partei haben an Arbeitsbrigaden teilgenommen. Nicht wenige unserer 
heutigen Mitglieder haben sich in der Zeit Eurer Revolution politisiert. 

Es wäre uns vor allem auch deswegen wichtig gewesen heute bei Euch zu 
sein, weil wir Euch unsere grundsätzliche Solidarität gern persönlich aus¬ 
gedrückt hätten. Was in Nicaragua seit April passiert, erfüllt uns mit großer 
Sorge. Offensichtlich ist, dass es sich um eine international unterstützte Auf¬ 
standsbewegung handelt, die mit Waffengewalt gegen Anhänger der Regie¬ 
rung, die erst 2016 mit überwältigender Mehrheit wiedergewählt worden ist, 
vorgeht, aber auch gegen Sicherheitskräfte. Die Rede ist von vielen getöteten 
Menschen, und wir sind fassungslos angesichts der Eskalation von Gewalt in 
Eurem Land, das neben seinen traditionell eher unruhigen Nachbarländern 
bislang eine friedliche Insel war. Besonders erschreckt uns in diesem Zusam¬ 
menhang, dass Mara- und andere Strukturen organisierter Kriminalität an 
Boden gewinnen und das Land auch nach einer Beendigung der Proteste 
nachhaltig negativ verändern könnten. 

Gleichzeitig ist es eine historische Tatsache, dass solche zunächst politisch 
motivierten Bewegungen nur dann in einer irrationalen Gewaltorgie enden, 
wenn sie auch wenigstens teilweise rationale Gründe für ihre Unzufrieden¬ 
heit vorfinden. Wir sind sicher, dass die FSLN und die Regierung des Landes 
unter Präsident Daniel Ortega daran arbeiten, genau das zu ergründen und 
zu beseitigen. Der nationale Dialog mit Unternehmerverband und Kirche, die 
sich teils auf die Seite der Aufständischen gestellt haben, sie teils sogar logis¬ 
tisch und materiell unterstützen, gehört sicher zu einer solchen Lösungssuche. 
Gleichzeitig sind wir überzeugt davon, dass nur eine Vertiefung der Umge¬ 
staltung hin zu einer sozialistischen Orientierung den Menschen Vorteile 
verschafft, keinesfalls aber ein Zugeständnis hin zu mehr Einfluss von USA, 
OAS oder EU oder in Richtung einer stärkeren Berücksichtigung von Unter¬ 
nehmerinteressen. 

Konflikte sollte man immer zunächst auch als Klassenkonflikte begreifen, 
und jedem Handeln im sozialen Prozess muss immer eine Überlegung vor¬ 
ausgehen. Bei dieser Überlegung wünschen wir Euch eine ruhige Hand. Ihr 
kennt Euer Land - Ihr seid die Kraft, die es im Sinne des Volkes leiten kann! 

Mit brüderlich-solidarischen Grüßen aus Deutschland 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Günter Pohl, Internationale Kommission der DKP 
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Gespräch in Helsinki 

Weltweite Aufregung um Treffen zwischen Putin und Trump 



A m Montag sind die Präsidenten 
Russlands und der USA, Wladi¬ 
mir Putin und Donald Trump, in 
Helsinki zu einem Gipfel zusammenge¬ 
troffen. Das Treffen war nach Einschät¬ 
zung Putins der erste Schritt zu einer 
Verbesserung der Beziehungen. „Na¬ 
türlich bleiben viele Probleme, und wir 
konnten nicht alle Blockaden auflösen 4 , 4 
resümierte Putin. „Ich denke, wir haben 
einen wichtigen ersten Schritt in diese 
Richtung gemacht. 44 Es sei an der Zeit, 
die Zusammenarbeit etwa im gesell¬ 
schaftlichen und kulturellen Bereich 
zu stärken. Zudem erklärte er, Mos¬ 
kau und Washington könnten bei der 
Regulierung der Energiemärkte enger 
kooperieren. 

Putin hat die USA zu mehr Enga¬ 
gement für eine Friedenslösung in der 
Ostukraine aufgefordert. „Die USA 
könnten entschlossener sein und die 
ukrainische Führung dazu bringen, 
ihre Arbeit zu machen 44 sagte er. Trump 
lobte die Militärzusammenarbeit bei¬ 
der Länder. „Unsere Militärs kommen 
gut miteinander aus 44 , stellte er fest. 
Russland habe in einigen Aspekten 
geholfen, es gebe koordinierte Aktio¬ 
nen. Die Armeen kämen besser mit¬ 
einander zurecht als die Politiker bei¬ 
der Länder, sagte Trump. Putin hat den 
USA einen neuen Dialog über Fragen 
der atomaren Rüstungskontrolle vor¬ 
geschlagen. Russland und die USA als 
größte Atommächte der Welt stünden 
in einer besonderen Verantwortung, so 
der russische Präsident. Besorgt äußer¬ 
te sich Putin über die Raketenabwehr¬ 
systeme der USA und eine mögliche 
Aufrüstung im Weltraum. Außerdem 
schlug Putin eine enge Zusammen¬ 
arbeit gegen Terrorismus und Cyber- 
Bedrohungen vor und lobte die Rolle 
Trumps bei der Annäherung zu Nord¬ 
korea: „Es ist gut, dass eine schrittwei¬ 
se Lösung des Konflikts auf der korea¬ 


Handschlag in Helsinki. 

nischen Halbinsel begonnen hat 44 sagt 
Putin. „Vor allem wurde dies möglich, 
weil sich Präsident Trump persönlich 
dafür eingesetzt hat 44 Trump habe sich 
für den Dialog entschieden, nicht für 
die Konfrontation. 

Nach dem Treffen herrscht in Brüs¬ 
sel und Berlin vor allem Erleichterung. 
Erleichterung darüber, dass Trump 
keine „Zugeständnisse 44 gemacht habe. 
Angst hatte man hier im Vorfeld des 
Gipfeltreffens vor allem vor eventuel¬ 
len Zusagen Trumps für eine Reduktion 
der NATO-Präsenz an den russischen 
Grenzen - hatte der US-Präsident doch 
beim Treffen mit Kim Jong-un die ge¬ 
meinsamen Militärmanöver mit Südko¬ 
rea für beendet erklärt, ohne mit der 
südkoreanischen Führung Rücksprache 
zu halten. Also gibt man sich in der EU 
erleichtert darüber, dass sich keine so 
weitreichende Entspannung abzeichnet 


und Abrüstungsbestrebungen nicht in 
Sicht sind. 

Da das Schlimmste abgewendet 
scheint, konzentrieren sich Kommen¬ 
tatoren wie Politiker auf beiden Seiten 
des Ozeans nun auf die wirklich wich¬ 
tigen Fragen: Wie konnte der russische 
Präsident es wagen, sich zu verspäten 
und den Amerikaner warten zu lassen? 
Wie kann es der US-amerikanische Prä¬ 
sident wagen, dem Russen ein Treffen 
zuzugestehen, in dem dieser „auf Au¬ 
genhöhe 44 agieren kann? 

Prominente republikanische und 
demokratische Mitglieder des Kon¬ 
gresses haben Trump nach dem Tref¬ 
fen vorgeworfen, er habe sich nicht mit 
klaren Worten gegen die Einmischung 
Russlands in die US-Präsidentschafts- 
wahlen verwahrt und damit Schwäche 
signalisiert. Außerdem habe er den An¬ 
schein erweckt, dem russischen Präsi¬ 


denten mehr zu glauben als den eige¬ 
nen Geheimdiensten. Selbst Trumps 
Haussender „Fox 44 tutete in das Horn 
der gesamten bürgerlichen Presse und 
übte heftige Schelte. Trump äußerte 
sich wie üblich per Twitter zu den Kri¬ 
tiken, die beiden größten Atommächte 
der Welt könnten sich nicht nur mit der 
Vergangenheit befassen. Senatoren der 
Demokraten nannten das Treffen „be¬ 
schämend 44 . Ex-CIA-Chef John Bren- 
nan bezichtigte Trump gar „schwerer 
Verbrechen und Vergehen 44 auf Twitter 
verbreitete er: „Es war nichts weniger 
als Verrat. 44 

In Schweigen hüllten sich bis Re¬ 
daktionsschluss am Dienstag Nachmit¬ 
tag sowohl die EU-Außenbeauftragte 
Federica Mogherini als auch das NA¬ 
TO-Hauptquartier. Von beiden Seiten 
gab es keinerlei Kommentar zum Gipfel 
in Helsinki. Melina Deymann 


Neue Verfassung 
für Kuba 

In Kuba hat die Diskussion um die 
neue Verfassung begonnen. Am ver¬ 
gangenen Samstag hat die Zeitung 
„Granma 44 erste Auszüge aus dem 
Entwurf veröffentlicht, an diesem 
Wochenende wird das Parlament 
über den ersten Entwurf beraten. 
Danach wird das Papier in der Be¬ 
völkerung diskutiert. 

Wichtigste Eckpunkte sind die 
Definition Kubas als „sozialistischer, 
demokratischer, unabhängiger und 
souveräner Rechtsstaat 44 in dem die 
Produktionsmittel und strategisch 
wichtige Wirtschaftssektoren in der 
Hand des Staates bleiben. Ergän¬ 
zend dazu steht die Anerkennung 
des privaten Wirtschaftssektors und 
eines „freien Marktes 44 in einem 
eingeschränkten und kontrollier¬ 
tem Umfang. Damit soll ein Rechts¬ 
rahmen für die seit etwas mehr als 
zehn Jahren erfolgende Zulassung 
kleiner und mittlerer Privatbetriebe 
geschaffen werden. 

Mit dem Entwurf für die neue 
Verfassung wird am sozialistischen 
Charakter des kubanischen Staates 
und der führenden Rolle der Kom¬ 
munistischen Partei festgehalten. 
Neu in die Verfassung aufgenom- 
men werden hingegen das Recht 
auf gleichgeschlechtliche Ehe, der 
„Schutz und Erhalt der Umwelt 44 , 
die „Verpflichtung zur Bekämpfung 
des Klimawandels 44 die „Demokrati¬ 
sierung des Cyberspace 44 das Verbot 
der Verbreitung und Anwendung 
von Atom- oder anderen Massen¬ 
vernichtungswaffen sowie der Un¬ 
terstützung jeglicher Form des Ter¬ 
rorismus und Staatsterrorismus. 

Die Amtszeit des Präsidenten 
und anderer führender Repräsen¬ 
tanten soll auf zweimal fünf Jahre be¬ 
grenzt werden. Die derzeitige Verfas¬ 
sung wurde 1976 per Volksentscheid 
angenommen und ist 1992 sowie 2002 
teilweise reformiert worden. 

Siehe Kommentar S. 9 


Krankenschwestern im Streik 

Neuseeland: Militärflugzeuge statt Lohnerhöhung 


Australische Lohnkrise 

Staat kürzt Sonntagszuschläge 



Krankenschwestern und Hebammen fordern Autofahrer auf, ihre Solidarität 
durch Hupen auszudrücken. 


In Neuseeland nahmen vergangene 
Woche Tausende von Pflegekräften 
am ersten landesweiten Streik von Be¬ 
schäftigten im Gesundheitswesen seit 
über drei Jahrzehnten teil. 

Im ganzen Land gab es Streikposten 
vor Krankenhäusern. Fast 30 000 Pfle¬ 
gekräfte sollen laut Angaben der briti¬ 
schen Tageszeitung „Morning Star 44 am 
24-Stunden-Streik teilgenommen ha¬ 
ben, zu dem die „New Zealand Nurses 
Organization 44 (NZNO) aufgerufen hat¬ 
te. Die NZNO warnte, dass das Personal 
„überlastet und unterbezahlt sei 44 und 
die „Arbeitsbedingungen zu Burnout 
und Erschöpfung führen 44 . 

Hunderte von Terminen wurden we¬ 
gen der Arbeitskämpfe abgesagt, und 
es wurde gewarnt, dass Krankenhäuser 
gefährlich unterbesetzt seien und die 
Sicherheit der Patienten gefährdet sei. 

Die NZNO sagte, dass Pflegekräf¬ 
te das Gesundheitssystem durch unbe¬ 
zahlte Überstunden aufrecht erhielten. 
Der akute Personalmangel verschärfe 
die Situation zusätzlich, da viele Be¬ 
schäftigte nach Australien und in ande¬ 
re Länder gingen, weil sie dort besser 
bezahlt würden. 

Die Pflegekräfte stehen im Streit 
mit der neuseeländischen Labour- 
Regierung, die Lohnerhöhungen zwi¬ 
schen 12,5 und 15,9 Prozent innerhalb 
von 15 Monaten angeboten hat. Der 
amtierende Stellvertretende Premier¬ 
minister Winston Peters sagte, die Re¬ 
gierung sei „sehr, sehr enttäuscht 44 da¬ 
rüber, dass das letzte Angebot an die 
NZNO abgelehnt wurde. Er machte 
die Vorgänger-Regierung dafür ver¬ 
antwortlich, dass neun Jahre lang der 
Gesundheitssektor vernachlässigt 
worden sei. Peters sagte, dass er, ob¬ 
wohl er mit den Pflegekräften sym¬ 
pathisiere, es sich nicht leisten könne, 
ihnen eine größere Lohnerhöhung zu 
geben. „Es ist nicht so, dass wir nicht 


wollen. Wir haben das Geld nicht 44 be¬ 
hauptete er. 

Die NZNO-Sprecherin Cee Payne 
wies Peters 4 Behauptung zurück und 
wies auf den Kauf von vier Militärflug¬ 
zeugen hin, die 2,34 Milliarden NZ- 
Dollar kosten. Das Geld für die nötige 
Lohnerhöhung sei schon vorhanden, 
wenn die Regierung nur drei statt vier 
Flugzeuge bestelle, so Payne. 

93 Prozent der Pflegekräfte in Neu¬ 
seeland sind Frauen. Die Gewerkschaft 
wies darauf hin, dass dies ein wesentli¬ 
cher Faktor dafür sei, warum die Löhne 
in diesem Sektor hinter der allgemei¬ 
nen Lohnentwicklung Zurückbleiben. 
Payne sagte vor Streikposten im Wel¬ 
lingtoner Krankenhaus: „Ich denke, 
dass dies heute ein wichtiger Augen¬ 


blick ist für die Pflegekräfte. 44 Sie mach¬ 
ten durch ihre Streiks und Demonstra¬ 
tionen ein bisher scheinbar unsichtba¬ 
res Problem, dass die letzten 10 Jahren 
nicht angepackt worden sei, endlich 
sichtbar: „Es geht um Sicherheit und 
Personalausstattung in unseren Kran¬ 
kenhäusern und um die Verzweiflung, 
die sie empfinden, wenn sie die für sie 
so wichtige Patientenversorgung nicht 
erbringen können. 44 

Einer der Leiter der neuseeländi¬ 
schen Gesundheitsbehörde, Dr. John 
Tait, schätzt, dass etwa 6 000 bis 8 000 
Behandlungen durch den Streik kom¬ 
plett ausgefallen sind. „Wir sollten die 
Auswirkungen dieses Streiks wirklich 
nicht unterschätzen 44 , sagte er. 

Morning Star/UZ 


Mit dem 1. Juli büßen Hotelangestellte 
in Australien, verglichen mit der glei¬ 
chen Arbeit am Wochenende zuvor, 
mehr als 10 Euro (16 Australische Dol¬ 
lar) pro Sonntagsschicht ein. Dies ist 
der nächste Schritt von Lohnkürzun¬ 
gen für Gastronomie-Arbeiter, die ins¬ 
gesamt 40 Australische Dollar pro Wo¬ 
che oder mehr als 2 000 Australische 
Dollar pro Jahr verlieren. 

Dies geht auf eine Entscheidung der 
„Fair Work Commission 44 (Kommissi¬ 
on für faire Arbeit, FWO) zurück, eine 
Regierungsbehörde, die dem Arbeits¬ 
ministerium untersteht. 

Mit der Kürzung der Sonntagszu¬ 
lagen wird die jüngste geringfügige 
Erhöhung des australischen Mindest¬ 
lohns um 64 Cent pro Stunde weitge¬ 
hend zunichte gemacht. Dabei steckt 
Australien in einer Lohnkrise, die 
durch ein historisch niedriges Lohn¬ 
wachstum gekennzeichnet ist. Jo-an- 
ne Schofield, Sekretärin bei der Ge¬ 
werkschaft der Gastrononmiearbei- 
ter United Voice, sagte: „Wenn unsere 
Arbeitsgesetze von den Arbeitgebern 
dazu benutzt werden, die Löhne nied¬ 
rig bezahlter Arbeitnehmer zu kürzen, 
und wenn unsere Regierung es ab¬ 
lehnt, ein Wort zur Unterstützung der 
Arbeitnehmer auszusprechen, ist das 
System kaputt. Das System ist kaputt, 
wenn hart arbeitende Gastronomie- 
Arbeiter weniger Geld bekommen als 
in der gleichen Schicht am Wochenen¬ 
de zuvor. 44 

Premierminister Malcolm Turnbull 
könne diese Ungerechtigkeit stoppen, 
so Schofield. Die Untätigkeit der Re¬ 
gierung zeige aber, dass der Schutz des 
Lebensstandards der arbeitenden Aus¬ 
tralier für die Regierung keine Priori¬ 
tät habe. 

Am Tag nach der drastischen Sen¬ 
kung um 10 Prozentpunkte versuch¬ 
ten die Arbeitgeber in der „Fair Work 


Commission 44 erneut, die Zulagen von 
Arbeitern anzugreifen. 

Die Gewerkschaft United Voice 
fordert ein System, das auf durch Tarif¬ 
parteien ausgehandelten Branchenta¬ 
rifverträgen basiert. Derzeit sind nur 6 
Prozent der Beschäftigten im Gastge¬ 
werbe in Tarifverhandlungen eingebun¬ 
den. United Voice fordert, dass Arbei¬ 
ter in die Lage versetzt werden müssen, 
über ihre Bezahlung und Bedingungen 
mitzuentscheiden. Nur so könnten Be¬ 
schäftigte in Branchen wie der Gastro¬ 
nomie gemeinsam ihre Interessen ge¬ 
genüber den Arbeitgebern verhandeln, 
um eine faire Vereinbarung zu erzielen. 

Die Gewerkschaft United Voice, 
die dem Gewerkschaftsdachverband 
ACTU beigetreten ist, begrüßte die 
jüngste Anhebung des Mindestlohns. 
Aber selbst die Fair Work Commission, 
die als zuständige Regierungseinrich¬ 
tung den Mindestlohn festlegt, räumte 
ein, dass durch die Erhöhung nicht alle 
Beschäftigten aus der Armut befreit 
würden. 

Die Antwort auf die derzeitigen 
Probleme ist die Einführung eines Sys¬ 
tems der Branchen-Tarifverträge, dass 
den Arbeitern erlaubt, effektiv zu ver¬ 
handeln und ihre Stimme in einem Sys¬ 
tem zu erheben, das jahrelang gegen sie 
gestanden hat. Nur so können sie mehr 
erreichen als das Minimum, das ihnen 
Arbeitgeber und Regierung zugeste¬ 
hen. 

Das System des Mindestlohns, das 
ein „Sicherheitsnetz 44 sein sollte, ist heu¬ 
te für fast ein Viertel (23,9 Prozent) der 
australischen Arbeitskräfte die Quelle 
von Löhnen und Arbeitsbedingungen. 
Das ist ein alarmierender Anstieg von 
15 Prozent im Vergleich zu 2010. Ein 
klarer Beweis für die Notwendigkeit 
eines stärkeren Systems der Tarifver¬ 
handlungen. 

The Guardian, Australien/UZ 









8 Freitag, 20. Juli 2018 


Im Bild 


unsere zeit m 




In mehreren Städten, wie hier in Hamburg, gingen Menschen gegen einen 
Schlussstrich unter die NSU-Morde auf die Straße. 


Mehr Fragezeichen 
als Antworten 

DIDF zu den Urteilen im NSU-Prozess 


A m 11. Juli wurden die Urteile im Prozess rund um den 
„Nationalsozialistischen Untergrund“ (NSU) gefällt. 
Die Hauptangeklagte Beate Zschäpe wurde wegenbe¬ 
sonderer Schwere der Schuld zu lebenslanger Haft verurteilt. 
Ralf Wohlleben wurde als Waffenbeschaffer des NSU we¬ 
gen Beihilfe zum Mord zu zehn Jahren Haft verurteilt. Auch 
Holger G und Andre E. erhielten eine Haftstrafe von drei 
bzw. zwei Jahren und sechs Monaten wegen Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung. Der Angeklagte Carsten 
S. wurde wegen Beihilfe zum Mord in neun Fällen zu drei 
Jahren Jugendstrafe verurteilt, weil er zur Tatzeit noch min¬ 
derjährig war. Die Anwälte der Angeklagten haben Revision 
angekündigt. 

Der sogenannte NSU hatte acht türkisch und einen grie¬ 
chischstämmigen Unternehmer und eine Polizistin erschos¬ 
sen und mehrere Bombenanschläge, u.a. in der Kölner Keup- 
straße, durchgeführt sowie mehrere Banken überfallen. 

Zeynep Sefariye Eksi, Vorsitzende der türkisch-kurdi¬ 
schen „Föderation demokratischer Arbeitervereine“ (DIDF), 
sagt zum Ausgang des Prozesses: „Das Gericht ist mit den Ur¬ 
teilen weit unter den geforderten Strafen geblieben. Das fin¬ 
den wir falsch und ein schlechtes Zeichen an die migrantische 
Bevölkerung in Deutschland, deren Vertrauen in den deut¬ 
schen Staat tief erschüttert wurde, als Details der NSU-Morde 
und die Verstrickung der deutschen Polizei- und Staatsschutz¬ 
behörden darin an die Öffentlichkeit gelangten!“ 


Die DIDF-Jugend erläutert auf ihrer Homepage: „Von 
2000 bis 2011 wurden zehn Menschen aus rassistischen Mo¬ 
tiven brutal ermordet. Zuerst wurden den Opfern kriminelle 
Machenschaften vorgeworfen, bis im Jahre 2011 das Beken¬ 
nervideo des angeblichen ,NSU-Trios‘ veröffentlicht wurde. 
Bis dahin wurden die Opfer von den Medien als Schuldige 
dargestellt. Von Anfang an wurden die Familien und Hinter¬ 
bliebenen mit den beschämenden Fahndungsmaßnahmen 
der Polizei schikaniert und kriminalisiert. Rassistische Be¬ 
griffe wie „Dönermorde“ waren tagtäglich in den Schlagzei¬ 
len. Die Opfer wurden zu Tätern gemacht, die eigentlichen 
Täter wurden geschützt.“ 

Die DIDF-Vorsitzende ergänzt abschließend dazu: „Wir 
haben bereits seit Beginn der Prozesse wiederholt kritisiert, 
dass die Rolle des Verfassungsschutzes beim Aufbau, bei 
der Finanzierung und bei der Planung und Durchführung 
der Morde lückenlos aufgeklärt werden müsste, um das 
Vertrauen wiederzuerlangen. Jedoch hat der Prozess mehr 
Fragezeichen hinterlassen, als Antworten zu geben. Der 
Verfassungsschutz als Staatsorgan ist tiefer in die Morde 
verwickelt, als zugegeben wurde, massenweise Akten sind 
unnötig geschreddert worden und viele sind dauerhaft un¬ 
ter Verschluss. Unter einer lückenlosen Aufklärung, wie das 
von Kanzlerin Merkel versprochen wurde, verstehen wir was 
anderes!“ 

CH 



Vor dem Oberlandesgericht, dem Ort des Prozesses, demonstrierten den ganzen Tag über Menschen für eine lückenlose Aufklärung. 
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Uli Brockmeyer über das Atomwaffenverbot 

Kuba gibt das Beispiel 


I n Kuba wird der Entwurf einer neu¬ 
en Verfassung des Landes öffentlich 
diskutiert - in den westlichen Me¬ 
dien wenig beachtet und zudem ei¬ 
genwillig interpretiert. Absolut keine 
Beachtung findet in den Agenturbe¬ 
richten ein interessantes Detail, das al¬ 
lerdings von nicht zu unterschätzen¬ 
der Bedeutung ist und als Beispiel für 
andere Länder dienen sollte, nicht zu¬ 
letzt hier in Westeuropa. 

In der Verfassung des sozialistischen 
Kuba soll auch das Verbot der Ver¬ 
breitung und Anwendung von Atom¬ 
oder anderen Massenvernichtungs¬ 
waffen festgeschrieben werden. Kuba 
verfügt zwar nicht über Atomwaffen, 
aber in Erinnerung an die von den 
USA seinerzeit hochgespielte "Ra¬ 
ketenkrise" ist ein solches Gebot im 
Verfassungsrang doch von großer Be¬ 
deutung. Es entspricht nicht nur dem 
vor einem Jahr in der UNO beschlos¬ 


senen - allerdings von den Nuklear¬ 
mächten und den NATO-Staaten boy¬ 
kottierten - Vertrag über das Verbot 
aller Atomwaffen, sondern 
auch dem Sicherheitsbedürf¬ 
nis der Menschen auf dieser 
Erde. 

Die Bundesregierung 
lehnt die Unterzeichnung des UNO- 
Vertrags über das Atomwaffenverbot 
bisher ab und unterwirft sich der nu¬ 
klearen Strategie der NATO. 

Das Treffen der Präsidenten Russ¬ 
lands und der USA in Helsinki wurde 
und wird von etlichen Spekulationen 


begleitet. So ist die Rede von einer 
Gefahr der „Spaltung der Europä¬ 
ischen Union“. Was für ein Unsinn! 


Die EU ist längst gespalten, und zwar 
in eine unübersichtliche Vielzahl von 
Bestandteilen, die nur noch mühsam 
zusammengehalten werden - in ers¬ 
ter Linie durch die übermächtigen ge¬ 
meinsamen Interessen des Kapitals, 
aber auch durch die tagtägliche Neu¬ 


auflage der Lüge von der Bedrohung 
durch Russland. 

Dies wiederum führt zu weiteren 
Erhöhungen der Militäraus¬ 
gaben und dadurch können 
sich die Rüstungsindustrie, 
die Banken und viele wei¬ 
tere Konzerne die Taschen 
noch mehr als bisher füllen - womit 
wir wieder bei den übermächtigen 
gemeinsamen Interessen des Kapi¬ 
tals wären. 

Mit Sicherheit und Frieden hat das 
allerdings nichts zu tun. Dem Frieden 
wäre vor allem gedient, wenn sich die 


beiden Präsidenten in Helsinki auf 
den einen oder anderen Schritt eini¬ 
gen könnten, regionale Kriege im Be¬ 
sonderen und die Kriegsgefahr im All¬ 
gemeinen ein wenig zu dämpfen. 

Wichtig für uns alle ist jedoch die 
Erkenntnis, dass mehr Waffen nicht 
mehr Sicherheit bedeuten. Wer Frie¬ 
den will, muss für Abrüstung eintre- 
ten, und die Abschaffung und das 
Verbot aller Atomwaffen wäre dazu 
ein bedeutender Schritt. Die Kommu¬ 
nisten machen gemeinsam mit ande¬ 
ren Friedenskräften auf dieses Thema 
aufmerksam - wie am kommenden 
Wochenende, an dem Mitglieder und 
Sympathisanten der kommunistischen 
Parteien aus Deutschland, Belgien, 
den Niederlanden und Luxemburg 
gemeinsam den Luftwaffenstützpunkt 
Büchel in der Eifel blockieren werden, 
auf dem 20 US-amerikanische Atom¬ 
waffen gebunkert sind. 


Die EU wird mühsam zusammengehalten - 
durch die Interessen des Kapitals 



Foto: John Worth/flickr/CC BY 2.0 


Das hat man jetzt davon. Jeden Schwenk der US-Politik 
hat man mitgemacht, jeden vom großen Bruder ange¬ 
zettelten Krieg und jeden Regime-Change unterstützt, 
jeden Vertragsbruch im Sinn Washingtons interpretiert, 
bereitwillig die Last weiterer Aufrüstung bis hin zum 
2-Prozent-Ziel der Nato geschultert. Und dann kommt 
so ein US-Präsident und erklärt kurzerhand die Europä¬ 
ische Union zum Gegner. 

Ein Hieb ins Zahngehege der EU-Chauvinisten.Gegner- 
also auf der Ebene von „Shithole Countries“ der geho¬ 
benen Kategorie wie Russland und China. Das hat das 
Gebilde mit dem anmaßenden Kampfnamen „Europa“ 
nicht verdient, das ist Verachtung „europäischer Wer¬ 
te“, das ist „anti-europäisch“ und wie die Kampfbegrif¬ 
fe der EU-ldeologen alle lauten. EU-Ratspräsident Tusk 
schmollt: „Schätzen Sie Ihre Verbündeten, Sie haben 
nicht so viele.“ 

Jedem Ende, in diesem Fall der Freundschaft, wohnt ein 
Anfang inne. So auch in diesem Falle. Bietet die Brüs- 
kierung durch Trump nicht die Chance, die Reihen der 
EU wieder fester zu schließen? Der populistische EU- 
Nationalismus muss doch die Chance bieten, die „Bad 
Boys“ der Union - die Visegräd-Staaten, die Kurz und 
Orbän - wieder zu integrieren. Vielleicht rückt sogar der 
Traum von der EU-Armee seiner Verwirklichung näher? 
„Der Starke ist am mächtigsten allein“,schrieb Friedrich 
Schiller - „ein großer Europäer" - im „Teil“, und dieser 
Satz fände sicher auch die Zustimmung des „Europa“- 
begeisterten Jünglings vor dem Reichstag (Foto). Ml 


Und nicht vergessen... 

... bringt eure Freunde zum Fest. Es lohnt sich • Kolumne von Wera Richter 


Lucas Zeise zum Bargeld-Transfer nach Teheran 

Berlin knickt ein 


Das 20. UZ-Pressefest (7. - 9. Septem¬ 
ber) rückt immer näher. Morgen wieder 
Ortstermin mit Uli Abc im Dortmunder 
Revierpark. In unseren Köpfen verdich¬ 
ten sich die Fragen, manchmal kommen 
sie jetzt auch nachts um die Ecke. Sind 
die Bauzäune bestellt, wer nimmt die 
Verkehrslenkung in die Hand und wer 
die Organisation des Spülmobils 2? Was 
kostet am Ende die Bratwurst und wie 
kriegen wir die Gäste trockenen Fußes 
zur Hauptbühne und in die Zelte, sollte 
es entgegen aller Beschlusslagen doch 
Regen geben? Im Hinterkopf beginnt 
die Arbeit am 32-seitigen Programm¬ 
heft und mittendrin wird mir bewusst: 
Ich bin mit der Kolumne dran. Weia. 

Was liegt da näher, als Lust auf die¬ 
ses große Fest zu machen? Zum Bei¬ 
spiel mit der Information über die An¬ 
meldung von sieben Radsportfreunden 
der Kommunistischen Partei Großbri¬ 
tanniens. Vor einem Jahr haben wir 
die Genossen von „Pedal4Progress“, 
auf ihrer Friedenstour von Prag kom¬ 
mend, in Berlin begrüßt. Von der Idee, 
mit dem Rad zum UZ-Pressefest zu 
kommen, waren sie gleich begeistert. 
Sie starten am 5. September in Wake- 
field in West Yorkshire, setzen mit der 
Fähre nach Rotterdam über, weiter 
geht es über Nijmegen nach Wesel. Am 
7. September führt die Tour von dort 
über Schermbeck, Dorsten und Herne 
nach Bochum, mit einem Abstecher 
ins Bergbaumuseum, und weiter nach 
Dortmund. Die Genossen freuen sich 
sehr über Begleitung (Kontakt: pv@ 
dkp.de)! 

Wir wiederum freuen uns, die Sport¬ 
ler am Samstag, den 8. September, beim 
Internationalen Antikriegsmeeting auf 
der Hauptbühne begrüßen zu können. 
Von dort soll mit Berichten von Anti¬ 


kriegsaktionen, Reden und Liedern ein 
klares Signal ausgehen: „abrüsten statt 
aufrüsten“. 

Auch Egon Krenz, bis zur Konterre¬ 
volution Generalsekretär der SED und 
Staatsratsvorsitzender der DDR, wird 
dort sprechen. Er war unsicher, ob er 
uns damit einen Gefallen tut. Ja, das tut 
er, weil es wichtig für die Zukunft ist, an 
ein Land zu erinnern, in dem Friedens¬ 
politik Staatsräson war - an ein sozia¬ 
listisches Land. 



„Glaubst du die Russen wollen 
Krieg?“ ist nicht nur ein Lied, das Gina 
Pietsch auf dem Antikriegsmeeting 
vortragen wird, sondern auch die Fra¬ 
gestellung einer der zentralen Diskus¬ 
sionsrunden des UZ-Pressefestes. Eine 
zweite steht unter dem Motto „Naher 
Osten im Fadenkreuz“ und lässt Ver¬ 
treterinnen Kommunistischer Parteien 
aus der Region zu Wort kommen. Bei¬ 
de Runden finden in der Eishalle statt, 
die ab sofort nur noch Kunst-und-Kul- 
tur-Halle heißt. Aus gutem Grund. Die 


Grenzgänger, das Weber-Herzog-Mu- 
siktheater, Gina und Frauke Pietsch, 
Quijote, Rolf Becker und Dietmar Dath 
feiern dort mit uns 200 Jahre Karl Marx. 
Erich Schaffner erinnert an die Lehren 
der Novemberrevolution und Dieter 
Süverkrüp stellt neben weiteren bilden¬ 
den Künstlern seine Werke aus. 

Aber zurück zu den zentralen Dis¬ 
kussionsrunden. Neben der Friedens¬ 
politik drehen sie sich um gewerk¬ 
schaftliche Kämpfe und Auseinander¬ 
setzungen, um die Personalbemessung 
an Kliniken und Arbeitszeitverkür¬ 
zung. Treffen gibt es von Beschäftigten 
im Gesundheits- und im Bildungs- und 
Erziehungswesen, von Metallern, Ma¬ 
cherinnen von Betriebszeitungen und 
von Aktiven in der Erwerbslosenarbeit. 

Ich könnte noch eine Weile so fort¬ 
fahren mit Informationen aus den Pro¬ 
grammen der Bezirksorganisationen 
der DKP, den Zelten von „junge Welt“ 
und „Melodie & Rhythmus“, dem 
DDR-Kabinett oder der Partei Die Lin¬ 
ke. Aber ein bisschen Spannung soll ja 
bleiben. 

Daher an dieser Stelle noch meine 
drei Favoriten: Freitag abend „The Bus- 
ters“ auf der Hauptbühne, Oldschool- 
Ska vom Feinsten; Samstag zum Ein¬ 
stieg „Schätzen Sie mal! - Die Friedens¬ 
quiz-Show“ auf dem Leninplatz, bei der 
ich zuletzt bei der Frage „Wie viele Li¬ 
ter Havanna Club kriegst du für einen 
Leopard II?“ die Segel streichen muss¬ 
te. Und am Nachmittag „Wacht auf Ver¬ 
dammte dieser Erde" in der Perle vom 
Borsigplatz - siehe Seite 16. 

In diesem Sinne, habt einen schönen 
Sommer, freut euch auf ein großes Fest 
und vergesst nicht Kampf- und Wegge¬ 
fährten, Familien, Nachbarn und Freun¬ 
de dafür zu gewinnen! 


Unmittelbar nach Kündigung des 
Atomabkommens mit dem Iran durch 
den US-Präsidenten tönten die Regie¬ 
rungschefs der großen EU-Länder noch 
mit großen Worten, sie wollten am Ab¬ 
kommen festhalten. Denn die von ih¬ 
nen betreuten Kapitalisten klagten laut, 
welch wunderbare Geschäfte ihnen im 
Iran entgehen würden, wenn sie die von 
den USA einseitig beschlossenen Sank¬ 
tionen gegen den Iran befolgen würden. 
Täten sie es nicht, wäre ihre Lage noch 
schlimmer, denn dann würde Washing¬ 
ton sie vom sehr viel größeren US- 
Markt aussperren oder, nicht minder 
ärgerlich, sie mit hohen Strafen bele¬ 
gen. Im Sommer 2014 etwa hatten US- 
Staatsanwälte der französischen Groß¬ 
bank BNP Paribas eine Strafe von 8,8 
Mrd. Dollar aufgebrummt, weil sie - so 
der Vorwurf - gegen die damaligen US- 
Sanktionen verstoßen habe. Die Bank 
bezahlte. Zur juristischen Rechtferti¬ 
gung ihres rüden Vorgehens setzten 
die USA in der EU und anderen Ge¬ 
genden der Welt Kontrollgesetze gegen 
Geldwäsche und Terrorfinanzierung 
durch. Da der Iran per US-Definition 
ein Terrorregime ist, konnten die Sank¬ 
tionen damit auch in „Rechtsstaaten“ 
wie Deutschland durchgesetzt werden. 
Durch Druck auf die Banken den Zah¬ 
lungsverkehr mit Ländern zu unterbin¬ 
den, die der US-Regierung nicht gefal¬ 
len, hat sich auf diese Weise als ziemlich 
wirksam erwiesen. 

Wenn meine Bank meine Überwei¬ 
sungsaufträge nicht mehr ausführt, 
bleibt mir nichts anderes übrig, als mir 


Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) meldet: „Der einstimmige Be¬ 
schluss der Mindestlohnkommission, 
den gesetzlichen Mindestlohn auf im 
Schnitt 9,27 Euro anzuheben, ist ein 
Erfolg. Für alle, die mit dem Mindest¬ 
lohn zurechtkommen müssen, zählt je¬ 
der Cent (...). Die Beschäftigten wer¬ 
den nun an der guten Lohnentwicklung 
der letzten Jahre teilhaben.“ Von der 
Hans-Böckler-Stiftung des DGB hör¬ 
te man hingegen am 24. April: „Min¬ 
destlohn reicht in den meisten Groß¬ 
städten nicht zum Leben“. Und im 
DGB-Newsletter Klartext meldete 
der Gewerkschaftsbund (Mitte Juli): 
„Wirtschaft wächst dank Mindestlohn. 
Der seit 2015 in Kraft getretene gesetz¬ 
liche Mindestlohn beweist sich als Er¬ 
folgsmodell.“ 

Das verstehe, wer kann, mein altes Ge¬ 
werkschafter-Hirn kommt da nicht mit: 
Mit der vorgesehen Erhöhung bleibt 
der Mindestlohn ein Armutslohn, mit 
ihm werden auch in Zukunft hundert¬ 
tausende Vollzeitbeschäftigte weiter¬ 
hin auf staatliche Unterstützung an¬ 
gewiesen sein. Laut Deutscher Ren- 


mein Guthaben in bar auszahlen zu 
lassen, damit ich die verlangte Summe 
beim Einkäufen dem Verkäufer in die 
Hand drücken kann. In solcher Lage be¬ 
findet sich der Iran. Ab November spä¬ 
testens soll er nach US-Befehl kein Geld 
mehr per Banktransfer erhalten. So hat 
sich in der vergangenen Woche die staat¬ 
liche iranische Europäisch-Iranische 
Handelsbank 300 oder auch 380 Mio. 
Euro von der Bundesbank bar auszah¬ 
len und die vielen Scheinehen per Flug¬ 
zeug nach Teheran transportieren lassen. 
Das war der Plan. Ob er auch realisiert 
wurde, ist noch nicht bekannt. Jedenfalls 
rechnet die Regierung in Teheran (wie 
auch alle realistischen Beobachter) da¬ 
mit, dass die Bundesregierung gegen das 
Washingtoner Sanktionsdiktat keinen 
Widerstand leistet, sondern einknickt. 

Sogar der umständliche und teure 
Bargeld-Transfer stieß auf Widerspruch 
aus Washington und Israel. Er könne 
der Terrorfinanzierung dienen, behaup¬ 
teten beide Iran-Feindstaaten. Solange 
das Atomabkommen mit dem Iran for¬ 
mal noch gilt, dürfte es allerdings in 
Deutschland schwierig sein, die Ter¬ 
rorfinanzierung zu belegen. Wenn die 
Bundesbank den Bargeld-Transfer ge¬ 
mäß den von den USA durchgesetzten 
Gesetzen geprüft hat, könnte er sich als 
Modell erweisen. Die Bundesbank hat 
keine Geschäftsinteressen in den USA 
und wäre von drohender Aussperrung 
vom US-Markt nicht betroffen. Sie 
könnte sich einfach an deutsche Geset¬ 
ze halten und so dem Sanktionsdiktat 
der USA Widerstand leisten. 


tenversicherung liegen heute schon 48 
Prozent der Renten unter 800 und 62 
Prozent unter 1 000 Euro. 

„Der Lohn der Arbeiter, die eure 
Felder abgemäht haben, der Lohn, den 
ihr ihnen vorenthalten habt, schreit 
zum Himmel; die Klagerufe derer, die 
eure Ernte eingebracht haben, dringen 
zu den Ohren des Herrn der Himmli¬ 
schen Heere.“ (Bibel, Jakobus 5:4.) 
Doch der DGB überhört die Schreie. 

Andreas Luttmer-Bensmann, Bun¬ 
desvorsitzender der Katholischen Ar¬ 
beitnehmer-Bewegung Deutschlands 
(KAB), fordert einen „Systemwech¬ 
sel bei der Festlegung der Lohnun¬ 
tergrenze in Deutschland“. Die der¬ 
zeitige Handhabung ermögliche nur 
eine nachholende Anpassung in Trip¬ 
pelschritten. „Der Mindestlohn muss 
endlich auf eine andere Basis gestellt 
werden und mindestens 13,44 Euro für 
die geleistete Arbeitsstunde betragen.“ 
Mit einem solchen Lohn sei Leben in 
Deutschland möglich, für gutes Leben 
reiche es immer noch nicht. Dem kann 
ich als Gewerkschafter aus ganzem 
Herzen zustimmen. 


Manfred Dietenberger zum Mindestlohn 

Mein Hirn kommt nicht mit 
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Rückblicke auf ein erfülltes Leben 

Gespräche mit Hans Heinz Holz 


I m Februar 2018 erschien im Berli¬ 
ner Verlag Neues Leben ein Band 
mit Gesprächen, die Arnold Schöl- 
zel, Chefredakteur der „jungen Welt“ 
von 2000 bis 2016, und Johannes Oeh- 
me mit Hans Heinz Holz wenige Mona¬ 
te vor seinem Tod an seinem Kranken¬ 
bett in San 4 Abbondio geführt hatten. 
Die Autoren wollten von Hans Heinz 
Holz möglichst viel über seinen wis¬ 
senschaftlichen und politischen Wer¬ 
degang erfahren. „Den Rückblick auf 
sein Leben gestaltete Hans Heinz Holz 
zu einer Wanderung durch die europä¬ 
ische Philosophie seit ihren Anfängen, 
durch die Klassenkämpfe des 20. Jahr¬ 
hunderts, durch Kunst, Kultur und 
Sprache, und er kehrte immer wieder 
zurück, was ihn geprägt hat und leitet: 
Humanismus, Antifaschismus, Engage¬ 
ment gegen Ungerechtigkeit, Restaura¬ 
tion und Konterrevolution, der Kampf 
für eine sozialistische Gesellschaft.“ 
(S.7) 

Man erfährt in diesem Gesprächs¬ 
band sehr viel über das Leben von 
Hans Heinz Holz, seinen beruflichen, 
wissenschaftlichen und politischen 
Werdegang. Und da ist vieles sehr be¬ 
eindruckend, Rückblicke auf ein erfüll¬ 
tes Leben und große Leistungen. Ich 
hätte mir jedoch gewünscht, dass die 
Interviewer in einigen der Gespräche 
kritischer nachgefragt und Aussagen 
hinterfragt hätten. Nicht nur weil per¬ 
sönliche Betrachtungen meist durch 
die persönlichen Erfahrungen wie den 
subjektiven Erinnerungsstand geprägt 
sind. Historiker kennen diese Tücken 
der sogenannten Oral History, der Be¬ 
fragung von Zeitzeugen. Und bedau¬ 
erlicherweise konnte Hans Heinz Holz 
durch seinen Tod im Dezember 2011 
die Texte nicht mehr kritisch sichten 
und selbst entscheiden, was veröffent¬ 
licht werden sollte. 

Theoretische Positionen 

Ausführlich haben ihn die Interview¬ 
er, vor allem Arnold Schölzel, zu seinen 
theoretischen Positionen befragt. So 
zur Geschichte der Dialektik und seine 
Widerspiegelungsauffassung ( S. 97 bis 
144), zu seinen Auffassungen über Äs¬ 
thetik und Kunstkritik ( S. 145 bis 179 ) 
sowie zum Verhältnis von Religion, Li¬ 
teratur und Philosophie (S. 242 bis 252), 
zu seinen Positionen zum Verhältnis 
von Sprache und Denken im Zusam¬ 
menhang mit seiner Sicht auf China 
und die chinesische Kultur ( S . 269 bis 
279). Es ist erstaunlich, mit wie vie¬ 
len Themen und Problemen sich Hans 
Heinz Holz im Rahmen seiner wissen¬ 
schaftlichen Arbeit beschäftigt hat. 
Aber folgen muss man ihm nicht in 
allen Fragen. Und so gibt es beispiels¬ 
weise auch in der dialektisch-materia¬ 


listischen Philosophie andere berech¬ 
tigte Forschungsprogramme als das, 
das er verfolgte. Unter anderem wäre 
über seinen eher deduktiv orientier¬ 
ten Denkansatz bei der Erschließung 
der Dialektik zu streiten, über seine 
Totalitätsauffassung und auch sein Wi¬ 
derspieglungskonzept. Und auch über 


seine Aussagen über die Philosophie 
in der DDR und in anderen sozialisti¬ 
schen Ländern könnte man sehr strei¬ 
ten. Keineswegs gab es da durchgängig 
ein lineares Entwicklungsdenken, eine 
Missachtung der Dialektik oder gar 
eine „geistige Stagnation“. 

Holz sah eine solche Stagnation 
offenbar vor allem nach 1956 - eine 
völlig einseitige Sicht für einen Wis¬ 
senschaftler, der mit sowjetischen und 
DDR-Hegelforschern lange Jahre nach 
1956 zusammenarbeitete. Und er gab 
dem XX. Parteitag der KPdSU Schuld 
an dieser vermeintlichen Situation: Mit 
der Debatte über Stalin sei die Lenin¬ 
sche Tradition auch problematisch ge¬ 
worden. Philosophisch „wirkte sich das 
so aus, dass die hegelianische Tradition 
nicht mehr weiterverfolgt wurde. Die 
ganze Dialektik war den Revisionisten 
unsympathisch“ (S. 115) Verwunder¬ 


lich nur, dass die Leninsche Tradition, 
wie Alfred Kosing zum Beispiel in sei¬ 
nem Buch „Stalinismus’. Untersuchung 
von Ursprung, Wesen und Wirkungen“ 
(Berlin 2016) nach weist, von Stalin 
schon weit früher weitgehend entsorgt 
oder zu seinen Zwecken - verkürzt, 
verflacht - benutzt wurde. Und noch 


verwunderlicher ist, dass Hans Heinz 
Holz, der sich sein ganzes Leben ge¬ 
gen Ungerechtigkeiten eingesetzt hatte, 
ausgerechnet Stalin rechtfertigt - Ter¬ 
ror und Unrecht aber nicht bestreitet. 
1956 war für ihn übrigens ein Schlüssel¬ 
jahr. Der XX. Parteitag der KPdSU war 
für ihn der erste Schritt zur Konterre¬ 
volution (S. 58). 

Zu einer erkannten 
Einsicht stehen... 

Im Gesprächsband erfährt man nicht 
nur viel über seine wissenschaftli¬ 
chen Positionen, sondern auch über 
die Nachkriegsjahre und die Kämp¬ 
fe gegen Restauration, Remilitarisie¬ 
rung, später gegen die Atombewaff¬ 
nungspläne sowie die Notstandsge¬ 
setze in der alten Bundesrepublik und 
die Studentenbewegung. Man erfährt 
auch einiges über seine Persönlichkeit, 


seine Sicht auf Weggefährten, Kriti¬ 
ker und Kontrahenten. Wenig erfährt 
man dagegen über die konkrete Ar¬ 
beit der KPD vor ihrem Verbot und 
über die Bewegungen zur Aufhebung 
des KPD-Verbots, noch weniger über 
die DKP - vor allem die Schwierig¬ 
keiten, diese nach 1989/90 zu erhalten. 


Geboren im Jahr 1927 in Frankfurt 
am Main, wuchs Hans Heinz Holz im 
Umfeld eines „eher monarchistisch 
gesinnten Großbürgertums“ (S. 10) 
auf. Geprägt hat ihn aber vor allem 
seine Mutter. Sie hat ihm vermittelt, 
„was es heißt, redlich, nicht opportu¬ 
nistisch zu sein, sondern zu einer er¬ 
kannten Einsicht zu stehen und sie zu 
reflektieren.“ (S. 9/10) Und: Sie ging 
mit großer Gelassenheit mit ihm um, 
förderte seine Begabungen, machte 
ihm, wie er erzählte „ganze Biblio¬ 
theken 44 auch Bücher von durch die 
Faschisten verbotenen Autoren, zu¬ 
gänglich. 1938 wurde dann ein enger 
Freund seiner Familie, ein jüdischer 
Arzt, von der SA auf offener Straße 
totgeschlagen. Auf dem Boden des 
Gerechtigkeitsgefühls, das ihn sei¬ 
ne Mutter gelehrt hatte, entstand bei 
ihm unbändiger Hass gegen das Sys¬ 
tem. ( S '. 13) Und auf dem Gymnasium 
hatte er Glück: Er kam auf eine Schu¬ 
le, in der die Lehrer fast „durchgän¬ 
gig bürgerliche Antifaschisten waren“. 
( Ebenda) 

Als er mit Schulkameraden heim¬ 
lich Flugblätter herstellte wurde er 
verraten und verhaftet. Am gleichen 
Tag wurde die Druckerei in Frankfurt 
am Main, in der die Flugblätter heim¬ 
lich gedruckt worden waren, von einer 
Bombe völlig zerstört. Das war sein 
Glück, die Beweise waren vernichtet. 
In der Haft lernte Hans Heinz Holz 
einen jungen Kommunisten kennen, 
der ihn mit seinem Wissen und sei¬ 
nen Einschätzungen tief beeindruck¬ 
te. Holz kam Monate später frei, wur¬ 
de wegen seines Gesundheitszustan¬ 
des nicht eingezogen, konnte noch im 
März 1945 sein Abitur ablegen. Wenig 
später wurde Frankfurt am Main von 
US-amerikanischen Truppen befreit 
und ihm Arbeit in der Militärregie¬ 
rung angeboten. Später studierte er, 
arbeitete zugleich als Journalist, wur¬ 
de Mitglied der KPD. Der Weg zum 
hochgeachteten Philosophieprofessor 
in Marburg und vor allem im nieder¬ 
ländischen Groningen war aber noch 
lang. Immer wieder stieß er dabei 
auch auf antikommunistische Vorur¬ 
teile. Trotzdem blieb er seiner Über¬ 
zeugung sein Leben lang treu. 


„Niederlage und Neuanfang- 
Organisationsarbeit in der DKP“ 

Der letzte Abschnitt „Niederlage und 
Neuanfang - Organisationsarbeit in 
der DKP“ wird Manchen überra¬ 
schen, vielleicht auch sehr enttäu¬ 
schen. 

Da werden durch den Fragesteller 
und die Antworten von Hans Heinz 
Zweifel an der Berechtigung der Neu¬ 
konstituierung der DKP im Jahr 1968 
geweckt (S. 307f.). „Ich hätte die DKP 
nicht gegründet. Ich hätte den Kampf 
um die Legalisierung der KPD wei¬ 
tergeführt (...) Ich bin der Überzeu¬ 
gung, dass unter den Bedingungen 
des Jahres 1968/69/70 (...) die Ten¬ 
denz Zugeständnisse zu machen (...) 
groß genug war, dass man mit genü¬ 
gender Härte die KPD hätte wieder 
installieren können.“ Und: „Wenn die 
alte KPD mit alten Kadern, die noch 
KZ-Erfahrung und alles hatten, an¬ 
gefangen hätte, illegale Strukturen 
aufzubauen, Parteigruppen, die hät¬ 
ten nicht besonders aktiv sein müssen 
als Partei, aber sie hätten als Organi¬ 
sation Zusammenhalt haben müssen, 
das denke ich, wäre gegangen. Dort 
wären viele von den Jungen, die wir 
dann für die DKP gewonnen haben, 
... harte Kommunisten geworden. In 
der DKP sind sie Anpasser geworden 
und darum auch in der Krise der Neu¬ 
erer wieder abgesprungen.“ (S. 309) 
Das prägt leider diesen Abschnitt, 
kann aber einer historisch-materia¬ 
listischen Analyse nicht standhalten. 
Hätte es denn damals wirklich eine 
Chance zur Wiederzulassung der 
KPD gegeben (und damit die Reha¬ 
bilitierung aller Verfolgten, die Rück¬ 
gabe des gesamten beschlagnahmten 
Parteivermögens)? Bis heute geht der 
Kampf um die Aufhebung des KPD- 
Verbots und ein Ende ist nicht abseh¬ 
bar. Was ist zudem mit dem, was die 
Mitglieder der DKP von 1968 bis 1989 
und danach in Betrieben, Hochschu¬ 
len, in Städten und Gemeinden, in Be¬ 
wegungen politisch geleistet haben? 
Und dabei nicht selten berufliche 
Nachteile bis hin zu Berufsverboten 
erleben mussten? 

Hans Heinz Holz zeigte - anders 
als seine Interviewer - zumindest an 
diesem Punkt Distanz: „Aber ich bin 
kein Parteiführer. Es kann sein, dass 
das eine völlig falsche Einschätzung 
eines Intellektuellen ist. (Lachen). 
Das möchte ich gern als Relativie¬ 
rung einräumen. Ich habe nie in der 
Verantwortung gestanden, eine Partei 
zu führen oder auch an der Führung 
einer Partei Anteil haben zu müssen 44 
(S. 309f.) 

Der Gesprächsband enthält eine 
Kurzbiografie von Hans Heinz Holz, 
ein Werkverzeichnis und ein Perso¬ 
nenregister. 

Nina Hager 

Hans Heinz Holz: Die Sinnlichkeit der 
Vernunft. Gespräche mit Arnold Schöl¬ 
zel und Johannes Oehme. Februar 2011, 
Das Neue Berlin, Berlin 2017,336 Seiten, 
20,- Euro. 



Die soziale Frage 

Die Marxistische Blätter, Heft 4 2 018, sind erschienen 


Schwerpunkt des Heftes ist dieses Mal „Die soziale Frage“. 
Dazu heißt es einleitend im Editorial: „Es gibt - selbst von 
Apologeten des Kapitalismus - unbestritten, weltweit eine 
rasant anwachsende, explosive Mischung ungelöster sozialer 
Fragen. Da hat der Präsident der Europäischen Linken, Gregor 
Gysi, einfach Recht, wenn er in seiner Rede auf dem jüngsten 
Leipziger Parteitag der,Linken’als vorrangige Aufgabe formu¬ 
liert,,eine Antwort auf die soziale Frage als Menschheitsfrage 
zu suchen’. Aber was ist die soziale Frage? Die Summe der vie¬ 
len? Die von unterschiedlichen Akteuren im politischen Ran¬ 
king jeweils auf Platz 1 gesetzte? Oder ist sie die Schlüsselfra¬ 
ge, deren Beantwortung die Lösung vieler anderer erleichtert? 
Zur klärenden Diskussion dieser Frage beizutragen ist Absicht 
unseres Schwerpunktthemas. Beabsichtigt ist natürlich die 
weitgehende Konzentration auf die,Welt der Arbeit’ (incl. der 
hier Ausgesperrten). Denn für Hegel, Marx und uns war, ist 
und bleibt die Stellung der (Lohn-)Arbeit in der Gesellschaft 
die soziale Frage und der Kampf um deren Emanzipation die 
zentrale Aufgabe unserer Zeit. Was das für die Politik jeder 
wirklichen Partei der Arbeiterklasse konkret heißt, wird wei¬ 
ter zu diskutieren sein.“ 

Zum Thema schrieben: 

Arnold Schölzel: Pauperismus, Arbeiterklasse und die Wieder¬ 
kehr der sozialen Frage - Rainer Roth: Von der Sklaverei zur 
Lohnsklaverei - Patrick Schreiner: Die soziale Frage bei Fried¬ 


rich August von Hayek. „Entlohnung, die durch den freien 
Markt zustande kommt, als gerecht ansehen“ - Petra Heiner: 
Die Erosion des„Normalarbeitsverhältnisses“-Werner Rüge- 
mer: Share Economy: Weltkonzerne mit Tagelöhner-Armee - 
Dr. Volkmar Schäneburg: Zur Renaissance des Strafrechts 
in Zeiten sozialer Unsicherheit - Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik: Die Geißel Arbeitslosigkeit beseitigen. Do¬ 
kumentiert wird der Beschluss des Leipziger Parteitages der 
Partei „Die Linke“ „Für ein Recht auf gute Arbeit und gutes 
Leben“. 

Außerdem im Heft: 

Aktuelles: Weltkonjunktur: Ist die Party vorbei? (Fred 
Schmid) - Iran, das Öl und der Dollar (Jens Berger) -„Erst stirbt 
das Recht - dann sterben Menschen“, Rede anlässlich des 
25. Jahrestags des Solinger Brandanschlags im Theater- und 
Konzerthaus Solingen (Rolf Gössner) - Betriebsratswahlen 
2018 - eine erste Bilanz (Rainer Perschewski) 

Positionen: Zwischen bürgerlicher und proletarischer Revolu¬ 
tion (Heiner Karuscheit)-Gibt es einen Unterschied zwischen 
einer „idealistischen“ (Hegel) und einer „materialistischen“ 
Dialektik (Marx und Engels)? (Richard Sorg) 

Diskussion: Syrien, die Kurden und eine verkürzte Solidarität 
(Joachim Guilliard). 

Sowie Konferenzen und Veranstaltungen, Buchbesprechun¬ 
gen 



Hans Heinz Holz arbeitete auf viele Feldern 
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Wo der Himmel aufgeht 

Esther Bejarano & Microphone Mafia in Kuba 



Vor dem nächsten Konzert wie immer Probenarbeit 


T obias Kriele hat gemeinsam mit 
einem Filmteam die 93-jährige 
Sängerin und ihre kleine Musi¬ 
kergruppe im letzten Jahr auf ihrer 
Konzertreise nach Kuba begleitet. Von 
dieser Reise hat Kriele eine Dokumen¬ 
tation produziert, der Film ist in diesen 
Wochen fertig geworden. 

Nun kennt man diverse Tournee¬ 
mitschnitte, oft mit großem Aufwand, 
diversen Kameras aus allen Blickwin¬ 
keln, riesige Bühnen und Tausenden 
Besuchern. Gerne gibt es auch noch 
Backstage-Szenen und belanglose In¬ 
terviews mit den Künstlern, den Ma¬ 
nagern und dem Tross. Nichts davon 
in diesen 45 Minuten, kein Glamour, 
nichts mit Sex, Drugs and Rock ’n’ 
Roll. Was Kriele aus seinem Material 
geschnitten hat, ist ernsthaft, lebendig 
und engagiert. Wir sind die ganze Zeit 
nah an der alten Dame dran, wie sie 
erzählt, zuhört, singt. Die Konzerte im 
Lande werden wiedergegeben durch 
zehn Lieder, jeweils unterbrochen 
durch Gespräche und Begegnungen 
mit Menschen vor Ort. Im Pressege¬ 
spräch nach ihrer Ankunft in Havanna 
sind mir zwei bemerkenswerte Sätze 
aufgefallen: „Dieses Konzert ist Fi¬ 
del gewidmet“ und „Ich wollte immer 
mal nach Kuba, ich wollte mich davon 
überzeugen, dass es den Sozialismus 
noch gibt.“ Beeindruckend ihr Besuch 
der Jüdischen Gemeinde in Havan¬ 
na, die offene Freude, die Esther zeigt 
und die ihr entgegen gebracht wird. 
Sie sagt, als sie ihre Musikerkollegen 
vorstellt, in der Gruppe seien Juden, 
Christen und Moslems, aber das Wich¬ 
tigste sei, alle seien Antifaschisten. Sie 
erzählt von der Ermordung ihrer Fa¬ 
milie in den Vernichtungslagern und 
dass es ihr und der Gruppe das unbe¬ 
dingte Anliegen sei, sich dafür einzu- 


Auch und möglicherweise gerade in 
der sogenannten Provinz wird oft sehr 
engagiert, mit viel Einsatz und Risiko 
eine Kulturarbeit geleistet, die Auf¬ 
merksamkeit verdient. 

In der „Scala“ in Esslingen bie¬ 
tet das „Duo Phantasma“ noch drei 
mal die Gelegenheit, ein sehr schönes 
Stück Literatur kennenzulernen bzw. 
sich wieder ins Gedächtnis zu rufen. 
Das Duo, das aus einem Sprecher und 
einem Musiker besteht, bringt den Ro¬ 
man „Mit brennender Geduld“ von 
Antonio Skarmeta auf die Bühne. Mi¬ 
chael Stülpnagel gelingt es in seiner 
szenischen Lesung, allen Figuren Le¬ 


setzen, dass der Faschismus nie mehr 
wiederkommt. 

Gemeinsam mit Mitgliedern der 
Jüdischen Gemeinde besucht sie den 
Friedhof, betet mit ihnen die Texte 
der Thora und es macht sie und uns 
Zuschauer/Zuhörer betroffen und 
sprachlos, als der Rabbiner auf eine 
Gedenkplatte aufmerksam macht, un¬ 
ter der Seifenstücke lägen, die aus dem 
menschlichen Fett der ermordeten Ju¬ 
den in Europa hergestellt wurden. 

Viele der Lieder, die auf den Kon¬ 
zerten zu hören sind, kennt der, der 
Esther und die Microphone Mafia live 


ben einzuhauchen, Johannes Weigle 
begleitet ihn dazu an mehreren Inst¬ 
rumenten. Skarmeta schrieb die Ge¬ 
schichte über den Postboten Mario, 
der sich durch erstaunliche Beharr¬ 
lichkeit mit seinem einzigen Kunden 
anfreundet, dem großen Poeten Pablo 
Neruda, bereits in den 1980er Jahren. 
Es ist ein Werk, wie es anscheinend 
nur lateinamerikanischen Autorinnen 
und Autoren gelingt: eine wunderschö¬ 
ne Geschichte über die Liebe, über die 
Poesie, die Freundschaft und die soge¬ 
nannten kleinen Leute. Wenn Neruda 
mit Mario über die Macht der Meta¬ 
phern spricht, die Mario helfen sollen, 


erlebt hat oder von früheren CD‘s. 
„Wann jeiht d‘r Himmel widder op“ 
oder „Viva la libertad“ vermitteln ei¬ 
nen ganz neuen Eindruck durch die 
Aufmerksamkeit, das Verständnis und 
die viel spontanere Musikalität der ku¬ 
banischen Konzertbesucher. Und dass 
die Gruppe gerne rapt, ist in Kuba 
nichts Neues, dort gibt es eine „Agen- 
cia de RAP“ mit eigenem Haus und 
Bühne. Und wenn zum Ende der Kon¬ 
zerte das berühmte „Bella Ciao“ ge¬ 
spielt wird, wird es ein gemeinsames 
Spiel aller im Saal. Die Tage in Kuba, 
auch die langen Reisen durchs Land, 


das Herz der geliebten Beatrice zu er¬ 
obern, ist das witzig, romantisch, poe¬ 
tisch - und auch unglaublich politisch. 

Während die Aufmerksamkeit auf 
die WM und sinnfreie Massenunter¬ 
haltung gelenkt wird, kommt hier ein 
Stück auf die Bühne, das so lehrreich 
und zugleich so unterhaltsam ist. Wer 
es nicht ins ferne Esslingen schafft, eine 
Kreisstadt südöstlich von Stuttgart, 
dem sei ans Herz gelegt, den Roman 
zu lesen. Wer ihn schon gelesen hat, der 
lese ihn noch einmal und immer wieder. 
Es gibt immer wieder Neues darin zu 
entdecken. Er ist sicher nicht nur die 
großartigste Liebeserklärung an Pablo 


haben die alte Dame sicherlich sehr 
angestrengt, man merkt es beim letz¬ 
ten Konzert, aber der Eindruck bleibt: 
„Woher meine Energie kommt? Solan¬ 
ge wir auf der Bühne stehen und die 
Leute klatschen, gibt mir das Kraft, und 
ich sage: Immer weiter so.“ Wir freuen 
uns, Esther Bejarano & Microphone 
Mafia auf dem UZ-Pressefest im Sep¬ 
tember in Dortmund wieder sehen und 
hören zu können. 

Frank Schumacher 

Die DVD ist lieferbar über den UZ-Shop 
und kostet 12,00 Euro. 


Neruda, wie der Verlag schreibt, son¬ 
dern noch viel mehr. 

Bekannt wurde die italienische Ver¬ 
filmung unter dem Titel „II Postino - 
Der Postmann“, in der jedoch der poli¬ 
tische Charakter Nerudas und der Zeit 
kurz vor dem faschistischen Putsch we¬ 
nig Beachtung erfährt. Lohnender ist 
die Verfilmung des Autors selbst, der 
auch als Regisseur gearbeitet hat. Die 
DVD mit dem Titel „ Ardiente pacien- 
cia“ ist seit kurzem wieder erhältlich. 

Es ist ein großer Verdienst des 
Duo Phantasma, dass es den Mut hat, 
den politischen Charakter des Buches 
zu erhalten. Keine Selbstverständlich¬ 
keit in unserer Zeit, in der die Rechts¬ 
entwicklung vor der Kultur nicht halt 
macht. Was brauchen wir also in diesen 
Zeiten? Neruda hat darauf schon in sei¬ 
ner Nobelpreisrede 1971 eine mögliche 
Antwort gegeben: „Also muss ich den 
Menschen guten Willens, den Arbeitern, 
den Dichtern, sagen, dass in diesem ei¬ 
nen Satz Rimbauds die ganze Zukunft 
ausgedrückt ist: Nur mit brennender 
Geduld werden wir die strahlende Stadt 
erobern, die allen Menschen Licht, Ge¬ 
rechtigkeit und Würde schenken wird. 
So wird die Poesie nicht vergebens ge¬ 
sungen haben.“ Anna Cordi 

Die Aufführung des Duo Phantasma: 
30.9./21.10./18.11., Beginn jeweils um 
17.30 Uhr 

SCALA (ehemals Filmtheater) in Ess¬ 
lingen am Neckar 
Buch: 

Mit brennender Geduld, Roman von 
Antonio Skarmeta, Piper Taschen¬ 
buch 

Originaltitel: El cartero de Neruda 
Die beiden Filme: 

Ardiente Paciencia & Abschied in 
Berlin, 1983 

Regie: Skarmeta, Antonio 
II Postino (Der Postmann), 1994 
Regie: Michael Radford 


Kultursplitter 


Wuppertaler Desaster 

Vor gut vier Jahren war die Freude in 
Wuppertal riesengroß, dass die Koaliti- 
onäre von CDU und SPD den Bau des 
Internationalen Tanzzentrums Pina 
Bausch als eines von wenigen Kultur¬ 
projekten in ihren Koalitionsvertrag 
aufgenommen hatten. Vier Jahre spä¬ 
ter saßen wieder CDU und SPD am 
Verhandlungstisch, doch diesmal wird 
das Bausch-Zentrum mit keinem Wort 
im Koalitionsvertrag erwähnt. Über¬ 
nehmen will der Bund ein Drittel der 
Investitionskosten von 60 Millionen 
Euro, eine Zusage für eine Beteiligung 
an den Betriebskosten steht noch aus. 
Wie dazu die Nachricht passt, die bis¬ 
herige Intendantin des Tanztheaters 
Wuppertal Pina Bausch, Adolphe Bin¬ 
der, mit sofortiger Wirkung von ihren 
Aufgaben zu entbinden, hat wohl mit 
unterschiedlichen Vorstellungen zu 
tun, wie der Bund sein Geld angelegt 
sehen möchte. Der künstlerische und 
kommerzielle Erfolg des Tanztheaters 
hat offenbar bei der Entscheidung, sie 
zu entlassen, keine Rolle gespielt. Jetzt 
soll auf die Schnelle ein neuer Spiel¬ 
plan spätestens im September vorge¬ 
stellt werden. Da das Tanztheater so¬ 
wieso nur ein Drittel seiner Vorstel¬ 
lungen (ca. 30) in Wuppertal spielt, den 
Rest aber in aller Welt, stehen die Gast¬ 
spieldaten und -orte schon fest, nur die 
gezeigten Stücke nicht. Wer diese dann 
verantwortet, steht in den Sternen. 

Nicht nur für Kinder 

Die Kinderbuchautorin Christine Nöst¬ 
linger ist am 28. Juni im Alter von 81 
Jahren gestorben. Die österreichische 
Schriftstellerin verfasste weit mehr als 
100 Kinderbücher, zahlreiche davon 
wurden verfilmt. Von diesen Büchern 
seien hier nur zwei erwähnt, weil immer 
noch und immer wieder lesbar: „Wir 
pfeifen auf den Gurkenkönig“, eine nur 
leicht ins Groteske gehende Geschich¬ 
te über den Alltag im Faschismus, und 
„Maikäfer flieg“, eine autobiografische 
Geschichte aus der Sicht eines Kindes 
über Krieg und Nachkrieg in Öster¬ 
reich. Die Verfilmung im Jahre 2016 ist 
sehenswert, so kann man sich Christine 
Nöstlinger als Kind vorstellen. Als eine 
Art Wiener Pippi Langstrumpf, neugie¬ 
rig, unerschrocken, altklug, mutig und 
offen für alles, was nicht „normal“ ist. 
Immer auf der Suche nach der größt¬ 
möglichen Freiheit, scheint das Mäd¬ 
chen den Ausnahmezustand am Ende 
des Krieges neben all dem Leid und 
Chaos auch als Chance zu begreifen. 
Die junge Christine freundet sich mit 
dem Außenseiter Cohn, dem jüdischen 
Koch der sowjetischen Soldaten, an. 
Mit kindlicher Naivität und ohne jegli¬ 
che Vorurteile stürzt sich die Christi in 
diese Freundschaft und setzt damit ein 
Zeichen für Zivilcourage und Mensch¬ 
lichkeit, das heute aktueller nicht sein 
könnte. 


Falscher Alarm 

Besucherrekorde allenthalben: Von der 
immer wieder beschworenen „Klassik¬ 
krise“ kann wohl keine Rede sein. Die 
Statistiken des Deutschen Musik-Infor¬ 
mationszentrums belegen, dass immer¬ 
hin über 10 Prozent der Bevölkerung 
über 14 Jahren Festivals klassischer 
Musik besuchen. Aber nicht nur die 
zeitlich begrenzten Events profitieren 
von steigender Nachfrage, die Abonne¬ 
ments der Musiktheater, seien es Oper 
oder Konzert, nehmen zu. Die Häuser 
melden eine sogenannte „Platzaus¬ 
lastung“ im Schnitt einer Saison von 
über 85 Prozent. Dass klassische Mu¬ 
sik etwas für Besserverdienende sei, 
die kulturelle Rituale ihrer Macht und 
Herrschaft darüber ausdrücken, ist ein 
Vorurteil. Die in den Konzernen und 
Großfirmen das Sagen haben, haben 
klassische Musik und Musikauffüh¬ 
rungen nicht auf ihrer To-do-Liste, nur 
die Verbindung von höherem Schul¬ 
abschluss und Interesse für klassische 
Musik ist belegbar. Bekanntlich heißt 
aber ein Abitur oder sogar einen Hoch¬ 
schulabschluss zu haben noch lange 
nicht, dass man eine Arbeit hat, die es 
erlaubt, dem Interesse nachzugehen. 

Herbert Becker 



Ganz aufs Wesentliche konzentriert: Das „Duo Phantasma“ 


Unglaublich politisch 

„Mit brennender Geduld“ in Esslingen auf der Bühne 
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Digitalisierung und Siechtum 

Die Verwandlung der Kommunikation in eine Ware verschafft dem Kapitalismus eine Fristverlängerung 
Von Manfred Sohn 



Hier und doch nicht hier: Das Smartphone entführt seine Nutzer in eine Welt, die 


K apitalismus ist die Gesellschafts¬ 
formation, in der alle menschli¬ 
chen Bedürfnisse so umgeformt 
werden, dass eine Ware im Austausch 
gegen Geld die Voraussetzung zur Be¬ 
friedigung dieses Bedürfnisses wird. 

Menschen im Feudalismus, die oft¬ 
mals ihr Leben lang nicht mit Geld in 
Berührung kamen, sammelten in solch 
sommerlichen Tagen wie denen in die¬ 
sem Jahr ihre Himbeeren am Weges¬ 
rand, um sie alsbald zu verspeisen - 
Profit war aus diesen roten Früchten 
nicht zu erzielen. Sie gingen nicht in 
den kapitalistischen Warenkreislauf 
ein, sondern direkt in den Magen des 
Bauernlümmels. Erst nach der Tren¬ 
nung von Land- und Stadtleben in 
großem Maßstab wandert die moder¬ 
ne Himbeere durch den Rewe- oder 
einen anderen Markt oder - noch bes¬ 
ser - veredelt als Marmelade nicht di¬ 
rekt in den Magen heutiger Verzehrer, 
sondern nimmt einen weiten Umweg in 
die Warenwelt. Dadurch wird sie Quel¬ 
le von Profitmacherei. 

Bereits in der „Deutschen Ideo¬ 
logie“ (MEW 3, S. 28 f.) spricht Karl 
Marx davon, dass das „Instrument der 
Befriedigung zu neuen Bedürfnissen 
führt - und diese Erzeugung neuer 
Bedürfnisse ist die erste geschichtliche 
Tat“. Tatsächlich gliedert sich der ein¬ 
fache Genuss einer Beere erst durch 
die Schaffung neuer Bedürfnisse auf 
in den Genuss von Marmelade, Gelee 
oder alkoholischer Getränke, die den 
Geist benebeln und auf Dauer verfor¬ 
men können; eine Fähigkeit, die der un¬ 
schuldigen Himbeere, die nie in Kon¬ 
takt mit den Mysterien der Warenwelt 
gekommen ist, gänzlich fehlt. 

Am Anfang des Kapitalismus 
steht die Verwandlung der elementa¬ 
ren menschlichen Bedürfnisse in die 
Warenform - Essen und Trinken, vor 
allem aber Kleidung und Wohnung. 
Es ist kein Zufall, dass an der Wiege 
dieser Formation die Textilindustrie 
Manchesters und das damit verknüpf¬ 
te Wohnelend all jener Orte steht, an 
denen sich das junge Proletariat auf 
der Suche nach Lohnarbeit zusam¬ 
menklumpt. Mit der Befriedigung von 
Bedürfnissen über die Vermittlung von 
warenförmigen Konsummitteln verän¬ 
dern sich diese Bedürfnisse. Der rohe 
Verzehr von Lebensmitteln, wie sie 
die Natur liefert, wird ebenso vielfältig 
verfeinert wie das Bedürfnis, sich durch 
Kleidung und Wohnungen vor den Ein¬ 
flüssen der Witterung zu schützen. 

Die Schaffung neuer Bedürfnisse ist 
einer der Schlüssel für die Frage nach 
den Gründen der Dauerhaftigkeit die¬ 
ser Gesellschaftsformation. Bekannt¬ 
lich erwarteten sowohl Marx als auch 
Friedrich Engels die Befreiung der 
Menschheit aus den Zwängen des ka¬ 
pitalistischen Warengefängnisses noch 
zu ihren Lebzeiten. Diese Hoffnung 
teilten sie mit Generationen von Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten, die ih¬ 
ren Spuren folgten - von August Bebel 
über Rosa Luxemburg bis hin zu Walter 
Ulbricht und Herbert Mies („Eher geht 
ein Kamel durch ein Nadelöhr, als dass 
der Sozialismus einen Bogen um die 
Bundesrepublik Deutschland macht“). 
Bisher ist dieser Wunsch nicht in Erfül¬ 
lung gegangen. 

Expansion der 
Warenproduktion 

Dies liegt im Wesentlichen daran, dass 
der Kapitalismus in drei Richtungen 
immer neue Wege gefunden hat, um die 
Befriedigung menschlicher Bedürfnis¬ 
se an die Warenform zu knüpfen und so 
in seine Profitmaximierungs-Maschine- 
rie zu integrieren. Der erste ist die Er¬ 
schließung neuer geographischer Ge¬ 
biete. Die Vernichtung der außerhalb 
des kapitalistischen Weltmarkt stehen¬ 
den Wirtschaftsräume Indiens, Chinas 
oder Afrikas in der Kolonialzeit, ihre 
Zwingung unter das Joch der europäi¬ 
schen Kolonialmächte und die allmäh¬ 
liche Verwandlung aller Wirtschaftsbe¬ 
ziehungen in die Warenform war nicht 


nur ein brutales Verbrechen - sie war 
die Voraussetzung der Lebensverlänge¬ 
rung des Kapitalismus, der, auf Euro¬ 
pa begrenzt, an seinen inneren Wider¬ 
sprüchen schneller zugrunde gegangen 
wäre. Die zweite Expansion ist ver¬ 
knüpft mit zwei Erfindungen, die es er¬ 
möglichten, Bedürfnisse, deren Befrie¬ 
digung vorher nicht warenförmig statt¬ 
gefunden hatte, in die Warenform zu 
überführen. Der Ottomotor ermöglich¬ 
te es, die Mobilität, die vorher vor allem 
- und dadurch erheblich begrenzt - zu 
Fuß vollzogen wurde, zu einer immer 
reichlicher sprudelnden Quelle von 
Warenproduktion und damit Profit zu 
machen. Die massenhafte Anwendung 
der Elektrizität führte nicht nur dazu, 
dass die letzten Dampfmaschinen von 
den Fabrik- in die Museumshallen um¬ 
ziehen mussten; die mit ihr verknüpf¬ 
te Entstehung der sogenannten „wei¬ 
ßen Ware“ - Kühlschränke, Waschma¬ 
schinen, Geschirrspülmaschinen und 
das ganze Kleingerät, das heutzutage 
die Küchen der Wohlstandsregionen 
der Welt bevölkert - verwandelte ein 
Riesenfeld von Arbeitsbeziehungen, 
die Jahrtausende lang unent-geld-lich 
(meist von Frauen) ausgeübt wurden, 
in die Warenform. 

Bei diesen beiden kapitalismusver- 
längernden Schüben beobachten wir 
außerdem noch ausgeprägter als beim 
Bedürfnisfeld Essen/Trinken/Kleidung/ 
Wohnen die Schaffung neuer Bedürf¬ 
nisse: Die rastlose, bei manchen Men¬ 
schen schon zwanghaft anmutende Rei¬ 
setätigkeit, welche die von Lohnarbeit 
freien Tagen erfüllt und die in jeden 
schönen Winkel dieser Welt Touristen- 
wellen anspült wie die Natur Meeres¬ 
wogen an den Juister Strand, war noch 
im 15. Jahrhundert, abgesehen vom 
Tourismus der Gläubigen, die zu ihren 
heiligen Stätten pilgerten, unvorstell¬ 
bar. Das Bedürfnis, alles Schöne die¬ 
ser Welt zu sehen, abzulichten und die 
Fotos (früher als gefürchtete Diaschau 
nach Rückkehr, heute als Datenflut auf 
die Handys der Daheimgebliebenen) 
der eigenen Verwandtschaft zu schi¬ 
cken, ist also als ein neues Bedürfnis 
aus der Befriedigung alter Bedürfnis¬ 
se (von A nach B kommen) erwachsen. 

Formierung von Bedürfnissen 

Angelegt ist in dieser Entstehung neu¬ 
er und Verformung alter Bedürfnisse 
bereits die Möglichkeit der Deforma¬ 
tion menschlicher Bedürfnisse. Die Be¬ 
friedigung des Wunsches nach Essen 
wird begleitet nicht nur von der Ver¬ 
nichtung eines Drittels der ursprüng¬ 
lich zu diesem Zwecke hergestefiten 
Waren. Das Essen selbst wird beispiels¬ 
weise durch Medienwellen so proble¬ 
matisiert, dass sich bei geschickter Mi¬ 
schung von Wahrheit, Ideologie und 
Marketing Esswellen und -moden er¬ 
zeugen lassen, durch die früher 
relativ billige Nahrungsmittel 
mit einem Mehrfachen des al¬ 
ten Preises vor allem an wohl¬ 
habende Schichten gebracht 
werden können. 

Mit jedem neuen Schub der 
Verwandlung menschlicher 
Bedürfnisse in die Warenform 
als Voraussetzung ihrer Befrie¬ 
digung prägt sich diese Defor¬ 
mation menschlicher Bedürfnisse 
selbst stärker aus. Das wird deutlich an 
dem dritten Hauptweg Verlängerung 
der Lebensdauer des Kapitalismus, der 
in unserer Zeit hervortritt. Durch ihn 
werden die Sozialverhältnisse der Men¬ 
schen selbst in die Warenform über¬ 
führt. Vor rund hundert Jahren hat ein 
gewöhnlicher englischer, italienischer 
oder deutscher Kapitalist die Bereiche 
der Bildung oder der Gesundheitsvor¬ 
sorge gerne dem Staat oder der Kirche 
überlassen - Profite holte er sich lie¬ 
ber aus dem Weben von Tüchern oder 
dem Herstellen von Lokomotiven. Mit 
sinkenden Profitraten in diesen Feldern 
und nach Erschöpfen der ersten beiden 
Schübe zur Expansion des Kapitalis¬ 
mus in neue äußere und innere Märk¬ 


te hinein kamen in den 80er und 90er 
Jahren des letzten Jahrhundert zuneh¬ 
mend diese vorher verschmähten, eher 
dürftigen Äcker der Mehrwertproduk¬ 
tion unter den Pflug - daher die Privati¬ 
sierungswellen von Bildung, Kultur und 
Gesundheit, unter denen wir bis heute 
leiden und in denen unter anderem die 
Gesundheit und Pflege von Menschen 
immer selbstverständlicher zur Ware 
wird. Die Art und Weise der Bildungs¬ 
arbeit, der Kulturarbeit und der Pflege 
an kranken, schwachen, behinderten 
oder alten Menschen verändert fun¬ 
damental die Struktur der Bedürfnis¬ 
befriedigung, die sich etabliert hat und 
mit ihr die Struktur der Bedürfnisse 
selbst. Bildung, die zur Ware wird, kann 
dem alten Humboldtschen Bildungs¬ 
ideal, Selbstzweck zu sein, nicht mehr 
folgen, sondern muss sich der Zweck¬ 
bindung als Ware unterwerfen - so sie¬ 
gen mehr und mehr die Privatschulen 
gegenüber den öffentlichen Schulen. 

Die Digitalisierungsdebatten, die 
wir auch in Gewerkschaftskreisen so 
zeitraubend führen, sind Bestandteil 
dieses Schubs von Verwandlung alter 
Bedürfnisse in und durch die Waren¬ 
form. 

Die Digitalisierung ermöglicht ers¬ 
tens einen Rationalisierungsschub bei 
aller bisher schon etablierten Waren¬ 
produktion - ob bei der Herstellung 
von Autos und Kühlschränken oder 
dem Aufstellen von Pflegeplänen im 
Krankenhaus. Das sei hier aus Platz¬ 
gründen außen vor gelassen. 

Digitalisierung und 
Kommunikation 

Die zweite Hauptrichtung der Entfal¬ 
tung der Digitalisierung betrifft den 
großen Bereich menschlicher Kom¬ 
munikation. 

Am Anfang war das Wort, sagt die 
Bibel und rückt damit die menschli¬ 
che Kommunikation in das Zentrum 
der Menschwerdung. Die menschli¬ 
che Kommunikation fand über zehn¬ 
tausende von Jahren statt, ohne dass 
auch je nur vorstellbar war, dass sie 
des Dazwischenschaltens eines tech¬ 
nischen Mediums bedürfte. Mensch¬ 
liche Kommunikation - das war das 
gesprochene Wort und die (häufig das 
Wort begleitende) nonverbale Kom¬ 
munikation. Ausgenommen waren da¬ 
von in der Hochzeit der Antike ledig¬ 
lich die obersten Schichten der dama¬ 
ligen Sklavenhalterwirtschaft und der 
sie stützenden Staatsapparate, die zu 
ihrem Funktionieren die Schriftspra¬ 
che und geschriebene Zahlenzeichen 
einführten, die sich - auf Papyrus, Ton¬ 
scherben, Ziegenleder oder anderen 
Medien gespeichert - als Mittel der 
Kommunikation zwischen die einzel¬ 
nen Menschen schoben, die mit ihrer 
Hilfe in Kontakt waren. Diese Struk¬ 


tur der Kommunikation - völlige Do¬ 
minanz der direkten Kommunikation 
ohne Medium - blieb im Großen und 
Ganzen so bis zum Beginn der indus¬ 
triellen Revolution. Drei Totengrä¬ 
ber dieser kommunikativen Grund¬ 
ordnung von 5000 vor bis 1800 unse¬ 
rer Zeitrechnung kamen aber schon 
in dieser Zeit zur Welt: Der erste war 
die Erfindung des Papiers, die zweite 
die Erfindung des Buchdrucks und die 
dritte die Etablierung des Postwesens. 
Damit sickerten zunächst Rinnsale zwi¬ 
schen die direkte Kommunikation der 
Menschen und bewirkten wiederum 
dreierlei. Zum einen entstand stärker 
als selbst zur Blütezeit des römischen 
Reiches das Bedürfnis, mit diesen Me¬ 
dien kommunizieren zu können - also 


das nach der Fähigkeit zum Lesen und 
Schreiben. Zum zweiten bedurfte es 
zum Erwerb eines Buches oder dem 
Versand eines Briefes des Geldes und 
drittens und damit verknüpft wurde die 
Kommunikation der Warenform und 
so der Profitmacherei zugänglich. Die 
ersten großen Druckereien, Zeitungen 
und Verlagshäuser sind Zeu¬ 
gen dieses Aufbruchs, der die 
Mahnung von Karl Marx, das 
erste Privileg einer Zeitung sei 
es, kein Gewerbe zu sein, mit 
ausgestreckten Ellenbogen in 
die Seite rempelte. 

Weiter in Schwung kam die 
Verwandlung der Kommuni¬ 
kation in die Warenform mit 
der Entdeckung der Elektrizi¬ 
tät und der Radiowellen. Beides führte 
verbunden mit weiteren Verfeinerun¬ 
gen im Druckereigewerbe zur Entste¬ 
hung der Massenmedien, mit denen 
sich nicht nur - siehe Springer - großer 
Reichtum anhäufen ließ. Die Massen¬ 
medien galten und gelten zu Recht bis 
heute als Instrumente, durch die sich 
die Bedürfnisse großer Menschenmas¬ 
sen in die von Besitzenden und Herr¬ 
schenden gewünschten Richtungen 
lenken, also (de)formieren lassen. Die 
Massenkommunikation blieb aber in 
dieser Phase eine Kommunikation von 
einigen wenigen (vor allem Mächtigen) 
zu vielen. Abgesehen von privater Post 
war die Kommunikation der einzelnen 
Menschen untereinander bis in die 50er 
Jahre des letzten Jahrhunderts weiter¬ 


hin das, was sie in den Jahrtausenden 
vorher war: Gespräch zwischen den 
Menschen. Erst die Einführung des Te¬ 
lefons und seine massenhafte Verbrei¬ 
tung in der zweiten Hälfte des letzten 
Jahrhunderts schob zwischen die Spre¬ 
chenden ein technisches Medium. Da 
es zunächst staatlich organisiert war, 
war es der privaten Profitmacherei in 
den meisten kapitalistischen Industrie¬ 
nationen zunächst entzogen. Die Zer¬ 
schlagung und Privatisierung der Post 
am Ende des letzten Jahrhunderts er¬ 
möglichte es, auch diesen Acker unter 
den Pflug der Mehrwertproduktion zu 
nehmen. 

Wie die Zündung einer neuen Ra¬ 
ketenstufe hat auf das Feld der Kom¬ 
munikation aber seit Anfang des neuen 
Jahrtausends die Einführung des Han¬ 
dys gewirkt. Die vorher warenlos sich 
vollziehende Befriedigung von Kom¬ 
munikationsbedürfnissen wird an die 
Warenform und damit an den Besitz 
und Austausch von Geld gekoppelt; sie 
wird dadurch erst in großem Umfang 
der Profitmacherei zugänglich. Vor al¬ 
lem aber prägt sich bei diesem Schub 
noch stärker die Entstehung neuer Be¬ 
dürfnisse und die Gesetzmäßigkeit der 
Verformung von hergebrachten Be¬ 
dürfnissen aus. Während noch bis vor 
wenigen Jahrzehnten jeder Reisende 
entweder mit Vorfreude oder mit Ban¬ 
gen den unausweichlichen Gesprächen 
mit Zugabteil-Weggefährten oder War¬ 
tenden in den Bahnhöfen entgegen¬ 
sah, sind heute Innenstädte, Bahnhö- 


Die Massenmedien galten und gelten zu 
Recht bis heute als Instrumente, durch die 
sich die Bedürfnisse großer Menschenmas¬ 
sen in die von Besitzenden und Herrschen¬ 
den gewünschten Richtungen lenken, also 
(de)formieren lassen. 
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fe, Flughäfen und Züge bevölkert von 
Menschen, die mit Micky-Maus-Kopf- 
hörern auf den Ohren und den Blick 
fest auf ihr Smartphone genagelt ihr 
inneres Dasein völlig vom physischen 
Dasein entkoppelt haben: Sie sind hier 
und doch nicht hier, sondern in einer 
von ihrer gegenwärtigen physischen 
Umwelt abgelösten eigenen Kommu¬ 
nikationswelt gefesselt. Das ist nur 
möglich durch die Dazwischen-Schal- 
tung eines gewaltigen technischen Ap¬ 
parates, der die Schürfung seltener Er¬ 
den von der anderen Hälfte des Globus 
ebenso einschließt wie die Beförderung 
tonnenschwerer Satelliten in den Welt¬ 
raum. Dieser technische Apparat ist die 
Quelle ebenso gewaltiger Profite. Diese 
technische vermittelte Kommunikation 
ist - wenn sie ertragreich sein soll - dar¬ 
auf angewiesen, die nichttechnische zu 
verdrängen und damit die Struktur des 
menschlichen Bedürfnisses nach Kom¬ 
munikation selbst zu verändern. Folg¬ 
lich scheuen mehr und mehr Menschen 
im beruflichen und auch privaten Um¬ 
feld das private Gespräch und erset¬ 
zen es schnell und oft durch E-Mails; 
selbst das früher gebräuchliche Telefon 
weicht der die Menschen auseinander¬ 
schiebenden Ersatz-Kommunikation 
per WhatsApp oder anderen Plattfor¬ 
men. Die sogenannten sozialen Medi¬ 
en sind so in ihrem Kern die Menschen 
voneinander entfernende, also asozia¬ 
le Medien. Sie formieren das Bedürf¬ 
nis nach Kommunikation auf kapitalis¬ 
tische Art und deformieren es dadurch. 


Neue Profitmaschinen 

Die Unternehmen, die diese kapita¬ 
listische Zurichtung des menschlichen 
Bedürfnisses nach Kommunikation be¬ 
treiben - Apple und andere - sind heute 
die am stärksten kapitalisierten Unter¬ 
nehmen weltweit. Diese Industrie hat, 
verglichen etwa mit der Herstellung 
von Autos oder Flugzeugen, relativ ge¬ 
ringen technischen Produktionsappa¬ 
rat zur Voraussetzung. Bernd Kelly be¬ 
schreibt das in der Tageszeitung „junge 
Welt“ am 19./21. Mai 2018 so: „In der 
Softwareindustrie ist der Anteil des 
variablen Kapitals im Verhältnis zum 
konstanten Kapital sehr groß (...). Da¬ 
durch ergibt sich eine Mehrwert- und 
Profitrate, die unvergleichlich größer 
ist als bei den traditionellen Indust¬ 
rien. Inzwischen haben Softwarekon¬ 
zerne (...) einen höheren Börsen wert 
als traditionelle ,Hardware‘-Konzerne 
(...), obwohl etwa der Maschinenpark 
der Softwarekonzerne daran nur einen 
verschwindenden Anteil ausweist. Da 
inzwischen in vielen industriellen Pro¬ 
dukten mit steigender Tendenz Soft¬ 
ware zu finden ist, verbessert das auch 
in gewissem Maße die Profitrate der 
traditionellen Industrien.“ 

In seinem dieses Jahr auch auf 
Deutsch erschienen Buch über den 
von ihm so bezeichneten „Plattform- 
Kapitalismus“ beschreibt Nick Srnicek 
- ein Kanadier, der zurzeit in London 
digitale Ökonomie unterrichtet - das 
sogenannte Data-Mining, welches die 
Verarbeitung stofflicher Rohstoffe als 


Zentrum der kapitalistischen Mehr¬ 
wertproduktion mehr und mehr ab- 
löse. Die Explosion des Börsenwertes 
und der Gewinnausschüttungen von 
Amazon, Apple, Facebook und Mi¬ 
crosoft scheint das zu unterstützen. 
Hier scheint die marxistische Diskus¬ 
sion noch nicht abgeschlossen. Ähnlich 
wie im Transportgewerbe - mit dem 
sich Marx im zweiten Band des „Ka¬ 
pital“ ausführlich befasst hat - wird, 
so argumentieren die einen, von die¬ 
sen Gewerben nichts geschaffen, was 
direkt in die Befriedigung menschli¬ 
cher Bedürfnisse einflösse. Ist das so, 
so erklärt sich die Explosion von Ge¬ 
winnen und Börsenwerten dieser Un¬ 
ternehmen ähnlich wie das vorüber¬ 
gehende Aufblähen der Finanzsphäre 
dadurch, dass die wachsende Produk¬ 
tivität der Mehrwert-schöpfenden In¬ 
dustrien die Mehrwertmasse so hat 
anschwellen lassen, dass sich diejeni¬ 
gen, die über die komplexen weltwei¬ 
ten Vermittlungsketten von Profitver¬ 
teilung am ökonomisch und politisch 
längeren Hebel sitzen, davon größere 
Scheiben abschneiden können. So also, 
wie in den 80er und 90er Jahren die 
Banken und Versicherungen - ohne 
selbst Wert zu schaffen - den in ande¬ 
ren ökonomischen Sphären entstande¬ 
nen Mehrwert abschöpften, so tun das 
danach die genannten Konzerne heu¬ 
te aufgrund ihrer Macht über Infor¬ 
mationen. Für die innere Stimmigkeit 
dieser Argumentation spricht das, was 
wir alle kennen, wenn wir diese neuen 


Medien nutzen: Wir werden erschla¬ 
gen von einer Flut akustischer und 
optischer Werbebotschaften. Könnten 
Smartphones Gerüche ausstoßen, wür¬ 
de vermutlich auch dieser Sinn noch 
einbezogen werden. Die Zusteuerung 
der richtigen Werbebotschaften zum 
richtigen potentiellen Kunden aber ist 
das Kern-Geschäftsmodell von Google 
& Co. Aber sie steuern eben vor allem 
und letztendlich Waren aus der mate¬ 
riellen Produktion den künftigen Kun¬ 
den zu. In diesem Falle sind dann die 
Werbebeiträge, die zum Beispiel VW 
oder Nestle an Google überweisen und 
die sich dort dann - weil die Aufwände 
für fixes Kapital dort recht gering sind 

- als Gewinn-Fettschichten ablagern, 
ab- und umgeleiteter und kein originä¬ 
rer Mehrwert. 

Die andere Position ist die, dass sich 
eben eine neue Bedürfnisstruktur her¬ 
ausbilde, in deren Zentrum nicht mehr 
die Befriedigung durch stoffliche Mit¬ 
tel stünde. Damit aber würde sich der 
nicht-stoffliche Bereich zunehmend in 
das Zentrum der Mehrwert- und Profit¬ 
macherei schieben. Daran ist insofern 
etwas Richtiges, als tatsächlich z.B. das 
Kommunikationsbedürfnis, das wie 
beschrieben bis vor gut 100 Jahren 
der Profitmacherei, anders als stoff¬ 
lich fassbare Bedürfnisse, der Befrie¬ 
digung durch technische Instrumente 
weitgehend unzugänglich war, inzwi¬ 
schen eines ist, das durch den Kapita¬ 
lismus so umgeformt worden ist, dass 

- scheinbar! - zu seiner Befriedigung 
ein technischer Apparat vonnöten ist. 
Dieser technische Apparat allerdings - 
und damit wieder etwas Stoffliches - ist 
Voraussetzung für die Mehrwerterzeu¬ 
gung: Warum sonst sollten Menschen 
sich veranlasst sehen, ihre Arbeitskraft 
jemandem zu verkaufen, der sie aus¬ 
beutet, wenn er oder sie genauso gut 
ohne gigantische Hardware und Satelli¬ 
tenzugang mit Menschen kommunizie¬ 
ren könnte, die am anderen Ende der 
Welt wohnen? 

Das Einsaugen dieser vorher ver¬ 
schlossenen Sphären menschlicher Be¬ 
dürfnisse in die kapitalistische Waren¬ 
produktion ist jedenfalls - neben den 
Fehlern der Generation, die den gro¬ 
ßen Versuch von 1917 bis 1989 von der 
Elbe bis Wladiwostok vor die Wand 
gefahren hat - ein wesentlicher Grund 
für die Tatsache, dass es bislang nicht 
gelungen ist, die vorgeschichtliche Art 
und Weise, das Leben der Menschen zu 
organisieren, zu überwinden. Der Kapi¬ 
talismus erkauft sich so eine Erholung 
seiner Profitquellen und eine Verlän¬ 
gerung seiner historischen Existenz. Er 
tut dies aber um den Preis eines immer 
offenkundiger werdenden Siechtums: 
Diese Verwandlung der menschlichen 
Kommunikation in die Quelle von Pro¬ 
fit zerrüttet nicht nur in beschleunigtem 
Maße die natürlichen Lebensgrundla¬ 
gen durch die ökologisch hoch aufwen¬ 
dige Schürfung bisher in der Erde ru¬ 
hender Metalle und die Vollmüllung 
des erdnahen Weltraums. Er führt nach 
innen auch zu einer massiven Verar¬ 
mung menschlicher Kommunikation, 
indem sie mehr und mehr - und aus 
Profitgründen zwanghaft beschleunigt 

- die Nutzung technischer Mittel zum 
Nonplusultra von Kommunikation an¬ 
stelle von Gesprächen macht. Oder wer 
wagt es, noch von seiner letzten Reise 
zu erzählen, wenn doch der Reisebe¬ 
gleiter längst alle wichtigen Informati¬ 
onen nebst Fotos und Videos von allen 
Ereignissen allen Familienmitgliedern 
schon zeitgleich zugesandt hat? 

Digitalisierung und 
Sozialismus/Kommunismus 

Seitdem in den 90er Jahren die Thesen 
von Jeremy Rifkin über „das Ende der 
Arbeit“ diskutiert werden, kämpfen 
marxistisch orientierte Menschen um 
die zwingend notwendige Unterschei¬ 
dung zwischen dem stofflich-techni¬ 
schen Anteilen an den Produktions¬ 
verhältnissen (im Marxschen Sprach¬ 
gebrauch die Produktionsmittel) und 


den gesellschaftlichen Voraussetzun¬ 
gen, diese Mittel nicht im Sinne der 
Profitmaximierung, sondern zur Ent¬ 
wicklung des Menschen zum Menschen 
einzusetzen. Geht dem Menschen die 
Arbeit aus? Das ist nicht der Fall und 
wird es nie sein. Unter den Bedingun¬ 
gen der kapitalistischen Warenproduk¬ 
tion gibt es aber das systemimmanente 
Bestreben, Arbeit - die einzige Mehr¬ 
wert-bildende Substanz - als Kosten¬ 
faktor aus dem Produktionsprozess 
herauszurationalisieren. Unter nicht¬ 
kapitalistischen Bedingungen wäre 
das ein Segen für alle - die am Fließ¬ 
band oder bei stumpfsinniger Büroar¬ 
beit eingesparte Zeit könnte nun frei 
werden für die Entfaltung kultureller, 
künstlerischer, Erziehungs- und Bezie¬ 
hungsarbeit. Kapitalistisch deformiert 
wird aber der Fortschritt der Produk¬ 
tivkräfte vom Segen zum Fluch von 
Massenarbeitslosigkeit, Lohndrücke¬ 
rei und Perspektivlosigkeit der in die 
Verwertungslosigkeit gedrückten Men¬ 
schen vor den Mauern der kapitalisti¬ 
schen Zentren. Reaktionär, also rück¬ 
wärtsgewandt und damit perspektivlos, 
sind alle Versuche, Fortschrittlichkeit 
darin zu sehen, die noch unter kapi¬ 
talistischen Bedingungen - und damit 
immer deformierend - heranreifenden 
Entwicklungen unserer menschlichen 
Produktivkräfte zu verbieten oder ein¬ 
zugrenzen. Das wäre genauso hilflos 
wie die Versuche der mittelalterlichen 
Zünfte, die Anwendung moderner Ma¬ 
schinen durch Gesetzgebung und Ge¬ 
walt zu verbieten. 

Es sind nicht die technischen Mög¬ 
lichkeiten, die die Kommunikation 
verarmen lassen, sondern die Art und 
Weise, wie sie unter kapitalistischen 
Bedingungen genutzt werden. Ein gu¬ 
ter Freund von mir - Mathematiker 
von Beruf und wie ein Fisch im Was¬ 
ser des Internet unterwegs - weist 
mich in unseren Debatten um die Di¬ 
gitalisierung zu Recht auf das große 
Emanzipationspotential des Internet 
hin, das den rund 57 Prozent der Men¬ 
schen verschlossen ist, die bis heute 
weltweit überhaupt keinen Zugang 
zu diesem technischen Instrument ha¬ 
ben,. Es kann wie oben skizziert miss¬ 
braucht werden - am deutlichsten bei 
Facebook. Es kann aber, wie Wikipedia 
und die daran anknüpfende weltweite 
Kommunikationsstruktur in Ansätzen 
zeigt, aber auch dazu führen, dass sich 
die Spezies Mensch mit der Hilfe dieses 
technischen Instruments eine Art kol¬ 
lektives Hirn schafft, das, von den Fes¬ 
seln des Profitsystems und des waren¬ 
produzierenden Patriarchats befreit, 
eine für uns noch unvorstellbare Form 
rationalen Wirtschaftens ohne Geld 
und Markt, Marketing und Bedürf¬ 
nismanipulationen schafft. Das würde 
zum Beispiel helfen, das schlechte Ge¬ 
wissen zu beseitigen, das Gutmenschen 
drückt, wenn sie mit Blick auf Treib¬ 
hausgase einen Kühlschrank kaufen, 
weil die Vernetzung der besten Gedan¬ 
ken weltweit zügig andere Wege findet, 
Lebensmittel frisch zu halten - und in 
ähnlicher Form auch die Fragen der 
Mobilität ohne den Irrwitz der kapi¬ 
talistischen Individual-Deformierung 
dieses Bedürfnisses zu lösen. Und was 
die oben angesprochenen Urlaubsrei¬ 
sen anlangt: Von den kapitalistischen 
Arbeitskraft-Verkaufs-Fesseln befreit 
und im Reich der Freiheit angekom¬ 
men, wo pro Jahr niemand mehr 1 
600, sondern vielleicht noch 160 Stun¬ 
den oder alle zehn Jahre 1 600 Stun¬ 
den gesellschaftlich notwendige Ar¬ 
beit verrichten muss, würde sich das 
Reisen auch befreien lassen von dem 
Zwang, umsatzsteigernd in zwei Wo¬ 
chen zweiundzwanzig Ziele anzusteu¬ 
ern und darüber per WhatsApp zu¬ 
hause Rechenschaft abzulegen. Statt- 
dessen würde das Reisen mit Muße so 
vollzogen, dass die heute noch damit 
verbundenen ökologischen Folgeschä¬ 
den im Dunkel der Vergangenheit, in 
der wir noch leben, verschwunden sein 
werden. 
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Lena Kreymann / Paul Rodermund (Hg.) 

Eine Welt 
zu gewinnen 

Marx, der Kapitalismus 
von heute und was wir 
tun können 

Mit einem Vorwort von Dietmar Dath 

JETZT LIEFERBAR! 


Der Sammelband bietet Einsichten in das Leben und die Er¬ 
kenntnisse von Karl Marx, eine marxistische Interpretation 
der Widersprüche unserer Zeit sowie einen Überblick über 
Klassenkämpfe des 20. Jahrhunderts. 


Lena Kreymann, * 1989, Studium der Philosophie und Neuro- 
wissenschaften in Berlin, Bundesvorsitzende der SDAJ; 

Paul Rodermund, * 1989, Studium der Neurowissenschaften 
und Doktorand in Tübingen. Ehemaliger Bundesvorsitzender 
der SDAJ. 


Mit Beiträgen von Hans-Peter Brenner, Dietmar Dath, Heiko 
Humburg, Georg Fülberth, Patrik Köbele, Philipp Krämer, Lena 
Kreymann, Beate Landefeld, Jürgen Lloyd, Seta Radin, Paul Ro¬ 
dermund, Björn Schmidt, Arnold Schölzel, Werner Seppmann, 
Jürgen Wagner, Lucas Zeise. 


Hiermit bestelle ich_Exemplar(e) „Eine Welt 

zu gewinnen" ä 10,00 Euro (zzgl. versandkosten) 

Name, Vorname 


Straße, Hausnr. 


PLZ, Ort 


Datum, Unterschrift 


Einsenden an: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . Tel.: 0201 - 17 78 89 23 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 




27.12.18 

27.12.18 


www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 
Kontakt: 0641 82149 


Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

11.01.19 (2 Wochen) 

18.01.19 (3 Wochen) 

Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten vietna¬ 
mesischen Schriftsteller. 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

Wrtötljof feinte* 

1S91 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 


BÜCHEL 

PICHTMACH EN! 

AKTIONSPRÄSENZ 
VOM JULI 2018 

ABRÜSTEN STATT 
AUFRÜSTEN! 

dkp-rlp.de | info@dkp-rlp.de 

SDA DKP 

RHEINLAND-PFALZ RHEINLAND-PFALZ 




* 



Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse in 
der Karl-Liebknecht-Schule 

29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließlich re¬ 
pressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der Staat ins¬ 
titutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfteverhältnis? Wie 
steht es um die „Verdrahtung" von Staat und Finanzoligar¬ 
chie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? Wie ist das Verhältnis 
von Nationalstaat und supranationalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische Repu¬ 
blik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an den revolu¬ 
tionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 
Hanns-Peter Brenner 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 



DVD-NEUERSCHEINUNG 

WO DER HIMMEL AUFGEHT 

Esther Bejarano und Microphone Mafia in Kuba 

Dokumentarfilm, 45 Minuten 

Dank der Musik hat Esther Bejarano Auschwitz überlebt. 
Mit 92 Jahren verwirklicht sich die Sängerin einen Traum 
und reist mit ihrem Sohn und der Rap-Gruppe Micro¬ 
phone Mafia nach Kuba. Mitreißende Konzertausschnitte 
machen die Begeisterung spürbar, die das kubanische 
Publikum einer einzigartigen Frau entgegenbringt. So 
bildet der Film den gemeinsamen Traum von einer Welt 
ab, deren Himmel für alle, die unter ihm leben, gleicher¬ 
maßen aufgeht. 

Ein Film von Tobias Kriele („Die Kraft der Schwachen“) 
DVD 12,- inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten 
Bestellungen unter: 

uzshop.de info@unsere-zeit.de Tel: 0201 17788923 


Toskana, nah am Meer 

wiw.lfliltiiTa'biQhof.dr | QGJG'.tSH. 


Ökeh&f im Olivenhain, 
weitet Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Hä Lachen; 
Ki ridfef paradies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Alles Gute zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich den folgenden 
Genossinnen und Genossen zu ihren 
(halb-) runden Geburtstagen im 1. Halbjahr 2018: 

Ruth Hombrecher zum 60. Geburtstag 
Horst Strauß zum 60. Geburtstag 
Volker Jung zum 65. Geburtstag 
Elvy Schmidt zum 65. Geburtstag 
Leo Heß zum 70. Geburtstag 

Wir wünschen Euch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 


20.7. 1968-20.7.2018 

Inge und Heinz Heimann 

machen die 50 voll! 

Wir gratulieren ganz herzlich zur Goldenen Hochzeit - 
macht weiter so! 

Die Genossinnen und Genossen der 
DKP Kreis Wesel/Kleve 


"BITTE VORMERKEN! 

- SAVE THE DATE - 

Sonntag, 30. September 2018- 
NRW Netzwerk Tagung 

für Aktive in Betrieb und/oder Gewerkschaft - 
mit/noch ohne Funktion/Wahl-Ehrenamt. 

Weitere Infos in Kürze!" 


Wohnprojekt 

Roter Stern Münsterland 

sucht Mieterin 

★ Bezugsfertig: 40 m 2 
Appartement 

★ 5000 m 2 Grundstück 
zur Mitnutzung 

★ Ländliche Lage, aber 
nur 20 km zur Innen¬ 
stadt Münster 

★ Nächster Bahnhof: 

5 km entfernt 

Mietpreis, Fotos und weitere 

Informationen auf Anfrage 

Kontakt: Ansgar Schmidt 

ansgar69@gmx.de 

0163 8996758 



DAS MAGAZIN DER SDAJ 

www.SDA3.or0 


Besuchen Sie unseren Stand! 

Fiesta de 
Solidaridad 

28. Juli 2017,14-22 Uhr 

Parkaue, Berlin-Lichtenberg 


Kommen Sie mit uns ins Gespräch und 
nutzen Sie die Chance zum Stöbern in 
unserem Shopangebot! 



IMMER WIEDER 
EINEN BLICK WERT 

US shop 

www.uzshop.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stapler¬ 
fahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossinnen 
und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und Türme 
bauen oder mit der UZ und der Pressefestzeitung im Ruhr¬ 
gebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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Wie geht Antifaschismus? 

Leserbrief zu „Wozu die Farce dient“, 
UZ vom 13. Juli 

Nach einer wirklich treffenden Darstel¬ 
lung der monopolkapitalistischen Pro¬ 
fiteure des Flüchtlingselends und ihrer 
Methoden und Ziele (Lohndrückerei, 
schlechtere Arbeitsbedingungen, Aus¬ 
weitung des Armutslohnsektors) sowie 
der politischen Betreiber der dazu nöti¬ 
gen bürgerlichen Politik sollte die stra¬ 
tegische Orientierung klar sein: Kampf 
gegen den so erkannten Gegner, also 
das Monopolkapital und seine asozialen 
Interessen an Maximalprofit nach innen, 
Kampf gegen seine imperialistische 
Ausplünderungs-, Kriegs- und Zerstö¬ 
rungspolitik nach außen („mehr deut¬ 
sche Verantwortung“), die das Flücht¬ 
lingselend erst verursacht, Kampf für 
die eigenen Interessen an Frieden und 
sozialer Sicherheit mit dem Ziel des So¬ 
zialismus. Diese zentrale Strategie wird 
auch Antimonopolismus genannt und 
ist Inhalt des von Kommunisten gegen 


Die Jazz-Polizei aus Berlin, eine schö¬ 
ne Mischung aus Impro-Theater und 
Marching-Band, eröffnet am Freitag 
auf dem UZ-Pressefest die „Perle 
vom Borsigplatz“, das Zelt der DKP- 
Dortmund. Um Polizeiarbeit und 
Staatsschutz wird es - sehr viel weni¬ 
ger witzig - auch im Anschluss in ei¬ 
ner Diskussionsrunde „NSU-Prozess 
zu Ende - viele Fragen offen“ gehen. 
Neben weiteren wird sich Markus 
Bernhardt, Autor von UZ und jun¬ 
ge Welt, an dem Gespräch beteiligen. 
Der Klassiker in der Perle am Freitag¬ 
abend: Huggy Borghardt mit Blues ’n’ 
Boogie am Piano. 

Am Samstag erwartet die Gäste 
der „Perle“ ab 15 Uhr ein Themen¬ 
nachmittag unter dem Motto „Wacht 
auf, Verdammte dieser Erde!“ Die 
Anfangszeile der „alten“ Internatio¬ 
nale passt zu den Verhältnissen heu¬ 
te: Militarisierung und Krieg, dadurch 
Millionen Menschen auf der Flucht 
und staatlich geschürter Rassismus, 
der die Flüchtlinge zum Sündenbock 
macht für die zunehmende Armut in 
diesem reichen Land. Zeit, sich an ei¬ 
nen Tisch zu setzen. In der „Perle“ tun 
das eine Vertreterin der Dortmunder 
„Flüchtlingspaten“, Geflüchtete und 
Aktive aus sozialen Initiativen, dar¬ 
unter Sylvia Brennemann, Initiative 
Marxloher Nachbarn, Bastian Pütter 
vom Obdachlosen-Magazin Bodo und 
Shabnam Shariatpanahi von der DKP 


das Monopolkapital als dominierendes 
gesellschaftliches Verhältnis geführten 
Kampfes. Sollte man meinen. Statt des¬ 
sen zieht Lucas Zeise in der UZ jedoch 
zuallererst und allein die Schlussfolge¬ 
rung: Immigration stoppen, Grenzen zu, 
damit die Menschen nicht noch mehr 
gegen die Falschen wüten. Vom Mo¬ 
nopolkapital ist auf einmal keine Rede 
mehr. Was soll das? Günstigstenfalls ist 
so etwas das Nachbeten rechtsopportu¬ 
nistischer Entgleisungen von Pseudo- 
Linken wie Wehr oder Wagenknecht 
oder von Aufstehen gegen Rassismus. 
Schlimmstenfalls schreitet man so plötz¬ 
lich Seit 4 an Seit 4 mit der AfD und rät¬ 
selt, wie man da wohl hingekommen ist. 
Liebe UZ, Kommunisten brauchen da 
mehr klare antimonopolistische klas¬ 
senmäßige Orientierungen, nicht so ein 
dummes Zeug. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Zwei Mal Kapital lesen 

Zum Leserbrief: „Auf dem Weg zum 
Sozialismus“, UZ vom 29. Juni 

Meine Empfehlung: Das Kapital zwei 
Mal lesen und gründlich durchden¬ 


Ruhr-Westfalen. Das Dortmunder 
„Bündnis gegen rechts 44 hat wie beim 
vergangenen Fest Flüchtlinge und ihre 
Familien zum Fest eingeladen. An die¬ 
sem Nachmittag soll nicht nur geredet, 
sondern auch gemeinsam gefeiert wer¬ 
den: Afghanen bringen die Musik ihrer 
Heimat mit, junge Roma rappen, und 
Kinder können an einer großen Mal¬ 
wand ihre Wünsche ausdrücken. Der 
Begriff „Heimat“ wird von Helmut 
Manz kabarettistisch aufbereitet, die 
Dortmunder Musiker um Peter Sturm 
sind mit internationalen Liedern dabei 
und der Schauspieler Andreas Weißert 
liest Texte zum Thema. Ein Programm 
zum Nachdenken nicht zuletzt über 
die Frage „Was tun?“, aber auch ein 
Programm der Lebensfreude und des 
Mutmachens: „Wacht auf!“ 

Der Sonntag in der „Perle“ wird 
von der Microphone Mafia eröffnet 
und steht dann im Zeichen eines run¬ 
den Geburtstages: 50 Jahre DKP in 
Dortmund geben Anlass zum Rück¬ 
blick in Bildern. Werner Groß, ers¬ 
ter Kreisvorsitzender der DKP Dort¬ 
mund, erinnert an die Zeit „damals“ 
und Reinhard Junge erinnert an seine 
Eltern, die Dortmunder Widerstands¬ 
kämpfer und Kommunisten Lore und 
Heinz Junge. Das Programm in der 
„Perle“ endet mit einem Wunschkon¬ 
zert und dazu passt ganz sicher noch 
ein lecker Bierchen zum Abschied. 

WR 


ken! Das Manifest, insbesondere über 
den „Bourgeoissozialismus“, mehrfach 
und immer wieder, bevor man etwas 
vom (vorgeblichen) „Sozialismus chi¬ 
nesischer Prägung“ schreibt. Nachhil¬ 
fe könnte man hier auch von Familie 
Quandt, insbesondere von Frau Klatten, 
bekommen. Aber auch von Frau Mohn 
(Bertelsmann-Stiftung). Zusätzlich bei 
den etwa 5 000 bundesdeutschen Un¬ 
ternehmen, alleine aus Bayern rund 
2 000. Quellenmaterial kann man auch 
von Siemens undThyssenKrupp erwar¬ 
ten (Siemens und Krupp, seit der zwei¬ 
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Chi¬ 
na). Beide deutsche Konzerne pflegten 
auch ihre ungebrochenen Verbindun¬ 
gen während der sog. „Kulturrevolu¬ 
tion“. 

Reinhold Schramm , per E-Mail 

ln Schutz genommen 

Leserbrief zu „Zetsche vorgeführt“, 
UZ vom 15. Juni 

Der Artikel soll vermutlich kein Beitrag 
zum Umweltschutz sein. Sind Fahrver¬ 
bote die richtige Antwort zum Klima¬ 
schutz? 


Im turbulenten Jahr 1968 begann einer 
unserer Zeitzeugen gerade sein Stu¬ 
dium, ein zweiter prügelte sich, auch 
gegen die Orientierung seiner Anlei¬ 
ter durch die illegale Partei, mit den 
Ordnern der NPD, eine dritte fuhr im 
Parteiauftrag nach Bonn, um Herbert 
Wehner zur Legalisierung der KPD 
zu veranlassen und ein vierter leiste¬ 
te innerhalb der 
Bundeswehr 
seinen Dienst, 

Bau, also Ar¬ 
meeknast, für 
das Auftreten 
in Uniform auf 
dem ersten Par¬ 
teitag der DKP 
mit inbegriffen. 

Das Seminar 
hatte sich den 
durchaus gro¬ 
ßen Anspruch 
gestellt, die 
Aussagen der Zeitzeugen und Quel¬ 
len aus der Zeit der Neukonstituie¬ 
rung einzuordnen und für eine neue 
Parteigeneration zu erklären. Den 
Zeitzeugen sei an dieser Stelle noch 
einmal ausdrücklich für ihre Bereit¬ 
schaft zur Mitarbeit am Seminar ge¬ 
dankt. 

Das Seminar begann mit einer 
Einordnung des ökonomischen und 
politischen Krisenverlaufs ab 1966 
und der Reaktionen, vor allem der 
Arbeiterbewegung darauf. Es wur¬ 
den dann Legenden gegen die Par¬ 
tei und im Anschluss der Kampf ge¬ 


Natürlich lösen Fahrverbote nicht 
das Problem. Es muss eine Gesamtlö¬ 
sung her. Die Regierung Merkel hat of¬ 
fensichtlich den Mund zu voll genom¬ 
men, die Auflagen des Umweltschutz¬ 
abkommens termingemäß zu erfüllen. 
So trägt der Artikel nach meinem Ver¬ 
ständnis eher dazu bei, die Autoindus¬ 
trie in Schutz zunehmen, die jahrzehn¬ 
telang die Autofahrer abgesahnt und 
letztendlich auch mit falschen Anga¬ 
ben über Abgaswerte betrogen hat. (...) 

Keine Frage, die Autoindustrie in 
Deutschland ist ein wichtiger Wirt¬ 
schaftsfaktor im Kapitalismus, auf den 
ungern verzichtet wird, aber der Indi¬ 
vidualverkehr hat in einer Weise zuge¬ 
nommen, der kaum noch in den Griff 
zu bekommen ist. (...) Eine Lösung 
zur Reduktion der Umweltbelastung 
ist nicht einmal im Ansatz in Sicht. 

Hans Jürgen Rettig , per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht 
länger als 1800 Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


gen die Rechts ent wicklung beschrie¬ 
ben. Eine Runde zur Gründung der 
SDAJ mit ihren theoretischen und po¬ 
litischen Traditionen rundete diesen 
Teil des ersten Tages ab. Es folgte die 
mit Spannung erwartete Zeitzeugen¬ 
runde. Hier diskutierten Ingrid Wils, 
Hans-Peter Brenner, Hein Pfohlmann 
und Walter Bauer ihre Erinnerungen 
an das Jahr 1968. 
Allein die Perso¬ 
nen zeigen im üb¬ 
rigen bereits, dass 
die Tradition der 
Partei nichts ist, 
was bereits zur 
Vergangenheit ge¬ 
hört. Wer von ih¬ 
nen welche Ge¬ 
schichte zu erzäh¬ 
len hat, müssen 
die werten Leser 
unsere Zeitzeugen 
schon selbst fra¬ 
gen. Die Teilnehmer des Seminars 
hörten ihnen gespannt zu. 

Runden zur internationalen Situa¬ 
tion, zur Strategie von KPD und DKP 
und dazu, ob wir eine „nationalisti¬ 
sche Rethorik“ pflegen, wie „Histo¬ 
riker 44 der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
behaupten, rundeten das Seminar ab. 

An die Strategie der DKP anknüp¬ 
fend gestalten Beate Landefeld und 
Kurt Baumann das nächste Seminar, 
am 29. und 30. September, zur Staats¬ 
frage. Wieder - natürlich in der Karl- 
Liebknecht-Schule unserer Partei. 

Kurt Baumann 


Termine@unsere-zeit.de 


Büchel: Aktionen vor dem Fliegerhorst 
Büchel, 10 Uhr 

Büchel: „Rüstungskonversion“, Veran¬ 
staltung mit Anne Rieger (Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag), 18 Uhr 


SA ★ 21. JUL 


Fürth: Infostand der DKP Fürth zu Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten, Platz der Opfer des 
Faschismus, 11 Uhr 

Büchel: Kundgebung vor dem Haupttor 
des Fliegerhorstes mit Vertreterinnen und 
Vertretern Kommunistischer Parteien aus 
Deutschland, Luxemburg, Belgien und 
den Niederlanden, 14 Uhr 

Büchel: „Geschichte und Erfahrungen 
der Frauenfriedensbewegung“, Gespräch 
mit Kommunistinnen, autonomen und 
pazifistischen Frauen, 18 Uhr 

Büchel: Working Class Song Night, 21 Uhr 


SO ★ 22. JUL 


München: #ausgehetzt-Demo, Gemein¬ 
sam gegen die Politik der Angst!, Goethe¬ 
platz, 13 Uhr 


Dl ★ 24JUL 


München: Engpass Notfallversorgung, 
Pflege in der Klemme, mit Dr. med. Peter 
Hoffmann, Peter Friemelt (Gesundheitsla¬ 
den) und einer Gewerkschafterin, DGB- 
Haus, Schwanthalerstraße 64,18 Uhr 

Recklinghausen: „Wir werben für das 
UZ-Pressefest“, Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7, Recklinghau¬ 
sen-Innenstadt, 19.30 Uhr 


Ml ★ 25JUL 


Röthenbach: Gruppenabend DKP Nürn¬ 
berger Land, Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19 Uhr 


DO ★ 26 JUL 


Eschborn-Niederhöchstadt: Kommu¬ 
nisten und die Friedensfrage, Bildungs¬ 
abend der DKP Taunus-Wiesbaden, 
Bürgerzentrum Niederhöchstadt, Mont- 
geronplatz 1,19 Uhr 

Trier: Noche Cubana, Kubanischer Abend 
mit Musik, Film, Reisebericht und lecke¬ 
ren Getränken, SDAJ Trier und DKP Trier, 
Komplex - Infoladen Trier, Hornstraße 7, 
19.30 Uhr 

Hamm: NSU-Prozess: Deckel drauf - 
und das war’s? Anmerkungen zu einem 
Skandal, der keiner sein darf, mit Wolf 
Wetzel (Buchautor, Journalist und Publi¬ 
zist, ehern, stellv. Vorsitzender Business 
Crime Control), Gaststätte „Zunftstuben“, 
Oststraße 53,19.30 Uhr 


DO ★ 2. AUG 


Suhl: Marx als Revolutionär und der 
Bezug zur Gegenwart, mit Prof. Dr. Eike 
Kopf, RotFuchs Regionalgruppe Suhl und 
Umgebung und DKP Gruppe Suhl, Gast¬ 
stätte „Weiberwirtschaft“, Bahnhofstra¬ 
ße 1,17 Uhr 


FR ★ 10. AUG 


Hamburg: 36. Bundestreffen der DKP- 
Queer, MTZ, Lindenallee 72, bis 12. AUG 


Wacht auf, Verdammte 
dieser Erde! 

ln der „Perle“ treffen sich Flüchtlinge und ihre 
Unterstützer mit Machern der Obdachlosenzeitung Bodo 


Mehr KP wagen! 

Seminar zur Neukonstituierung der DKP an der 
Karl-Liebknecht-Schule 



Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-AJbonnemen< □ monatlich* □ vierieijäh rl ichf □ halbjährlich □ jährlich * Nur bet SERA Einzug möglich 
- □ E i jizu gser mächtig u ng / S EPA -LaMa chriftma ndat 


Name, Vomanw 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Ich komme zum UZ-Pressefest... 


„ weil unsere Zeit dieses Fest, 
braucht, weil sich hier Menschen 
treffen, die sich mit Krieg, Ras¬ 
sismus und Ausbeutung niemals 
anfreunden werden.“ 

Klaus Bartl , 

Mitglied des Sächsischen Landtages 
und rechtspolitischer Sprecher der 
Linksfraktion 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7. bis 9. September 


Alles vorbei 

Finalspiele, Nationalisten und ein „Gehängter“ 


Der Wecker klingelte Samstag früh um 
7.30 Uhr, die UZ-Extra zum Pressefest 
rief mich zum Layout an den häusli¬ 
chen Schreibtisch. Kein schöner An¬ 
fang. Das Semifinale schaute ich dann 
nur mit U., dem Mann ohne Zähne, und 
einigen anderen finsteren Gestalten. 
Die schöne M. schrieb um 15.00 Uhr: 
„Lege mich nochmal hin.“ Hmm. Hätte 
mir sicherlich auch gut getan, am Vor¬ 
abend war ich auf einer Leier, wo u.a. 
„Gehängter“ gereicht wurde. Dumm, 
wie ich bin, probiere ich ja erst mal al¬ 
les. Ein „Gehängter“ aber ist dieses: 
Eine Sardelle aus dem Glas (das Salz 
wird nicht abgewaschen) mit einem 
Zahnstocher in ein Pinnchen warmen 
Korn gehängt, fünf Minuten warten, 
Sardelle essen, Korn hinterherkippen. 

Tut es nicht, es schmeckt scheiße. 
England gegen Belgien immerhin war 
nicht scheiße, zumindest die Belgier 
wollten gerne den dritten Platz, den sie 
durch ein verdientes 2 : 0 auch erhiel¬ 
ten. Ein überflüssiges Spiel, aber an¬ 
sehnlich. Abends holte mich die schöne 
M. ausgeschlafen zu einer weiteren Par¬ 
ty ab, betrat also erstmals meine Woh¬ 
nung und ging nicht direkt rückwärts 
wieder raus. Sie trank sogar ein ganzes 
Bier auf meinem Sofa. Immerhin. 

Nach fünf Stunden Schlaf, alleini¬ 
gem natürlich, schrillte erneut der UZ- 
Extra-Wecker. Uff. Nach weiteren fünf 
Stunden holten mich dann am frühen 
Nachmittag die Partys und die Arbeit 
ein, ich legte meinen schweren Kopf 
in den Schrebergarten und schrieb der 
schönen M.: „Kein Rudelgucken heu¬ 
te, schaffe ich nicht. Komm zum Schau¬ 
en in den Garten, wenn du magst.“ Sie 
mochte nicht und schrieb zurück „Ein 
wenig angepisst bin ich schon.“ Au Ba¬ 
cke. 


Das große Finale war dann ein sport¬ 
liches, aber vor allem auch ein politisches. 
Wer die Geschichten gelesen hat (sehr 
guter Artikel bei „schwatzgelb.de“) und 
die Videos der Kroaten aus der Kabine 
gesehen hat, der konnte nicht für diese 
Mannschaft sein. In der Kabine lief nach 
ihren Siegen die Band „Thompson“, die 
rechtsradikalste Gruppe Kroatiens, und 
diverse Spieler sangen mit. Ein Lied be¬ 
ginnt gleich mit „Za Dom - Spremni“ - 
dem Ruf der Ustascha. Unter ihrem Re¬ 
gime wurden mehrere Hunderttausend 
Serben, Juden, Roma, Antifaschisten und 
Kommunisten in Konzentrationslagern 
bestialisch umgebracht. 

Für mich war also klar: Es muss¬ 
te Frankreich werden! Und die Sache 
war gar nicht so einfach, die Franzosen 
schienen plötzlich Angst zu haben und 
die Kroaten liefen wie (nationalistisch) 
aufgezogene Dura-Cell-Hasen über den 
Platz. Freundlicherweise fing der Kroate 
Mandzukic das Torspektakel mit einem 
Eigentor an und es gab auch sonst aller¬ 
lei Spannung: Ein Elfmeter durch Vi¬ 
deobeweis (zu Recht, wie ich fand), ein 
wahnsinniger Torwartfehler der Franzo¬ 
sen und drei weitere schöne Tore. Frank¬ 
reich wurde mit 4 : 2 Weltmeister. Im üb¬ 
rigen gibt es da jemanden, der Frankreich 
vorausgesehen hatte, wie in der UZ nach¬ 
zulesen ist: Ich. Immerhin. 

Die schöne M. hat sich abends noch 
per WhatsApp entschuldigt und mir eine 
schöne Nacht gewünscht, Frankreich ist 
ein würdiger Weltmeister und wenn jetzt 
dieser Zeitungsausgabe noch die UZ-Ex- 
tra beiliegt, ist doch alles richtig gelaufen. 
Ich verabschiede mich dann mal in die 
Sommerpause mit dem lieben Toni Pols¬ 
ter (u.a. 1. FC Köln): „Ich grüße meinen 
Vater, meine Mutter und ganz besonders 
meine Eltern.“ Karl Rehnagel 


Pitanas Weg zum Gott 
in Frankreich 

Argentinien stand doch im Finale 



Der argentinische Präsident Mauricio Macri mit der kroatischen Präsidentin 
Kolinda Grabar-Kitarovic (März 2018). 


N ach der Fußball-Weltmeis¬ 
terschaft 2014 führte die UZ 
in ihrer Ausgabe vom 18. Juli 
2014 den Beweis, dass nicht nur Gott, 
sondern auch seine Antithese, der 
Abgott, Argentinier ist. Da hatten 
die Argentinier allerdings durch ein 
Tor, an dem sich Deutschlands Fuß¬ 
ballfans im wahren Sinne des Wortes 
ergötzen konnten, soeben das Finale 
verloren. 

Nun wird Deutschland mangels 
neuer Heldenepen Wiederholungen 
dieses Tores weitere vier Jahre lang 
vor sich hertragen, während Argen¬ 
tinien immerhin von sich sagen kann, 
wenigstens nicht gegen Südkorea, 
sondern gegen den Weltmeister aus¬ 
geschieden zu sein. Und das mit 3:4 
auch noch denkbar knapp; niemand 
hatte die Franzosen so sehr an den 
Rand der Niederlage gebracht. Die¬ 
go Maradona, die „Hand Gottes“ auf 
den Rängen, schien deutlich verunsi¬ 
chert, ob er den Allmächtigen oder 
lieber gleich sich selbst beschwören 
sollte, um die Niederlage von Messi 
& Co verhindern zu helfen. 

Das Finale der WM 2018 fand also 
ohne Argentinien statt, aber das heißt 
nicht, dass Gott nicht seine Rolle ge¬ 
habt hätte - denn „sin argentino no es 
fiesta“ weiß man am Rio de La Plata 
ohne falsche Bescheidenheit: Ohne 
Argentinier geht es halt nicht. Gleich 
zwei falsche Entscheidungen in der 
ersten Halbzeit steuerte der Pfeifen¬ 
beauftragte bei, Schiedsrichter Nes¬ 
tor Pitana aus Argentinien, auf dass 
Frankreich in diesem Spiel gegen 
Kroatien mit zwei dadurch erzielten 
Toren zur Pause nicht etwa verdient 
auf die Verliererstraße, sondern in die 
Erfolgsspur kam. 

Nun heißt „pitar“ im Spanischen 
„pfeifen“, und zwar auch im Sinne 
eines Fußballspiels. In Argentiniens 
Nachbarland Chile hat „pitar“ zudem 
die Bedeutung von „verpfeifen“, im 
Sinne von Betrug. Namensspielchen 
aber verbieten sich, heißt es in seriö¬ 
sen Zeitungen. Daher begnügen wir 
uns hier mit dem wahren Leben. 

Und in dem hat der Herr Pitana 
am 22. Oktober 2015 seine Sympathie 
für den rechtsgerichteten Landsmann 
Mauricio Macri bekundet, der sich im 
Wahlkampf um die Präsidentschaft 
des Landes Daniel Scioli gegenüber¬ 
sah. In einem Tweet äußerte er sei¬ 
ne „bescheidene Meinung: Wer [wie 


Scioli] seine Provinz zerstört hat, darf 
nicht ein Land regieren. Der einzige, 
der eine erfolgreiche Amtsführung 
hatte, war Macri.“ 

Selbst ein Unparteiischer, wie die 
Fußballschiedsrichter wider alle Le¬ 
benserfahrung immer noch genannt 
werden, darf natürlich eine politische 
Meinung haben. Und sie dann auch 
äußern. 

Als die kroatische Präsidentin Ko¬ 
linda Grabar-Kitarovic im März Pi¬ 
tanas politischem Freund Macri bei 
ihrem Staatsbesuch in Argentinien 
ein Trikot der kroatischen Fußball¬ 
mannschaft schenkte, versehen mit 
dem Namen des argentinischen Prä¬ 
sidenten, war ihr weder klar, dass ihre 
Mannschaft bis ins Finale kommen 
würde, noch dass ihr das Geschenk im 
Falle eines Endspielgegners Frank¬ 
reich schon gar nicht helfen würde. 
Denn nicht nur, dass die einzige ir¬ 
dische Institution, die wirklich gott¬ 
gleiche Kompetenzen hat, die FIFA 
ist und diese den Argentinier Pitana 


das Endspiel (ver)pfeifen ließ. Nein, 
Macri ist - Namensspielchen hin oder 
her - zudem auch noch ein Möchte- 
gern-Macron. Dieser hatte ihn zwar 
bei seinem Besuch im Elysee mit der 
Bitte nach einem Freihandelsvertrag 
der EU mit dem MerCoSur abblit¬ 
zen lassen, weil das schädlich für die 
französische Viehzucht sei, aber beim 
Thema Venezuela und der Nichtan¬ 
erkennung der dortigen Wahlen war 
man sich einig. Und dicke Freunde in 
Sachen Abbau sozialstaatlicher Er¬ 
rungenschaften sind Macri und Ma- 
cron schon lange. 

Ist alles zu weit hergeholt? Nestor Pi¬ 
tana ist möglicherweise gar nicht die¬ 
se weiten politischen Wege gegangen 
um sich selbst seine Vorliebe für ei¬ 
nen französischen Sieg herzuleiten, 
und der kommunistische Hang zum 
Materialismus sollte hier lieber ein¬ 
mal den Irrationalismus zu Rate zie¬ 
hen: In der Vorrunde hatte Kroatien 
Argentinien mit 3:0 gedemütigt. Und 
da hört der Spaß auf. Günter Pohl 




20. UZ-PRESSEFEST 

2018 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT DORTMUND 


Neue Werbematerialien für unser Pressefest - Jetzt bestellen! 



Luftballons „20. UZ-Pressefest 1 

Rot, Durchmesser 30 cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "Gespenst des Kommunismus" 

10 Stück 2,- Euro / 100 Stück 15,- Euro 


Bierdeckel „20. UZ-Pressefest' 

Rot, rund, Durchmesser 10,7cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "uz Probelesen mit Adressfeld" 

20 Stück 1,- Euro / 100 Stück 4,- Euro 


Warnweste „uz - unsere zeit' 

Rot, Einheitsgröße (groß!) 

Rückseite "uz - unsere zeit" 

1 stück 7,- Euro / 5 stück 30,- Euro 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand, GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS, IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 











